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«10.

Von

I. Tagesordnung und Programm.

A. Tagesordnung
Eröffnungund Geschäftsbcricht.
Ein Jahrhundert der Städteordnung.

Berichterstatter: Justizrat S chr o ck- Marienwerder.

Die Fürsorgefür die schulentlassenemännlicheJugend, insbesondere durch Jugendspiele.
Berichterstatter: Stadtrat Dr. Mayer-Danzig.

Errichtung einer Ruhegehaltskasse für die Provinz Westpreußen.
Berichterstatter: BürgermeisterMüller-Dr Krone.

Fortsetzungdes Vortrages:
Jst die Lage der kleinen, nicht kreisfreien Städte durch die Gesetzgebungder letzten

35 Jahre gefördert oder geschädigtworden und wie kann ihnen geholfen werden?

Berichterstatter: BürgermeisterMüller-Dt. Krone.

Gesetzentwnrf über Haftung des Staates pp. für Amtspflichtoerletzungenvon Beamten bei

Ausübung der öffentlichenGewalt.

Berichterstatter: BürgermeisterZ i tzl a f f - Marienwerder.

Verschiedenes (u. a. Beschlußfassungüber den Beitritt zum deutschen Städtetage. — Antrag
der Stadt Graudenz auf Änderungder Satzung dahin, daß die Tagungen des West-
preußischenStädtetages nur alle 2 Jahre stattfinden sollen. — Erlaß einer Polizei-

verordnung betr. EinrichtungBetrieb und ÜberwachungelektrischerStarkstromanlagen.—.)
Entlastung der Rechnung.
Wahl des Vorstandes.

-

Beschlußfassungüber Ort und Zeit des nächstenStädtetages.

B. Programm.

Donnerstag, den 25. Juni 1908.

Zwangloses Beisammenseinder bereits eingetroffenen Mitglieder des

Städtetages im Garten des Neuen Schützenhauses Konzert

8 Uhr abends ab:

Freitag, den 26. Juni 1908.

Zusammentreffen am Dom. Besichtigung des Domes. Übungder

freiwilligen Feuerwehr.Besichtigungdes Neubaues der höheren

Mädchenschnle,des neuen Siechenhauses u. s. w.

8 Uhr vormittags :

10 Uhr: Sitzung des Städtetages im Saale des Neuen Schützenhauses·

111X2Uhr: Frühstück,gegeben von der Stadt Marieinerder.

12 Uhr: Fortsetzung der Verhandlungen
2 Uhr: Gemeinsames Mittagessenim Festsaale der Kasinogesellschast.
41X3Uhr: Abfahrt mit der Kleinbahn vom Hauptbahnhof nach der Weichsel-

Brückenbaustelle.Befichtigung der Brückenbaustelle. Dampserfahrt
nach Fiedlitz. NachRückkehrBeisammenseinim SchützenhauseKonzert.

Honnabend, den 27. Juni 1908.

7,50 Uhr vormittags: Abfahrt vom Hauptbahnhofnach Liebental. Besichtigungdes Wasser-
werkes und des Neubaues des Landgestüts. Rückkehr9,48 Uhr.

10 Uhr: Sitzung des Städtetages.
1 Uhr: Mittagessen in den Hotels je nach Belieben der Teilnehnier .

2,44 Uhr: Fahrt nach Rachelshof. Nach Rückkehrzwangloses Beisammensein
im Garten des Schützenhauses

Hex-IM-



II. Verzeichnis der Teilnehmer
an dem

sechzeynten städtetage der yrovinz Æestprenszenin Marienwerder 1908.

Vertreten durch

Amtliche Stellung

Nr- Name der Stadt. bezw.

Stand des Vertreters.
Name.

1- Verent - - . . . . . . . Partikel . . · . . . . . Bürgermeister.
Kathke . . . . . . . . . Amtsgerichtssekrctär.

2s Bischofswetder — . - . . · Fanclsa . . . . . . . . . Bürgermeister.

3s Brieer - — - · · - - . . v. Gostomski . . . . . . Bürgermeister.
Sandt . . . . . . . . . Stadtvcrordnetenvorsteher.

4. Christburg . . . . . . . Eggert . . . . . . . . . Bürgermeister.

5s CUIIU · - — - . . - . . Liebetanz . . . . . . . . Bürgermeister.
Schumacher . . . . . . . Stadtverordnetenvorsteher.

6. Culmsee . . . . . . . .

Fartwich
. . . . . . . . Bürgermeister.

audon . . . . . . . . . Stadtrat.

Peters . . . . . . . . . stellvertr. Stadtverorduetenvorsteher.-
Welde . . . . . . . . . Stadtverordneter·

7. Danzig . . . . . . . . . Ehlers . . . . . . . . . Oberbürgermeister-
Gronau . . . . . . . . Stadtrat.
Dr. Mayer . . . . . . . Stadtrat.

Mitzlaff . . . . . . . . Stadtrat.

Zimmermann
. . . . . . Stadtrat.

orschke · . . . . . . . Stadtverordneter.

Jafse . . . . . . . . . . Stadtverordneter.
Klein . . . . . . . . . . Stadtverordneter.
Rabe · . . . . . . . . . Stadtverordneter.

8. Dirschau . . - . . . . . Eichhart · . . . . . . . Bürgermeister.
Schuckert . . . . . . . . Stadtrat.
Raabe . · . . . . Stadtverordnetenvorfteher.
Haehne . . . . . . . . . stellvertr. Stadtverordnetenvorsteher-

9. Elbing . . . . . - · . . Elditt . . . . . . . . . Oberbürgermeister.
Jxlrsch . . . . . . . . . Stadtrat und Stadtkämmerer.
Ziegler . . . . . . . . . Stadtrat.

evy . . . . . . . . . . Stadtverordneter.
Pudor . . . . . . · . . Stadtverordneter.
Riepe . . . . . . . . . Stadtverordneter.

10. Dt. Eylau . . . . . . Grzywacz . . . . . . . . Bürgermeister.
Schilkowski . . . . . . . Stadtverordneter.

11. Flatow . . . . . . . . . Haack . . . . . . . . . Bürgermeister.

12. Freystadt . · . . . . . . Wende . . . . . . . . . Bürgermeister.

13. Garusee . . . . . . . . Nicolai. . . . . . . Bürgermeister.



Vertreten durch

Amtliche Stellung
Nr- Name der Stadt. bezw-

Stand des Vertreters.
Name.

14. Gollub . . . . . . . . Meinhardt . . . . . . . Bürgermeister

15. Graudenz. . . . . . . · Kyser . . . . . · . . . Stadtrat.
Dr. Stolzenberg . . . . . Stadtrat.

Obuch . . . . . Stadtverordnetenvorsteher.
Tettenborn . . . . . stellvertr. Stadtverord11etenvorsteher.
Biron . . . . . . . · . Stadtverordneter.

16s Jastrow . . . . . . . . Hempcl . . . . . . . . . Bürgermeister

17. Dt. Krone . . . . . . . Müller . . · . . Bürgermeister-

18. Lautenburg Jung . . . . . Bürgermeister

19. Lesseu . . . . . . . Retz . . . . . . . . . . Bürgermeister

20. Löbau . . . . . . . . . Kude . . . . . . . . . . Bürgermeister

21. Marienburg . . · . . . Born . . . · · . . . . Bürgermeister
Dr. Kunze . . . . . . . Zweiter Bürgermeister

«

Kurth . . . . . . . . . stellvertr. Stadtverordnetenvorsteher-

22. Marienwerder . . . . . . Zitzlaff . . . . . . . . Bürgermeister
Ludcwig . . . . . . . . Stadtrat.

»

Schrock. .

.»
. . . . . Stadtverordnetenvorsteher.

D1-.Rosenstock. . . . . . stellvertr. Stadtverordnctenvorsteher.

23. Mewe . . . . . . . . . Rosencrantz«. . . . . . . Stadtverordnetenvorsteher.

24. Neumark . . . . . . . . Schlcsinger . . . . . . . Magistratsmitglicd.
Cohn . . . . . . . . . . Stadtverordueter.

25. Neuenburg . . . . . . . Buchhorn . . . . . . . . Bürgermeister
Engelien . . - — . . - . Stadtverordnetenvorsteher.
LAU - . - · -

.

- - · . . stellvertr. Stadtverordnetenvorsteher.

26— Neustadt . . . . . . . . Erdmann . . . . . . . . Bürgermeister-
Wittrin . . . . . . . . . Stadtverordneter.

27- Neuteich . . . . . . . . Wiese . . . . . . . . . Bürgermeister
Ruhm . . . . . . . . . stellvertr. Stadtverordnetenvorsteher.

28- Putzig . . . . . . Bolli11-. . . . . . . . . Ratmann.
Temle . · - . · . . . Stadtverordnetenvorsteher.

29- Rehden . . . . . . . . . Schenk . . . . . . . . . Bürgermeister

30. Riesenburg . . . . . . . Reimann . . . . . . · . Bürgermeister.

31. Rosenberg. . . . . . . . Müller . . . . . . · . . Beigeordneter.

32. Schlochau . . . . . . . . Dr. jur. Strauß . . . . . Bürgermeister
Haase . . . . . . . . . Stadtverordneter
Gatz . . . . . . . . . Kausmann.

33. Schöneck . . . . . . . . Sooft . . . . . . . . . Bürgermeister.

34, Schwetz . . . . . . . . . Geißler . . . . . . . . . Bürgermeister.
Kronisch . . . . . . . . Stadtverordnetenvorsteher.



Vertreters durch

Amtliche Stellung

Nr. Name der Stadt. bezw-

Stand des Vertreters.
Name.

35. Pr. Stargard Garnbke Bürgermeister
Arndt Stadtrat.

«

Münchau . Stadtverordnetenvorjteher.
Barsch . . . Stadtverordneter.

36. Strasbnrg Kühl . Bürger111eister.

37. Stuhm . Schmidt Bürgermeister
Brocze . Beigeordneter.

38. Tiegenhof . v. Schroeter . Bürgermeister-.
Unger Stadtverordneter.

39. Thorn Goewe . Stadtrat.
«

Trommer . stellvertr. Stadtverordnetenvor]tel)er.

40. Tuchel Lutzc . Bürgermeister

41· Zempelburg Saaltnann Bürgermeister
Müller . Stadtverordnetenvorsteher.

42. Zoppot . Thiele .»
. . Beigeordneter·

Gilden1ei1ter . Stadtrat.

Haueisen Stadtverordneter.

Schroedter Stadwerordnerer

Regierungsrat von Kries, als Vertreter des Herrn Oberpräsidenten.
Regierungsrat Heinrichs-Danzig.

Ehrengästa
-——-«.-—

Regierungspräsidentvon J a r o tzky - Da11zig·

Regierungsrat Dr. S chr o e d e r - Danzig.
Oberregierungsrat v o n S t e in r ü ek- Marienwerder und

Regierungsassessor Dr. K u t t e r - Marienwerder, als Vertreter des Herrn Regierungspräsideutenin Marieuwerden

OberlaudesgerichtspräsidentF r o m m e - Marienwerder.

Reichstagsabgeordneter Witt.



III. Verhandlungen

Nach stenographischer Aufzeichnung.

Erste Sitzung.

Freitag, den 26. Juni 1908. —— Haut des Hchützenijause5.—- 10 th vormittag-.

—(-ep-)—

Yotsitzenden Oberbürgermeister Ehler5-Danzig:
Meine Herren! Jch erkläre den sechzehutenwestpreußi-
schen Städtetag für eröffnet. Es wird wieder, wie

üblich,eine Anwesenheitsliste herumgehen Herr Kollege
Zitzlaff wird so freundlich sein, diese Liste zu beauf-
sichtigen. Ich bitte wieder, wie in früheren Fällen
Jhre Namen vollständigeinzutragen, da wir sie dringend
brauchen für den stenographischen Bericht. Glauben

Sie nicht, daß es gleichgiltig sei, ob Sie sich eintragen
oder nicht.

Der Vorstand ist hier vertreten durch meinen

Herrn Vertreter, Herrn Justizrat Obuch-Oraudenz,
Herrn Kollegen Müller-Deutsch-Krone,Herrn Kollegen
H artwich-Culmsee und mich. Anscheinend dürfen
wir noch darauf rechnen, daß auch Herr Oberbürger-
meister Elditt-Elbing kommt ; er hat es mir wenigstens
zugesagt. Abgesagt hat Herr Dr. Kersten-Thorn
wegen der Eröffnung des Landtages, ferner unser
KassensühreyHerr Münsterberg-Danzig.

Es liegt hier eine ganze Anzahl von Berichteu
anderer Städtetage aus. Wenn einzelne Städte Exem-
plare davon wünschen,sind wir in der Lage, solche
zur Verfügungzu stellen. Ferner haben wir hier
Mitteilungendes deutschenStädtetages Wir werden

la aUs Unser Verhältnis zum deutschen Städtetage im

LaUse der Tagesordnung noch zurückkommen.Die

stenographischenAufzeichnungenwerden in gewohnter
Weise durch Herrn Dr. Daniel bewirkt werden, der

auch unsere früherenVerhandlungen stenographiert hat.
Meine Herren, ich bitte Sie, sich von Ihren Plätzen

zU erheben- Geschieht-) Ehe wir in unsere Verhand-
lungen eintreten, fühlen wir das Bedürfnis, zu ge-
denken des innigen Zusammenhanges, der uns mit

Unserem Staate, mit unserem Deutschen Reiche ver-

bindet. Den ernsten Willen, unsererseits alles zu tun,
um an dem Gedeihen des Vaterlandes mitzuwirken,
bringen Wir zUm Ausdruck, indem wir den ersten
Arbeiter unseres Reiches, unseren herrlichen Kaiser hier
leben lassen. Ich bitte Sie, mit einzustimmen in den

Ruf: Se. Majestät unser geliebter Kaiser und König
Hurrahi (Die Versammlungstimmt dreimal lebhaft in

den Ruf eiu.)

Ich bitte Sie, mir zu gestatten, das üblicheTele-

gramm an Se. Majestät zu richten:

An des Kaisers Majestät
Kiel.

Der in Marienwerder versammelte westpreußische
Städtetag sendet Euerer Majestät in alter Treue

ehrfurchtsvollen Huldigungsgruß.
OberbürgermeisterEhlers-Danzig.

Jch darf wohl annehmen, daß Sie alle mit der

AbsendungdiesesTelegramms einverstanden sind. (Zu-
stimmung.)

Ich habe nun die Ehre und Freude, außer den

Mitgliedern des westpreußifchenStädtetages hier ver-

ehrte Ehrengästebegrüßenzu dürfen. Se. Exzellenz
der Herr Oberpräsidentist durch eine Urlaubsreise, die

Ihn weit von der Provinz weggesiihrt hat, verhindert,
hier zu sein. Er hat Herrn Regierungsrat von Kries

beauftragt, ihn hier zu vertreten. Der Herr Regie-
rungspräsident von Marienwerder ist ebenfalls auf
Urlaub ; er wird vertreten durch Herrn Oberregierungs-
rat von Steinrück, der zusammen mit dem Herrn
Kommunaldezerneuten,RegierungsassessorDr. Kutter

hier erschienen ist. Der Herr Regierungspräsident
von Iarotzky hat uns ebenfalls zugesagt; ich hoffe,
daß er noch kommen wird. Er wird unterdes ver-

treten durch seinen Dezernenten, Herrn Regierungsrat
Dr. S chroeder-Danzig· Dann habe ich die Freude,
hier noch zu begrüßen Herrn Oberlandesgerichts-
PräsidentenFromme und Herrn Reichstagsabgeord-
neten Witt. Ich danke den Herren verbindlichst, daß
Sie uns die Ehre geben, unseren Verhandlungen bei-

zuwohnen; ich halte das für ein günstigesOmen für
die allgemeine Bedeutung dessen, was hier vor-

kommen wird.

Ober - Regierungsrat von Hieintiirli« Marienwerder:
Meine Herren! Ich möchte zunächst im Namen des

Herrn Oberlandesgerichtspräsidentenund in meinem

Namen den herzlichstenDank aussprechen für die Ein-

’«·)Auf dieses Huldigungstelegramm ist nach Schluß des

Städtetages folgende telegraphische Antwort eingelaufen:

WestpreußischerStädtetag.

Seine Majestät der Kaiser und König lassen für den

treuen Gruß bestens danken.

Auf AllerhöchstenBefehl:
Der Geheime Kabinettsrat.

von Lucanus,



ladung, die uns der Vorstand hat zuteil werden lassen,
und für die freundlichen Worte der Begrüßung, die

der Herr Vorsitzende soeben an uns gerichtet hat. Ich
habe mich ferner eines Auftrages des Herrn Regie-
rungspräsidenten zu entledigen, der aus Urlaub fern
von hier weilt und es lebhaft bedauert, daß er an

Ihrer diesjährigenTagnng, die in seinem Bezirke und

an seinem Amtsfitze stattfindet, nicht teilnehmen kann.

Er hat mich beauftragt, Sie in seinem Namen freund-
lichst zu begrüßen und hier willkommen zu heißen.
iMeine Herren: Ich möchte im Anschlussedaran noch
ein paar kurze Worte sagen: Ihre diesjährigeTagung
steht unter dem Eindruck der Erinnerung an jene ernste

Zeit vor hundert Iahren, in der mit dem Erlaß der

Städteordnung die kommunale SelbständigkeitPreußens

geboren wurde. Die großeEntwicklung, die auch die

westpreußischenStädte,«die damals unter schwerem
ökonomischenDrucke seufzten, seit jener Zeit genommen

haben, dank der Initiative nnd Tatkraft ihrer städti-
schen Vertretungen, dank der verständnisvollenMit-

arbeit der deutschen Bürgerschaften in den Städten

und —- auch das möchteich bemerken dank der

Förderung und Unterstützungder staatlichen Behörden,
diese Entwickelung berechtigt zu der Hoffnung, daß die

Aufwärtsbewegungder westpreuszischenStädte anhalten
und sich steigern wird, und daß im harmonischen Zu-
sammenwirken der drei Faktoren, die ich nannte, die

Fülle der Aufgaben auf kommunalem, wirtschaftlichem
und sozialem Gebiete, die noch vor ihnen liegen, einer

günstigenLösung zugeführt werden wird. Indem ich
dieser Überzeugunghiermit Ausdruck gebe, spreche ich
den Wunsch aus, daß Ihre diesjährigeTagungdazu
beitragen möge, diesem hohen Ziele näher zu kommen.

(Beifall.)

Regierungsrat von stieg: Meine Herren, der west-
preußischeStädtetag tritt immer grade .in der Zeit zu-

sammen, in der ein Teil der Staatsbeamten ausUrlaub
weilt. Infolgedessen ist mein Chef, der Herr Ober-

präsident von Iagow, der in Tarasp weilt, auch in

diesem Iahre verhindert, an Ihren Beratungen teil-

zunehmen, Und hat mich mit seiner Vertretung beauf-
tragt. Der Herr Oberpräsidentbedauert es in diesem
Iahre besonders, an Ihrer Versammlung nicht »teil-
nehmen zu können, aus einein sachlichen und einem

persönlichenGrunde. Aus einem persönlichenGrunde
— wenn ich diesen zunächstvorbringen darf —- weil

Sie diesmal in Marienwerder tagen, einer Stadt, mit

der den Herrn Oberpräsidenten bekanntlich ganz be-

sonders nahe Beziehungen verbinden, sodaß er es stets
mit Freude begrüßt, wenn er Gelegenheit hat, in ihr
zu weilen. Aus einem sachlichenGrunde, weil Ihre
Beratungen diesmal unter dem Zeichen des hundert-
jährigenBestehens der Städteordnnng stehen und von

besonderem Interesse sind, und weil namentlich ein

Punkt auf der Tagesordnung steht, der Punkt Z, der

auf Bitte des Herrn Ober-präsidentenheute Ihrer Be-

schlußfassungunterbreitet werden wird. Ich darf dem

Herrn OberbürgermeisterEhlers, der bereitwilligst
diesen Punkt aus die Tagesordnung gesetzt hat, an

dieser Stelle den Dank des Herrn Oberpräfidenten

8

aussprechen. Sein besonderes Interesse für diesen
Gegenstand Ihrer Verhandlungen bezeugt der Herr
Oberpräsidentdadurch, daß er außer mir noch Herrn
Regierungsrat Heinrichs vom Oberpräsidium, der

diese Sache speziell bearbeitet, beauftragt hat, an der

Beratung teilzunehmen.
Der Herr Oberpräfident hat mich beauftragt, dem

Städtetage seine besten Grüße und Wünschezu über-

mitteln. Indem ich mich dieses ehrenvollen Auftrages
entledige, bitte ich auch für meine Person dem Wunsche
Ausdruck geben zu dürfen, daß Ihre Beratungen den

westpreußischenStädten zu Nutz und Frommen ge-

reichen mögen. (Beifall.)

Regierungsrat Dr. Hchroeder-Dauzig: Auch ich
danke für die freundlichen Worte der Begrüszung Herr
Regierungspräsidentvon Iarotzkh-Danzig wird sein
besonderes Interesse an den Verhandlungen durch per-

sönlichesErscheinen beweisen. Er ist augenblicklichnoch
behindert und hat mich beauftragt, Ihnen feine Grüße
und Wünschezu übermitteln,denen ich mich für meine

Person aufrichtig anschließe. (Beifa·ll.)

BürgermeisterZitzlaskMarienwerderz Meine Herren!
Jch habe die ehrenvolle Aufgabe, Sie im Namen der

Stadt Marienwerder zu begrüßen· Unsere Stadt wäre

vielleicht schon etwas früher an die Reihe gekommen,
den Städtetag zu empfangen. Wenn wir damit gesäumt
haben, so lag es nicht daran, daß es uns an Gast-
lichkeit mangelt, sondern es lag, wenn ich so sagen
darf, zum guten Teil an einem etwas schlechtenGewissen,
das unsere Stadtverwaltung hatte und noch hat. Wir

fühlen uns im Vergleich zu den Städten, wo der

Städtetag bisher getagt hat, in unseren kommunalen

Leistungen etwas zurückstehendSie werden vielleicht
sagen, auch jetzt hätten wir noch keine Veranlassung
uns zu überheben,und mancher von Ihnen wird wohl
über Nacht oder am Tage das Fehlen einer ordnungs-
mäßigenKanalisation schmerzlich empfunden haben
(Heiterkeit), manche von den Herren, die gestern die

Wagen vom Bahnhofe benutzt haben, haben vielleicht
auch am eigenen Leibe gemerkt, was ein schlechtes
Pslaster für eine Stadt bedeutet ; immerhin ist seit des

Jahrhunderts Wende an kommunalen Leistungen doch
schon Erhebliches bei uns geschehen. Sie haben vorhin
die Leistungen unseres Wasserwerks gesehen, eine kost-
spielige nnd recht schwierigeAnlage. Sie haben den

Bau unseres Siechenhaufes gescheit und den etwas

groß ausgefallenen Bau der höherenMädchenschule,
und wir hoffen, dafz wir infolge der dankenswerteu

Förderung der hiesiegen Regierung wohl im nächsten
Jahre nun endlich zur Kanalisation unserer Stadt

kommen können. sBach einem alten Sprichwort soll
ja, was lange währt, gut werden, und so darf ichmich
auch der Hoffnung hingeben, das; die Tagung hier
glücklichund zufriedenstellend verlaufen wird. Das

Barometer, von dem die Veranstaltungen in den kleinen

Städten zum guten Teil abhängen,scheint ja ein Ein-

sehen mit uns zu haben, und so hoffen wir, daß auch
der Ausflug nach Fiedlitz, der Sie in einen der schönsten
Teile unsererUmgegend führensoll, Sie mit Befriedigung
erfüllen wird. Meine Herren, ich heißeSie nochmals



herzlich willkommen und wünsche der Tagung des

WestpreuszischenStädtetages einen glücklichenund er-

freulichen Verlauf. (Beifall.)
Vorsitzenden Die Bereitwilligkeit, mit der wir, nnd

die meisten von uns schon gestern Nachmittag, hier
angekommen sind, liefert wohl den Beweis dafür, wie

gern wir der Einladung der Stadt Marienwerder

·-ngDlgtsind. Es hat ja ein bischen lange gedauert,
bis Marienwerder es einsah, daß wir gern her wollten,
aber schließlichsind wir nun hier, und sind dabei, mit

großemInteresse die Arbeiten der Konnnunalverwaltimg
sin dieser Stadt zu betrachten Die Sorge, daß wir

hochmütigdarüber hinwegsehen könnten,ist ja bei uns

allen ausgeschlossen,schon deshalb, weil keiner von uns

in glänzendenVerhältnissenlebt, und wenn die Marien-

werderer etwa die Sorge haben sollten oder die Hoff-
nung, daß sie uns durch die Höheihrer Steuerzuschläge
imponieren, so befinden sie sich in einem Irrtum.

(Heiterkeit.) Ich binüberzeugt,daßdie Verhandlungen,
die unter so günstigenAussichten sich eröffnen, oon

fruchtbringenderArt sein werden. Es freut mich, in

dem grünen Buche, das hier eben verteilt ist,
zu bemerken, daß wir schon historisch geworden sind,
denn auf Seite 144 ist hier bereits von dem Chro-
nisten berichtet, daß am 26. und 27. Juni in Marien-

werder der WestpreußischeStädtetagstattfand. (Heiterkeit).
Es wird also an uns liegen, uns dieser historischen
Würdigungwürdig zu erweisen.

BürgermeisterZitzlassZ Das Programm, das Ihnen
übersandt ist, mußte in einem Punkte aus Betriebs-

rücksichtender seleinbahn abgeändert werden. Der

Zug nach der Weichselbrückenbaustellefährt nicht um

4!X.·,,sondern um 474 Uhr vom Hauptbahnhof ab-

Dann bin ich ersucht worden, zwei Pläne unserer
Stadtverwaltung hier auszuhäugen. Die Herren, die

sichdafür interessieren,finden sie dort an der rechtenSeite.

Vorsitzenden Wir kommen jetzt zu den Mitteilungen,
die ich zu Nr. 1

Erschöftsbericht

zu machen habe. Zunächsthandelt es sich um die im

Vorjahre beschlosseneResolution über die Steuerprivi-
ICgieUder Beamten. Sie werden mit mir einig sein,
daß Wir zunächstabzuwarten haben, ob und welche
Vorlage in dieserHinsicht, wie angekündigtist, an den

nächstenLandtag kommen wird. Es hat keinen Zweck,
»daßwir augenblicklich auf diese Angelegenheit noch
ViUgCheUJwir können nur die Hoffnung hegen, daß
die Regelung dieser wichtigen Steuerfrage in einer

-Weise erfolgt, die unseren Bedürfnisseneinigermaßen
genügt. Dann ist auf dem vorigen Städtetage eine

Resolution des Herrn Stadtverordneten Hardtmann-
Danzig beschlossen worden wegen Gewährung von

Fahrpreisvergünstigungenfür die von der Technischen
Hochschulein Danzig veranstalteten Sonderkurse, analog
den für die KöniglicheAkademie in Posen gewährten
Erleichterungen Der darauf an die KöniglicheEisen-
bahndirektion gerichteteAntrag ist abgelehnt worden.

Wir haben der Danziger Verkehrszeutraleund dem

Rektorat der Hochschule von diesem bedauerlichen
Ergebnis Mitteilung gemacht. (Zuruf: Gründe?) Ia,

Gründe? Sie wollen nicht. (Heiterkeit.) Mein Gott,
es ist ja immer eine Ausnahmebewilligungz sie sind
nicht in der Lage, sie zu gewährenwegen der Konse-
quenzen, die das für andere Bewilligungen hätte. —
Mit Bezug auf den vor zwei Jahren in Deutsch-Eylau
gefaßtenBeschlußwegen der tierärztlichenÜberwachung
der Viehniärkteist am 6. Februar d. Js. ein Bescheid
des Herrn Landwirtschaftsministers auf unsere Vor-

stellungen eingegangen, der in einer ziemlichgünstigen
Richtung liegt. Der Bescheid ist den sämtlichenzum

WestprenßifcheuStädtetage gehörendenStädten schon
mitgeteilt; ich darf also wohl darauf verzichten, auf die

Sache noch weiterzugehen. Mir ist gesagt worden, daß
die Entscheidung des Herrn Landwirtschaftsministers
und die darauf hin getroffene Anordnung des Herrn
Regierungspräsidentenin Marienwerder eine gewisse
Befriedigung in den beteiligten Kreisen hervorgeruer
hat. Ich darf das dankbar konstatieren·

Wir werden in diesem Herbst, zu Anfang Oktober,
in Königsbergden preußischenStädtetag abhalten, der

zugleich ein hundertjähriges Jubiläum der Städte-

ordnung sein wird. Ich mache darauf aufmerksam,
daß der westpreußifcheStädtetag als solcherauch Mit-

glied ist und drei Abgeordnete bestellen kann. Wir

werden bei dem späteren Punkte der Tagesordnung
daran zurückkonnnen Dasselbe ist der Fall mit der

Frage, ob wir dem deutschenStädtetage,der am 6. und

7· Iuli in München seine Versammlungen abhält, als

westpreußischerStijdtetag beitreten wollen. Die nötigen

Vorbereitungensind getroffen, sodaß es nur davon

abhängt,welche Beschlußfassunghier erfolgen wird.

Ich habe dann die

Jahre-rechnuan
für 1908 vorzulegen. Sie hat an Einnahmen den

Bestand vom Jahre 1907 in Höhe von 1210,04 M,
an Ausgaben aus diesem Jahre 675,45 M, sodaß ein

Bestand von 534,59 M verblieben ist. Einnahmen
sind noch nicht neu gebucht, weil wir den Jahres-

beitrag für das laufende Jahr noch nicht erhoben
haben, und zwar deshalb nicht, weil wir den Beschluß
wegen des Beitrittes zum deutschen Städtetage ab-

warten niüssen. Wenn wir beitreten, werden wir mit

den bisherigen Beiträgen wahrscheinlich nicht aus-

koinmen und eine, wenn auch nicht erheblicheErhöhung
vornehmen müssen. Das wird also in die nächste

Rechnungkommen. Ich würde nun bitten, zwei Re-

viforen zu ernennen, die hier während unserer Sitzung
die Rechnung mit ihren Belegen prüfen, und ich er-

laube mir den Vorschlag, daß je ein Vertreter von

Graudenz und Culm diese Aufgabe übernimmt Darf
ich vielleicht Herrn Stadtrat DI-. Stolzenberg-
Graudenz und Herrn BürgermeisterLiebetanz-Culm
bitten, die Revision vorzunehmen. Ich darf wohl an-

nehmen, daß die Versammlung damit einverstanden ist,
daß die beiden Herren die Jahresrechnung prüfen und

uns morgen Bericht erstatten.
Ich begrüße jetzt noch Herrn Regierungspräsi-

denten von Jarotzky.
Damit ist Nr.1 der Tagesordnung, wenn dazu nicht

noch etwa das Wort verlangt werden sollte, erledigt.
n

O



Wir kommen zu Nr. 2:

Ein Jahrhundert der Htädteordnung
Den Vortrag hat uns Herr Instizrat Dr. Schrock-

Marienwerder gütigst zugesagt. Ich bitte ihn, das

Wort zu nehmen.

gerichterstattenStadtverordnetenvorsteher Dr. Feinarb-
Marienwerder: Unsere Tagungen find praktifcherArbeit

geweiht. Trotzdem hoffe ich auf Ihr Einverständnis
damit, daß ich Ihnen die Bitte vorlege, mir zu einer

Rückschauund Umschau zu folgen, die ihrer Natur

nach unmittelbare Anwendungen nicht zur Folge haben
kann. Wie aber auf anderem Gebiete die Entdeckungen,
die die strengste Wissenschaft der Natur abgerungen
hat, die Technik in ungeahnter Weisebefruchteten und

ihr vollständigneue Wege wiesen, so kann auch die

Kunst der Verwaltung und zumal unserer städtischen
Selbstverwaltung, mögen auch die ihr neu gestellten
Aufgaben noch so mannigfach aus dem Neulande der

Gegenwart entspringen, des inneren Zusannnenhanges
nicht entraten mit den tieferen Lebensquellen der Er-

kenntnis, aus denen ihr Wesen entspringt. Die

drängendenAufgaben des Tages erfordern ihr Recht
zu sehr, als daß wir sinnenden Geistes öfter dabei
verweilen könnten. Wohl aber ziemt es sich, in dem

Iahre, das auf ein Jahrhundert städtischerSelbst-
verwaltung in Preußen zurückblickt,unsere Tagnng
nicht vorübergehenzu lassen, ohne des grundlegenden
Werks und seiner Schöpfer zu gedenken, aus den
treibenden Kräften jener Zeit und aus den Gedanken
der führenden Männer das Wesen und die Funda-
mente preußischerSelbstverwaltung verstehen zu lernen,
und einen Blick zu werfen auf die Bewährung des

Reformwerks in dem nunmehr vollendeten Jahrhundert
und die Bestrebungen zu seiner Fortbildung Und
damit eine Nutzanwendung nicht ganz fehlt, werden
wir auf diesem Grunde Ansätze finden zum Begreifen
der neuen Probleme der Gegenwart und zu einem
Ausblick der Sorge, aber auch der Tatkraft und der

Zuversicht auf die Zukunft.
Mit einem Wort müssen wir weiter zurückschauen,

um uns auf dem Boden zurechtzufinden, auf dem der
Bau der städtischenSelbstverwaltung errichtet wurde.

Die Städte waren durch allen Wandel der Zeiten
auf dem Grunde alten deutschenGenossenschaftsrechtes
Gemeinwesen geblieben, denen neben den Wohlfahrts-
aufgaben des städtischenWesens die Verwaltung obrig-
keitlicherGerechtsame in viel weiterem Umfange zu-

stand, als dies im modernen Staate noch der Fall ist.
Nun liegt es aber im Wesen solcher geschlossenen
Stadtstaatcn, daß sie zu einer Oligarchie der herr-
schenden Geschlechter neigen, die sich im Magistrate
nicht allein fortdauernd behaupteten, sondern auch das

städtischeGemeinwesenihrem Interesse mehr und mehr
ausschließlichdienstbar machten. So sind vom 16.«bis

zum 18. Jahrhundert die Städte in ganz Deutschland
mehr und mehr heruntergekommen,wie Schmoller sich
ausdrückt, »vom trägen Regiment der städtischen
Patrizierfamilien, die im hergebrachtenSchlendrian ver-

harrt und nur zu oft sich die Taschen gefüllt haben«,
oder, wie ein anderer Schriftsteller sagt, «es waren
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gewiß viel tüchtige und ehrenhafte Elemente unter

diesen oligarchischenKliquen, aber der Geist der Lässig-
keit, des Egoismus, des Klasseninteresses, der Mangel
an Verantwortlichkeitsgefühl,an amtlicher Disziplin,
an administrativer Schulung und Fähigkeit,das waren

die Übelstände,die fast überall vorhanden waren, die

für dieses entartete, zurückgebliebeneStadtregiment,
das aus einer bereits überwundenen Epocheder Staats-

bildung und Verwaltung stammte, geradezu charak-
teristisch genannt werden könnte-«

Hier griff der Schöpfer der neueren preußischen
Staatsverwaltung, Friedrich Wilhelm 1., mit starker
Hand ein, nach der Art seiner Ziele aber nicht in

erster Linie, um durch eine geläutertekraftvolle Selbst-
verwaltung die Städte zu selbständigenOrganen inner-

halb seines Staats auszugestalten, sondern vor Allem,
um sie unter der Aufsicht königlicherBeamter in die

straffe Ordnung und Wirtschaft der Verwaltung ein-

zugliedern. Durch das generale Reglement von 1717

und einzelne rathäuslicheReglements wurde allerdings
den Verordneten der Bürgerschaft eine gewisse Mit-.

wirkung bei der Kontrolle des städtischenEtats und

der Rechnungsabnahme zugestanden, aber nicht als eine

beschließendeund entscheidende Es waren vielmehr
unmaßgeblicheBedenken und Monita, die lediglich dem

königlichenSteuerrat und durch ihn der vorgesetzten
Kriegs- und Domänenkammer das Material für ihre
allein maßgeblichenEntscheidungen liefern sollten. So-

wurden die bisher selbstherrlichen Magistrate staatliche
Unterbehörden,der Bürgerschaftgegenüberfreilich als-

Obrigkeit stark betont, in Wahrheit aber die Augen
weniger nach unten gerichtet, als nach den vorgesetzten
staatlichen Behörden, denen die Städte viel mehr Ver-

waltungsbezirke waren, als Organe eigener Art, in

denen sich ein freier Gemeingeist hättebetätigenkönnen.
Es blieb daher auch im allgemeinen beider Ergänzung
des Magistrats durch eigene Kooptation ohne Wahlen
der Bürgerschaft, lediglich von oben her beschränkt
durch ein Prüfungs- und Bestätigungsrecht,das viel-

fach in einfache Ernennung überging.

An Aufsicht und Kontrolle von oben her fehlte es

nunmehr nicht. Die Geschäftsverteilungunter den

Magistratsmitgliedern stand für die größerenStädte
der Kammer oder dem Generaldirektorium, für die

kleineren dem Steuerrat zu. Dieser führte die auf die-

städtischenBeamten ausgedehnten Konduitenlisten, von

seinem Bericht hingen die Änderungenim städtischen
Etat und den städtischenBesoldungen ab. Es gab
fast keinen Verwaltungsakt, zu dem der Magistrat
nicht der Genehmigungoft mehrerer Instanzen bedurfte ;
und überdies lag die Initiative zu allem in den Händen
des königlichenSteuerrats, dem die Instruktion von

1766 sogar die Obsorge für die Vermehrung der siädti-
schenBevölkerungaufbürdete. In diesem Sinne und

Geiste heißtes z. B. im rathäuslichenReglement der·

königlichenResidenz Berlin von 1747 Tit. 111 § 1

von des Stadtpräsidentenund der Burgemeister Ver-.

richtung:
«

,, . . . und versehen Se. Kgl. Majestät sich-
zu denenselben allergnädigst,daß sie sich sämmt-



lichen rathäuslichenBedienten zum Vorbilde und

Exempel vorstellen, . . . die königl.höchsteJura
und Interesse in und bei denen hiesigenResidenzien
mit gehörigemFleiß und Sorgfalt beachtenwerden ;

zu welchem Ende sie denn von denen beim Rat-

hause vorkommenden Sachen von Erheblichkeit
fleißig und insonderheit, wenn etwas, so dem

königlichenund der Stadt Interesse zuwider, sich
ereignen sollte, unverzüglichan die Churmärkische
Kammer zu berichten und darüber Instruktion
nnd Resolution einzuholen haben«.

Die vom Kämmerer aufgestellten städtischenEtats

unter-lageneiner siebenfachen Kontrolle: durch den

-.li«ämmei"eikontrolle11r,Bürgermeisterund Rat, Bürger-
schaftsdeputirte, durch den königlichenStenrrat, die

Kriegs- und Domänenkammer,das Generaldirektorium,
den König. Was diese vielfache Feuerprobe bestanden
hat- muß aber auch unverbrüchlichund bis auf das

geringsteDetail eingehalten werden. Wehe dem Bürger-
meister und Rat oder Kämmerer,der eigenmächtigsich
davon abzuweichen gestattet. Außer dem Verlust der

Kautiou wird er mit seinem gesammten übrigen Ver-

mögen sür etwa daraus eutstehenden Schaden ver-

antwortlich gemacht und dazu ans seinemAmte entfernt.
Auch das Allgemeine Landrecht beschränktesich auf

diesem Gebiet auf eine Zusammenfassung der Grund-

züge des Bestehenden ohne das Bedürfnis schöpferifcher
Neuordnung zu empfinden.

ist das VerhängnismenschlichenSchaffens, daß
es nun einmal keine Formel gibt, nach der das Problem,
die materiellen und geistig-sittlichenKräfte der Gesammt-
heit zur höchstenNutzwirknngsowohl für den Einzelnen,
als für die idealen und wirtschaftlichen Ziele des

Gemeinwohls zu entwickeln, restlos nnd vollkommen

gelöst werden könnte. Die kunstvolle Organisierung
allwaltender staatlicher Fürsorge von oben in dem

Beamtenstaat mußte in dem gegängeltenJolke den

Geist freien Schaffens und Verantwortens verkümmern

lassclh auf dessen Grunde allein auf die Dauer ein

freiesund gesundes Staatswesen bestehen kann. Mit

sUTchbarer Wucht kam die Katastrophe von 1806 über
den Staat Friedrichs des Großen. Die heutige Wissen-
schaft denkt freilichüberwiegendanders über die Ursachen
der entsetzlichenNiederlage und ihrer Folgeerscheinungen
als die landläufigeLegende Sie hat die Fäden blos-

gelkgt- die trotz alledem in vielen wertvollen Beziehungen
den alten Staat mit seiner modernen Entwicklung ver-

knüpfen- Es fehlte nicht an Männern die für die

Mißstände des Bestehenden und die Notwendigkeit von

Reformen einen offenen Blick hatten· Wie es aber in

stllbilcll Verhältnissenzu gehen pflegt, hatte das Be-

stehende an dem Mittelmaßder bestimmendenMänner
unter einem unschlüssigenHerrscher seine beste Stütze,
die Wirklich bedeutenden Köpfe kamen mit ihren sor-
gcndcn Mahnungen der Selbstgefälligkeitder wohl-
geordneten PkCUßischcUWelt gegenübernicht zur Geltung,
und es bedurfte erst der Zertrümmeruugdieser ganzen

Herrlichkeit, um die Bahn frei zu machen für die

Heroentaten der Großen.

Dieser Großen Größter war der Freiherr von

Stein. Auf seine ganze einzigartige Persönlichkeit
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einzugehen, kann hier selbstverständlichnicht be-

absichtigt werden. Mit allen wahrhaft Großen teilt

er die Wesensart, daß jede Beurteilung nach einem

dokrinären Schema bei ihm versagt, daß keine Partei
ihn für ihre Schulmeinuuqeu in Anspruchnehmen kann,
daß er, wenn man will, voll Inkonsequenzen ist, und

daß alles das ihn doch wieder zu einem der seltenen
Männer macht, die nur ein Mal so und nicht anders

geprägt werden, um« mit gewaltiger Leidenschaft des

Willens und der Tat nicht blos die Dämme des Be-

stehenden einzureißen,sondern auch den Geschickenvon

Völkern und Staaten neue Bahnen zu weisen nnd

fruchtbares Neuland zu erobern.

Anfangs 1807 war v. Stein daran gescheitert,dem

Könige die Abschaffungder Kabinetsregierungund ihre
Ersetzung durch verantwortliche Minister abzugewinnen.
Jn äußersterUngnade erklärte der König ihn »für
einen widerspenstigen, trotzigen, hartnäckigenund un-

gehorsamenStaatsdiener, der auf fein Genie und seine
Talente pochend, weit entfernt das Beste des Staats

vor Augen zu haben, nur durch Caprieen geleitet, aus

Leidenschaft und persönlichenHaß handelt.« Seit

Ende März 1807 saß er grollend auf seinem Stamm-

schlofseNassau. iächtig loderte seine Seele auf in

der leidenschaftlichenVerwerfung der Schwächen des

Bestehenden. »Ich glaube (heißt es in einem be-

rühmtenBriefe aus dieser Zeit an Hardenberg), daß
es wichtig ist, die Fesseln zu brechen, wodurch die

Bureaukratie den Aufschwung menschlicher Tätigkeit
hindert; man muß diesen Geist der Habsucht, des

schllllltzigenVorteils zerstören,diese Anhänglichkeitan

den Mechanismns, welchem dieseRegierungsform unter-

worfen ist. Die Nation muß daran gewöhntwerden,
ihre eigenen Geschäfte zu verwalten nnd aus diesem
Zustande der Kindheit herauszutreten, worin eine innuer

unruhige, immer dienstsertige Regierung die Menschen
halten möchte.«

Aber gleichzeitig legte er in der Nassauer Denk-

fchrift vom Juni 1807 die Grundlinien für eine Neu-

ordnung auf der Grundlage der Selbstverwaltung
JUI Anschlußan ausführlicheVorschläge für die Re-

form der Zentralbehördenwird der bisherigen Mit-

wirkung von Ständen in der Provinzialverwaltung
gedacht nnd die Umbildung der Provinzialbehörden
erörtert. Nichts kann anfchaulicher und packender in

die feurige Seele des großenReformers blicken lassen,
als seine eigene Ausdrucksweise an den wichtigsten
Stellen dieser Denkschrift. Es heißtdort:

,,Jn die aus besoldeten Beamten bestehenden
Landeskollegia drängt sich leicht und gewöhnlich
ein Mietlingsgeist ein, ein Leben in Formen und

Dienstmechanismus, eine Unkunde des Bezirks,
den man verwaltet, eine Gleichgiltigkeit,oft eine

lächerlicheAbneigung gegen denselben, eine Furcht
vor Jeränderungen und Neuerungen, die die

Arbeit vermehren, womit die besseren Mitglieder
überladen sind, und der die geringhaltigeren sich
entziehen. . . .«

»Es ist wirklich ungereimt, zu sehen, dasz der

Besitzer eines Grundeigentums oder anderen



Eigentums von mehreren Tonnen Goldes eines

Einflusses auf die Angelegenheiten seinerProvinz
beraubt ist, die ein fremder, des Landes un-

kundiger, durch nichts mit ihm in Verbindung
stehender Beamter unbenutzt besitzt. Man tötet

also, indem man den Eigentümervon aller Teil-

nahme an der Verwaltung entfernt, den Gemein-

geist und den Geist der Monarchie, man nährt
den Unwillen gegen die Regierung, man verviel-

fältigt die Beamtenstellen und verteuert die Kosten
der Verwaltung . . .«

»Die Städte besitzenIzwar Wahlmagistrate,
die besoldet permanent und mit dein Wahlrecht
versehen sind, sie haben aber alle den Nachteil
der besoldeten Kollegien, und an ihre Stelle

würden von der mit Häusern und Eigentum
angesessenen Bürgerschaft gewählte Magistrate,
alle sechs Jahre erneuert, ohne Gehalt errichtet;
nur der Rendant erhielte eine Besoldung und

bliebe für die Lebenszeit. Die gewählten
Magistratspersonen erhielten ihre Bestätigung
vom Staat, der in den großenüber 3000 Seelen

habenden Städten, zu besoldeten Stadtdirektoren

aus drei von der Bürgerschaft präsentirten
Subjekten wählte.

Die Zahl der Magistratsmitglieder richtet sich
nach der Bevölkerungder Stadt, und ihnen sind
noch Stadtverordnete oder Bürgerschaftsdeputierte,
die zu außerordentlichenDeliberationen, als

Rechnungsabnahmc, Vererbpachtung der Grund-

stückeusw. zugezogen werden, beizuordnen. . . .«

»Die Etats- und Rechnungsverhandlungen
über Kämmerei, Armen, Kirchen und Gemeinde-

vermögen müssen öffentlich in Gegenwart der

Stadtverordneten geschehen,und in den größeren
Städten werden jährlich deutliche Rechnungs-
extrakte zur Einsicht jedes Hausbesitzers gedruckt,
der die Beläge auf der Registratur einsehen kann,
dagegen hört die Einsendung derselben an die

Oberrechnungskammer auf. . . .«

»Die vorgeschlagene Abänderung in der

Magistratsverfassung erleichtert die Kämmereien

beträchtlich.. . Ersparung an Verwaltungskosten
ist aber der weniger bedeutende Gewinn, der

erhalten wird durch die vorgeschlageneTeilnahme
der Eigentümer an der Provinzialverwaltung,
sondern weit wichtiger ist die Belebung des

Gemeingeistes und Bürgersinns, die Benutzung
der schlafenden oder falschgeleitetenKräfte, und

der zerstreut liegenden Kenntnisse, der Einklang
zwischen dem Geist der Nation, ihren Ansichten
und Bedürfnissen,und denen der Staatsbehörden,
die Wiederbelebung der Gefühle für Vaterland,
Selbständigkeitund Nationallehre.

Der Formenkram und Dienstmechanismns in

den Kollegienwird durchAufnahme von Menschen
ans dem Gewirr des praktischen Lebens zer-

trümmert, und an seine Stelle tritt ein lebendiger
fest strebender schaffenderGeist, und ein aus der

Fülle der Natur genommener Reichtum von

Ansichten Und Gefühlen-
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Es wird aber so wenig an einer hinlänglichen
Zahl geschäftsfähigerMänner in der Klasse der

Eigentümerfehlen, als daß die RegierungUrsache
hat, durch ihre Zuziehnng für die Erhaltung der

inneren Ruhe besorgt zu sein. Die Anzahl der

gebildeten und verständigenMänner ist in allen

Klassen der Eigentümerin den alten Provinzen
des Preußischen Staats so groß, daß es an

geschäftsfähigenmit praktischen Kenntnissen aus-

gerüstetenMännern, die mit Erfolg dem ihnen
angewiesenen Geschäftskreis·vorstehenwerden,
nicht fehlen kann. . . .«

Alle Kräfte der Nation werden in Anspruch
genommen, und sinken die höherenKlassen der-

selben durch Weichlichkeitund Gewinnsucht, fo
treten die folgenden mit verjüngter Kraft auf,
erringen sich Einfluß, Ansehen und Vermögen,
und erhalten das ehrwürdige Gebäude einer

freien selbständigenunabhängigen Verfassung«

Jm Herbst 1807 wurde v. Stein wieder an die-

Spitze der Verwaltung berufen. Bereits der erste
Monat seiner neuen Leitung zeitigte die berühmten
Edikte über die Befreiung der Bauern von der Erb-

untertänigkeit. Alsbald veranlaßte er auch Vorarbeiten

zur Reform der Städteordnung auf dem Boden seiner-
wirkenden Gedanken. Während der Stoff für diese
Arbeit gesammelt werden sollte, lernte v. Stein einen

Plan kennen, den der Rechtsbeanite der Stadt Königs-
berg Kriminalrat Brandt nach seinen Erfahrungen
während des Krieges entworfen hatte. Er billigte die-

Grundzüge und forderte Brandt auf, seine Arbeit auf
dem gesetzlichenWege durch die KönigsbergerBürger-
schaft prüfen und dem Könige einreichen zu lassen.
Zugleich beauftragte er den Geheimrat Freis, sich über
Einführung veränderter Stadlverfassungen zu äußern..
Am 15. Juli 1808 gelangte der Antrag der Königs-
bergerBürgerschaftan den König, der ihn mitfolgender
von Stein angegebenerKabinetsordre vom 25. Juli 1808

an den Minister v. Schrötter zur Prüfung verwies:

»Die Aeltesten der hiesigenBürgerschafttragen
für diese, um auf eine rechts-kräftigeArt an den

das städtischeWesen betreffenden Verhandlungen
Teil nehmen zu können, in der beikommenden

Jmmediatvorftellung vom 15. d. M. auf Bildung
einer gesetzlichenRepräsentationan. Eine solche-
Einrichtung ist ein Teil der Einführung einer

vollständigenMunizipalverfassung, die der städti-
schen Gemeinde und ihren Vorstehern Befugnisse
beilegt, wodurch sie eine zweckmäßigeWirksamkeit
erhalten und sie nicht nur von den Fesseln un-

nützer fchwerfälliger Formen befreit werden,
sondern auch ihr Bürgersinn und Gemeingeist,
den die Entfernung von alle-r Teilnahme an der

Verwaltung der städtischenAngelegenheitenver-

nichtet, wieder neues Leben erhält.

Ihr habt den Plan zu einer solchen städtischen
Gemeindeverfassungsowohl in Beziehung auf die

Repräsentation der Bürgerschaftals die innere

Einrichtung der Magistrate zu entwerfen, dabei
die Verhältnisseder verschiedenen Städte nach-



ihrem Umfang und ihrer Bevölkerungzu berück-

sichtigen, über die Sache selbst mit den Städti-

schenStänden zu konferieren, und das Ganze zur

Genehmigung einzureichen,damit die Abänderung
der Städtischen Verfassung sobald als möglich
ausgeführt werden könne«

Am 17. Juli teilte v. Stein demselbenMinister auch
den Frey’fchenPlan mit seinen eingehenden Bemer-

kungen mit. Jm Provinzialdepartement wurde aus

diesem Material zunächstein Entwurf für die Städte
der Provinz Preußen ausgearbeitet, der unter Beteili-

gung von Schön und Altenstein zu einem für alle
Städte der Monarchie bestimmten umgearbeitet und
dem Könige von Stein und Schrötter mit Bericht
vom 1. November 1808 vorgelegt wurde.

Lassen Sie mich auch non diesem bedeutsamen Be-

richt das WesentlicheJhnen wörtlich vortragen:
»Die jetzigeVerfassung der Städte ist in Ab-

sicht ihres Gemeinwesenszwar mehr oder weniger
verschieden,je nachdem der Zufall in der Vorzeit
die Verfassung gebildet hat, die Reste der alten,
zum Teil trefflichen Einrichtungen sich erhalten
haben, und mehr oder weniger von den Staats-

behörden in solche eingegriffen worden ist. Bei
allen Städten hat aber leider das Wesentliche
der Verfassung älterer Zeit, die Teilnahme der

Bürgerschaft an dem Gemeinwesen, welcher bei-

nahe alle noch vorhandenen größeren guten Ein-

richtungen in den Städten als Werke des Ge-

meingeistesihr Dasein verdanken, sich größtenteils
verloren.

Die im Jahre 1723 stattgefundeneEinrichtung
der Kriegs- und Domänenkammern und des

Generaldirektorii,besonders aber die Anordnung
derSteuerräte erzeugte allmählichdie ungünstigen
Änderungenin der Verfassung.

Nachdem zunächstdie Kriegs- und Domänen-
kammern die Vormundschaft über die Städte

nach und nach de facto etabliert hatten, so er-

folgten hiernach auch Landesgesetze, die solche
bestätigten.So wurde durch das Ressortreglement
vom 19. ·Juni 1749, besonders aber durch das

Allgemeine Landrecht . . . die Einmischung der

Kammern und Steuerräte in das Gemeinwesen
der-Städte und die Einschränkungen,welchen
deifen Verwaltungunterworfen sein sollte, aus-

drücklich»bestimmt.

»

Jn Ubereinstimmungmit dieser Vörmundfchaft
lit auch die Repräsentationder Bürgergemeine

dUkchPasAllgemeineLandrecht organisiert. Man
hat Ue auf Zunft- Und Korporationsverfassung
gegründet und so unvollständigbestimmt, daß
der Gesammtwille der Bürgerschaft nie zu er-

fahren ist.
Die Mängel der städtischenVerfassungwurden

aber dadurch vollendet,daß in den letzten Jahr-
zehnten die Magistratsstellenmit Invaliden besetzt
werden mußten,und auf diese in der Regel die

Wahl beschränktwar, welche ohnehin nach dem
·

Landrechte nicht die Bürgerschaft,sondern der

Magistrat auszuübenhatte.
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Weder die Stadtgemeinen noch der Magistrat
durften sich nunmehr ohne Genehmigung der

Kammern eine Disposition über das städtische
Gemeinwesen erlauben. Das Kämmerei- und

Sozietätsvermögenmußte nach Etats verwaltet

werden, welche vom Steuerrat, der Kammer, der

Oberrechenkammerund der Generalkontrolle revi-

diert und festgesetztwurden. Keine neue Anlage,
keine Erhöhung bisheriger Bestimmungen, wenn

auch der Zweck noch so gemeinnützigwar, keine

bessere Benutzung eines Grundstücks war ohne
höhereGenehmigung erlaubt. Eine solcheAufsicht
und Leitung des Gemeinwesens durch die Steuer-

räte mußte nach der Natur der Sache in eine

formelle, alles lähmendeKontrolle und unfrucht-
bare Schreiberei ausarten.

Der Bürger hatte weder Kenntnis vom

Gemeinwesen noch Veranlassung dafür zu wirken,
selbst nicht einmal einen Vereinigungspunkt.

Eifer und Liebe für die öffentlichenAngelegen-
heiten, alter Gemeingeist, jedes Gefühl, dem

Ganzen ein Opfer zu bringen, mußten verloren

gehen. Selbst Bürger zu sein, ward längst nicht
mehr für Ehre gehalten.

Man erwartete dagegen alles vom Staate

ohne Vertrauen zu seinen Maßregelnund ohne
Enthusiasmus für die Verfassung. Das Gemein-

wesen ist daher auch seit geraumer Zeit nicht

fortgeschritten,sondern mehr oder minder zurück-
gekommen. Besonders aber setzte die letzte Un-

glücksperiodedes Staats die früher schon sehr
merklich gewordenen Nachteile der Verfassung des

städtischenGemeinwesens in das hellste Licht.
Sowie sich die Gefahr einer Stadt näherte, oder

in solcher kräftigeAnstrengung nötig war, zeigte
sichdie Unzulänglichkeitder bestehendenVerfassung.
Es blieb nichts übrig, als das Gemeinwesen,
und was damit in Verbindung stand, schnell in

die Hände der Bürgerschaftzu geben, oder sie
zu größererTeilnahme aufzufordern So wirksam
sich solches auch überall zeigte, so fühlbar war

doch der Mangel an festen Bestimmungen und

gehörigemZusammenhang
Alle dieseWahrnehmungen haben die Gesichts-

punkte zu der Bearbeitung der neuen Städte-

ordnung gegeben.
Nach solcher erhalten die Bürgerschafteneine

zweckmäßiggeordnete Verfassung, um frei von

der Vormundschaft handeln zu können.

Der Umfang der Gemeinenbezirke,die Klassen
der Einwohner der Städte, die Verhältnisseder-

selben und insbesondere der Bürger, die Reprä-
sentation der Bürger durch selbft zu wählende
Stadtverordnete, die Organisation und Bestellung
des Magistrats und Geschäftsbetriebnebst dem

Verhälnis der Behörden gegen einander sind fest
und angemessenbestimmt.

Die Bürgerschaftbekommt die ungeteilte Ver-

waltung ihres Gemeinwesens. Die ganze Ein-

wirkung des Staats beschränktsich auf die bloße

4



Aufsicht, daß nichts gegen den Zweck des Staats

vorgenommen werde, und die bestehendenGesetze
befolgt werden. Er setzt die Ordnung fest, nimmt

im allgemeinen Kenntnis vom Zustande des

Gemeinwesens, bestätigt die Magistratsmitglieder
und entscheidetdie Streitigkeiten der Bürgerschaft
Zu Stadtverordneten werden Von der gesammten
BürgergemeineMänner, die ihr Vertrauen besitzen,
aus ihrer Mitte auf drei Jahre gewählt. Diese
setzten in ihren Versammlungen die Regeln der

Verwaltung des Gemeinwesens fest und kontrol-

lieren die Administration der von ihnen gewählten
Behörden.

Der Magistrat ist die ersteBehörde der Stadt-

gemeinde, ihm liegt die Verwaltung des Ganzen
nach den festgestellten Regeln ob. Unter ihm
besorgen die kleinen Gegenstände des Gemein-

wesens in den einzelnenBezirken der Stadt die

Bezirksvorsteher.
Die Verwaltung besonderer Administrations-
gegenständewird einzelnenstädtischenDeputationen,
aus Magistratsmitgliedern und Bürgern bestehend,
übertragen.

Die Bedürfnisse des Gemeinwesens nnd die

Kosten der Polizei und Justizverwaltung müssen
von der Stadt aufgebracht werden.

Der Magistrat ist verbunden, soweit ihm die

Ausübung der Polizei von der höchstenGewalt

aufgetragen wird, solche auszuüben, steht in

diesem Verhältnis als Diener unter den Staats-

behörden,und hat auch da, wo ihm die Polizei
nicht übertragen wird, in Erfüllung des Zwecks
mitzuwirken.«. .

Schließlich ist vorgeschlagen, die neue Ordnung
nicht gleichzeitig in sämtlichenStädten einzuführen,
sondern damit den Anfang in Königsbergund Elbing
am I. Januar 1809 zu machen. Durch Kabinets-

order vom 19. November 1808 vollzog der König den

Entwurf mit dieser Maßgabe der Einführung.

Gestatten Sie mir, mit einigen Worten bei den

wichtigsten Punkten dieser preußischenMagnet charta

der städtischenFreiheit zn verweilen.

Es soll keine unmittelbaren und mittelbaren Städte

mehr geben· Die Rechte der Gutsherren über mittel-
bare Städte werden aufgehoben. Es werden nur noch
nach Verwaltungsrücksichtenunter-schiedenkleine Städte

bis zu 3500, mittlere bis zu 10000 und große mit

über 10000 Einwohnern.
Die Bewohner sind entweder Bürger oder Schutz-

verwandte. Die Bürger sind die vollberechtigtenMit-

glieder der Stadtgemeinde. Das Bürgerrecht besteht
in der Befugnis, städtischeGewerbe zu treiben und

Grundstückezu besitzen, für städtifcheÄmter wahlfähig
und wahlberechtigt zu sein. Der Unterschied zwischen
Groß- und Kleinbürgern, die Vorzüge der Bürger-
kinder und sonstige Vorrechte und Unterschiede fallen
weg. Zu den städtischenLasten muß jeder Bürger
nach Verhältnis beitragen. Das Stimmrecht für die

Stadtverordnetenwahlen ist indes bei unangesessenen
Bürgern an ein reines Einkommen von 200 Talern
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in den großen und von 150 Talern in den übrigen
Städten geknüpft.

Die Schutzverwandten besitzen kein Bürgerrecht,
sind aber verpflichtet, einzelnestädtischeLasten zu über-

nehmen.
Ortsstatuten über die Verfassung der Stadt sind

nur in Ergänzung, nicht im Widerspruch mit der

Städteordnung zulässig.

Jn dem aus der Wahl der Stadtverordueten hervor-
gehendeu Magistrat sollen nur der Bürgermeister,der

Kämmerer, Stadtbaurat, Syndikus und dergl. besoldet.
die übrigen unbesoldet gewählt werden. Dem Staat

ist die Bestätigung der Magistratswahlen vorbehalten.
Die Unterbeamten werden vom Magistrat grundsätzlich
auf Lebenszeit angestellt. Jede Stadt wird in Bezirke
geteilt, innerhalb deren Bezirksvorsteher die Aufsicht
und Ausführung im einzelnen zu besorgen haben. Auch
sachlichbestehteine vielweitergehende,als die uns gewohnte
Dezeutralisierung der Verwaltung innerhalb der Stadt.

Eine ganze Reihe von Angelegenheiten (kirchliche,soweit
es sich um äußerlicheVerhältnisse handelt, Schul-
angelegenheiten, Armenwesen, Feuerlöfchwefen,Feuer-
sozietät, Gesundheitspolizei, Bausachen, Servissachen,
Kuratel über die Kämmereikafse)ist grundsätzlichder

Verwaltung in gemischten Deputationen vorbehalten,
in denen neben einem oder wenigen Magistratsmit-
gliedern überwiegendStadtverordnete nnd Bürger tätig

sein sollen, die von den Stadtoerordneten gewählt
werden. Jn diesenDeputationen liegt der Schwerpunkt
der Verwaltung Denn das Gesetz beschränkt den

Magistrat als aus-führendeBehörde ausdrücklich in

folgender Weise: »Er hat ohne unmittelbare Teilnahme
von Bürgern nur die allgemeine Leitung der ganzen

Verwaltung des Gemeinwesens und diejenigenspeziellen
Geschäftszweigeabzumachen, wobei es nicht auf eigene
Administration oder fortwährendeLokalaufsicht,sondern

hauptsächlichauf Gesetzes- und Verfassungskunde an-

kommt«. Die Deputationen sind denn auch nicht blos

Unterabteilungen des Magistrats, deren Geschäfteder

Magistrat an sich ziehen könnte, sondern selbständige
verfassungsmäßigeOrgane, die nur der Aufsicht des

Magistrats unterstehen-

Einen eigentümlichenMittelweg fand die Städte-

ordnung in der schwierigen Frage der Amtsdauer der

Magistratsmitglieder. v. Stein dachte sich ursprünglich
auch die Bürgermeister als unbesoldete Ehrenbeamte.
»Warum der Bürgermeisterkein Gewerbe treiben soll,
und warum ein großerKaufmann oder Fabrikant nicht
sollte Bürgermeisterwerden sollen«, sehe er nicht ein,
lautet eine seiner Bemerkungen zum Fr e y schen Entwurf.
Jndes folgte das Gesetz dein Grundsatz, daß die

Bürgermeisterzu den besoldeten Magistratsmitgliedern
gehörten. Daneben blieb aber ein Rest der ursprüng-
lichenv. Steinschen Auffassungerhalten. Denn, während
die gelehrten und technischen Stadträte als Berufs-
beamte auf 12 Jahre gewähltwerden sollten, und im

Falle der Nichtwiederwahl gesetzlichfestgelegteMindest-
pensionen gewährleisteterhielten, sollten Bürgermeister
und Kämmerernur auf sechs Jahre gewählt werden

und erhielten keinen gesetzlichenPensionsanspruch Ju



Bezug auf den Kämmerer sagte das Gesetzausdrücklich,
er müsse ein bemittelter Mann sein. Jn Bezug auf
beide Beamten drang zunächstder Grundgedanke der

Reform, die Abhängigkeitvon oben zu ersetzen durch
die Einführungeiner relativ kurzen Amtsdauer, nach
deren Ablauf der Gewählte sich der Wiederwahl, also

einer erneuten Beurteilung der Wähler über die Art

seiner Amtsführung, zu unterziehen hatte, schärferdurch,
als für die eigentlich technischenMagistratsmitglieder.
Erst durch das Gesetz vom 11. Mai 1839 erhielten
auch die Bürgermeister Pensionsberechtigung nach
Grundsätzen,die noch unserer heutigen Ordnung zu

Grunde liegen.
Mit besonderer Liebe behandelt das Gesetz seine

eigensteSchöpfung: die Stadtverordneten. Reichlicher
als spätereOrdnungen bemißtes ihre Zahl auf 24—36,
36—60 und 60—102 in den verschiedenenArten der

Städte. Jhre Wahl nach Ordnungen, Zünften und

Korporationen wird aufgehoben »Es nehmen an den

Wahlen alle stimmfähigenBürger Teil und es wirkt

jeder lediglich als Mitglied der Stadtgemeinde ohne
alle Beziehung auf Zünfte, Stand, Korporation und

Sekte« Die Wahlen werden nach den Bezirken der

Stadt vorgenommen. Dem Wahlrecht der Bürger zur

Stadtverordnetenversannnlung entspricht eine ernste
Wahlpflicht. »Jeder stimmfähigeBürger ist verbunden,
in der Wahlversammlung des Bezirks, in dessenBürger-
rolle er eingetragen steht, in Person zu erscheinen oder

sich mit gesetzlichenGründen beim Bezirksvorsteher zu

entschuldigen.« »Sollte jemand so wenig Bürgersinn
besitzen, daß er, ohne sich ans eine gesetzlicheArt ent-

schuldigt zu haben, wiederholentlichnicht erschiene, so
sollen die Stadtverordneten befugt sein, ihn durch ihren
Beschlußdes Stimmrechts und der Teilnahme an der

öffentlichenVerwaltung für verlustig zu erklären oder

auf gewisse Zeit davon auszuschließen.«Für die

Wahlhandlung sind sehr eingehende Bestimmungen
getroffen. Zwei Drittel der Gewählten müssenHaus-
besitzer sein. Von den Rechten und Pflichten der

Stadtverordneten heißt es: »Sie erhalten durch ihre
Wahl die unbeschränkteVollmacht, in allen Angelegen-
heiten der Stadt die Bürgergemeiuezu vertreten, sämt-
liche Gemeine-Angelegenheiten für sie zu besorgen und

in Betreff des gemeinschaftlichenVermögens,der Rechte
und der Verbindlichkeiten der Stadt und der Bürger-
schaft namens derselben verbindende Erklärungenabzu-
geben.« ,,Besonders sind sie befugt und verpflichtet-
die zu den öffentlichenBedürfnissender Stadt nötigen

Geldzuschüsse,Leistungen und Lasten auf die Bürger-

schaft zu verteilen und zu deren Aufbringung ihre
Einwilligung zu geben, auch überhaupt die gemeinen
Lasten und Leistungen zu regulieren. Sie sind berechtigt,
alle diese Angelegenheiten ohne Rücksprachemit der

Gemeine abzumachen. Sie bedürfen dazu weder einer

besonderen Instruktion oder Vollmacht der Bürgerschaft,
noch sind sie verpflichtet, derselben über ihre Beschlüsse
Rechenschaftzu geben. Das Gesetz und ihre Wahl
sind ihre Vollmacht, ihre Überzeugungund ihre Ansicht
vom gemeinen Besten der Stadt ihre Instruktion, ihr
Gewissenaber die Behörde,der sie deshalb Rechenschaft
zU geben haben. Sie sind im vollsten Sinne Vertreter
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der ganzen Bürgerschaft,mithin so wenig Vertreter des

einzelnen Bezirks, der sie gewählt hat, noch einer

Korporation, Zunft u. dgl., zu der sie zufälliggehören.«
,,. . · es wird jede Remuneration einzelner Stadt-

verordneten umsomehr ausdrücklichuntersagt, als die

Annahme solcherRemunerationen ohnehin schonMangel
an Gemeinsinn verraten würde. Jeder Stadtverordnete
wird dagegen durch das Vertrauen, welches die Bürger-
schaft vermöge der auf ihn gefallenen Wahl ihm bezeigt,
in einem hohen Grade geehrt und hat daher unter

seinen Mitbürgern auf eine vorzügliche öffentliche
AchtungAnspruch« »JedemBürger, sowie auch jedem
Stadtverordneten steht es frei, über alle das Gemein-

wesen angehende Gegenstände der Stadtverordneten-

versammlung seine Meinung und seine Vorschläge
schriftlicheinzureichen,stattfindeude Mängel anzuzeigen
und Verbesserungenin Antrag zu bringen«

Ein Zeitalter, das mehr Zeit und mehr Sinn für
die Würde des öffentlichenDienstes hatte, als die

hastende Gegenwart, spiegelt sich in umständlichen
Bestimmungen,daß die städtischenEhrenbeamten bei
allen amtlichen Zusammenkünstenin ganz schwarzer
Kleidung zu erscheinen haben, und daß sie dann außer-
dem Amtszeichenzu tragen haben, die sich von goldenen
Ketten mit goldenen Medaillen in den großen Städten
bis zu silbernen Medaillen an einfachen Bändern in
den kleinen Städten abstufen.

Ehe ich zur Besprechung einiger wichtiger Sonder-

puukte übergehe,bitte ich mir einige allgemeine Bemer-

kungen über das geschaffeueWerk zu gestatten. Den

Anspruch aus eine kritische Würdigung, die nur auf
ein eindringendeswissenschaftlichesStudium der Materie

gegründet werden könnte, sollen sie selbstverständlich
nicht erheben. Auch käme ich damit in das Getriebe
der Parteimeinungen, die noch heute sich unaus-

geglichen bekämpfen.
So groß die Unterschiede zwischender französischen

Revolution und der preußischenReform sind, ein Ge-

meinsames haben sie in manchen Zügen: den unver-

mittelten rücksichtslosenBruch mit der Vergangenheit
und dem, was bis dahin als unantastbare Staats-

weisheit gegolten hatte. Der absolute Staat war er-

füllt von Mißtrauen gegen die Regierten, die er durch
sein regierendes Beamtentum glücklichmachen wollte.

Im vollsten Bruche damit baute die Städteordnung
ihr System auf das idealistische Vertrauen in die

innerlichguten Kräfte der Gesamtheit der Bürger, in
deren Hände sie die Macht legte. Die Zeit war eben

erfüllt von tiefem Groll gegen das bisherige System,
dessenMängeln man über Gebühr die ganze Schuld
der Niederlage aufbürdete. Wir können heute ruhig
gestehen,daß v. Steins Urteile über die preußischeBüro-
kratie bei einem bitteren Kern des Wahren unverdiente

Scheltworte enthielten, die vor einem ruhigen Urteil

ebensowenigbestehen können, wie Bismarcks gelegent-
liche Ausfälle über die preußischenGeheimräte, wenn

ihre Wege nicht die seines Feuergeistes waren.

Die Rechnung des v. Stein’schenJdealismus konnte

nicht ohne Rest aufgehen. Daß die städtischenWahlen
sich nicht direkt auf Interessengruppen aufbauen,
sondern freie Vertreter der gesamten Bürgerschafter-



geben sollten, konnte doch nicht verhüten, daß den

städtischenKörperschaftennoch andere Potenzen für die

Bildung ihrer Beschlüsse vor Augen standen als das

reine nnd hohe Wirken für das Gemeinwohl. Das

widerstreitet der menschlichen Natur, den gegebenen
Realitäten. Eher schon können im größerenLeben des

Staats politische Parteien sich von der Grundlage
wirtschaftlicher Gruppen befreien, obwohl die inneren

Zusammenhängenie vollständig zu beseitigen find.
Daß sich mächtige Parteien ohne das Streben be-

stimmter sozialer Gruppen nach det- Herrschaft auch
ihrer wirtschaftlichen Interessen bilden und erhalten
könnten, war ein Traum im Frührot des März-
liberalismns Noch viel mehr trittalles das in den

engeren Verhältnissender Stadt zu Tage. Die Stadt-

verordneten haben es ja fast nur mit materiellen Jn-

teressen zu tun, während im Landtag und im Reichstag
die auswärtige Politik, die Organisation der Justiz
und Verwaltung, nationale und andere Fragen einen

breiten Raum einnehmen. Der städtischeHaushalt und

die Aufbringung der ftädtischenLasten geben immer

wieder Veranlassung, Beschlüsse zu fassen, die dem

einen sein Uhl,. dem anderen seine Nachtigall find.
Als die Städte noch größereFreiheit in der Hand-
habung der Steuerzuschtägehatten, hat sich ergeben,
daß da, wo die Mehrzahl der Bevölkerungaus Grund-

besitzern bestand, etwa in Ackerftädten, niemals die

Grundsteuer, daß da, wo sie aus Gewerbetreibenden

bestand, niemals die Gewerbesteuer, und da, wo sie
aus Rentiers und Beamten bestand, niemals die Ein-

kommensteuer herangezogen ist. Dabei sind wiederum

die meisten im besten Glauben gewesen, innerlich über-

zeugt von der Gerechtigkeitihrer Sache, wenn sie die

Lasten auf die Schultern der Minderheiten abwälzten.
Und diese Erscheinungen sind nicht etwa erst spätermit

detn Dreiklassenwahlrecht eingezogen, sondern sie be-

stehen aus dem Boden der Kommune bei jedem Wahl-
system, nur daß die verschiedenenWahlrechte die Macht
verschieden austeilen.

Jn Bezug auf das Bürgerrecht war die Reform
indes lange nicht so radikal, wie in Frankreich. Denn

dort war das Recht zur Teilnahme an den Angelegen-
heiten der Städte ein Ausfluß des allgemeinenStaats-

bürgerrechts,und auch hinsichtlichder Wählbarkeitbe-

stand keinerlei Unterschied zwifchenStaat und Gemeinde.

Dagegen gab es in der v. Steinschen Städteordnungein

spezifisch städtischesBürgerrecht. Der Erwerb dieses
Bürgerrechts war allerdings sehr leicht, da es nie-

mandetn verweigert werden konnte, der in der Stadt

sich niedergelassen hatte und unbefcholtenenWandels

war und weder Grundbesitz noch Vermögen verlangt
wurde. Aber tatsächlich war die Bürgerschaft doch
nur ein kleiner Teil der Einwohnerschaft, weil die Ver-

pflichtung zum Bürgerwerden nur den Gewerbe-

treibenden und den Hausbesitzern oblag, und außer-

halb dieser verpflichteten Kreise wenig gesucht zu sein
scheint, schon, weil auch für die Bürger, soweit sie
nicht-Hausbesitzerwaren, das Stimmrecht an ein reines

Einkommen von 150—200 Talern gebunden war, was

an dem heutigen Geldwerte gemessendas Doppelte bis

Dreisache dieser Summe betrug.
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Der Zweck der Städteordnung, wie ihn Ranke

bezeichnet, »dem blos mit den Angelegenheiten des

Privatlebens beschäftigtenTun und Treiben eine höhere

Richtung zu geben«-,konnte also nur für diesen engeren
Kreis seine Kraft bewähren. Die Stadtverordneten

als die gewähltenVertreter dieses Kreises erhielten
aber in der Tat eine stolze überragendeStellung, wie

sie bisher nicht bekannt gewesen war. Jhre Mit-

wirkung war grundsätzlichbei allen Geschäften er-

forderlich und erstreckte sich nicht blos auf die allge-
meine Kontrolle, sondern war in den gemischtenVer-

waltungsdeputationen bis zur Mitwirkung an der

Verwaltung selbst gesteigert. Der Magistrat war nur

ausführendes Organ, so daß Konflikte aus entgegen-
gesetztenBeschlüssenüberhaupt nicht entstehen konnten.

Auch nach oben hin waren ihre Entschließungen
fast unbeschränkt Der Staat übte seine Aufsicht
hauptsächlichdurch die Einsicht in die Rechnungen,
zumal durch Eingreifen, falls bei der Rechnungsprüfnng
der Stadtverordneten Unrichtigkeiten vorgefunden oder

Bedenklichkeiten erwogen wurden, und durch Ent-

scheidungen über die Beschwerden einzelner Bürger
oder ganzer Abteilungen über das Gemeinwesen,
Bestätigung neuer Statuten nnd Genehmigung der

Wahlen der Magistratsmitglieder. Dagegen wurde der

städtischeHaushalt der Behörde noch nicht einmal zur

Einsicht vorgelegt. Die Städte konnten ohne Ansrage
ihr gesammtes Grundvermögenveränßern,wie das tat-

sächlichnamentlich mit ten Wäldern geschehen ist, das

Bürgervermögenan die Nutznießerverteilen, Anleiheu
aufnehmen und ihr Abgabenwesen vollständigregeln·

Es ist nicht zu verkennen, daß eine so weit gehende
Autonomie der Stadtverordneten sich nicht überall

gleichmäßigbewähren konnte. Einmal wurde dadurch
die Verwaltung bis in ihren Tageslauf zu sehr zerrissen,
in den mannigfachen vielköpfigenDeputationen einer

schwerfälligennnd wottreichen Behandlung ausgeliefert,
in der sich Gegensätzennd Widersprücheumsomehr
finden mußten, als die Geschäftsverteilungsich nie in

ein einfaches Schema ein für alle Mal pressen läßt.
Der schöpferischeWille und die»allesbesiegendeTatkraft
ist nun einmal nicht bei den Vielen, sondern ist nur

der kraftvollen Einzelpersönlichkeiteigen, von der aus-

gehend sie ein ganzes Gemeinwesen durchströmt.

Andererseits barg die weitgehendeFreiheit die Gefahr
der Steigerung bis zu einer gewissenWillkür und einer

Mannigfaltigkeit, die umsomehr empfunden werden

mußte, als in dem vergrößertenStaat die Gebundenheit
an die Heimatsscholle einem größerenWechselwich-

Ein gewisses Maß der Rückbildungmachte sich
daher schon in dem nächstenGefetzgebungswerke,der

revidierten Städteordnung vom 17. März 1831 geltend.
Sie war für die Städte in den alten Provinzen
bestimmt, in denen bisher die Ordnung von 1808 noch
nicht eingeführtwar, und sollte in den neuen Provinzen
allmählichdurchweg eingeführtwerden, was aber nur

teilweise geschehenist und besonders in der Rheinprovinz
mit Ausnahme von nur drei Städten unterblieben ist.
Die Städte, in denen die Ordnung von 1808 galt,
erhielten die Ermächtigung,sie mit der neuen Ordnung



zu vertauschen, machten aber davon nur in ganz

vereinzelten Fällen Gebrauch.
Nur einigeHauptunterschiedemögenerwähntwerden:

Die Stadtverordneten sind nicht mehr so zahlreich
vorgesehen, nämlich zwischen 9 und 60. Die Hälfte
von ihnen muß aus Grundbesitzernbestehen·

Der Magistrat ist Nicht blos Gemeindevorstand,
sondern gleichzeitig Organ der Staatsgewalt. Als

solches ist er verpflichtet, die Beobachtung der Gesetze
und der von den vorgesetztenStaatsbehördenerlassenen
Verordnungen zu kontrollieren und alle ihm von den

Staatsbehörden erteilten Aufträge zur Ausführung zu
bringen« Er besteht aus dem Bürgermeisterund min-

destens drei besoldetett oder unbesoldeten Mitgliedern.
Die Festsetzungder Zahl der Mitglieder und der

besoldeten besonders bleibt statutarischer Festsetzung
Vorbehalten Die besoldeten Mitglieder können auf
Beschlußbeider Körperschafteuunter Genehmigung der

Regierung auf Lebenszeit gewählt werden. Bezirks-
vorsteher und Deputationeu und Kommissionen werden
nur im Falle des Bediirfnisses eingesetzt.

Magistrat und Stadtverordnete können gegenseitig
ihre Sitzungen durch Abgeordnete beschicken. Jn allen
den Gemeindehaushalt betreffenden Angelegenheiten ist
der Beschlußder Stadtverordneten entscheidend. Hält
jedoch der Magistrat einen derartigen Beschluß als

nachteilig für das Gemeinwohl, so tritt das auch in

unserer jetzigen Ordnung geltende Verfahren gemein-
samer kommissarischerVerhandlung ein, und liegt die

Entscheidungbei mangelnder Verständigungder Regierung
ob. Diese Genehmigung ist auch erforderlich zum
Erwerb und zur Veräußerung von Grundstücken, zur

Kontrahierung von Anleihen, unter Umständen auch
zur Ausschreibung neuer Gemeindeabgaben· Der Re-

gierung als Aufsichtsbehördesteht das Recht zu, durch
Revision sich darüber Überzeugungzu verschaffen, ob

die Stadt nach den Gesetzen verwaltet wird und die

Verwaltung sich im vorgeschriebenenGange befindet,
Beschwerdenzu untersuchen und über dieselben zu be-

finden und die Stadt zur Erfüllung ihrer Pflichten
anzuhalten.

So blieben eine Anzahl provinzieller, auf recht

verschiedenenGrundlagen beruhender Städteordnungen
nebeneinander bestehen, bis im Gefolge der Bewegung
des Jahres 1848 ein neuer Anlauf einsetzte, für die

Verhältnissealler Gemeinden des ganzen Staats, also

für Städte und Landgemeinden, wie es der französi-

schen Gesetzgebung entsprach, auf dem Unterbau ge-

meinsamer Grundsätze eine allgemeine Ordnung zu

schaffen. Die Verfassungsurkundenvom 5. Dezember
1848 und 31. Januar 1850 enthielten Grundzüge
darüber, nach denen die Gemeindeordnung für den

preußischenStaat vom 11. März 1850 gestaltet wurde.

Diese Ordnung hat tiurthistorischesInteresse, da ein

königlicherErlaß die im Werke befindlicheEinführung
einstellte, dem die vollständigeBeseitigung der Ordnung
und die Rückkehrzur rechtlichen Scheidung zwischen
Stadt und Land und zu provinziellen Ordnungen
folgte. Die erste dieser Sonderordnungen war unsere

Städteordnung vom 30. März 1853 für die sechs

östlichenProvinzen.

Aus der Gemeindeordnung mag etwa noch erwähnt
werden, daß entsprechend ihrer allgemeinen Geltung
für Stadt und Land der Begriff des Bürgers durch
den Gemeindewählerersetzt ist, was jeder selbständige
Einwohner nach einem Jahre Wohnsitz bei Besitz eines

Grundstücks oder einem geringen Steuereensus wird,
und daß dort zum ersten Male das Dreiklasseuwahl-
recht vorgesehen ist, das dann mit manchen anderen

Vorschriften in unsere jetzigeOrdnung übergegangenist-
Unsere geltende Städteordnung und die zu ihrer

Fortbildung für wesentliche Aufgaben der kommunalen

Tätigkeit erlassenen Gesetze, nämlich das Kommunal-

steuergesetznnd das Kommunalbeamtengesetz,sind Ge-

meingut Jhrer Kenntnis. Einzelne von den danach
geltendenBestimmungen werden noch zu berühren sein,
wenn ich mich nunmehr nach der kurzenÜberschauüber
das Gewordene der schwierigeren Aufgabe zuwende,
mit einigen Worten die Hauptstreitfragen des bestehen-
den Rechts und die Probleme der Zukunft zu streifen.

Eine reichhaltige Fundgrube dafür bieten einmal

der Entwurf und die Motive einer neuen Städte-

ordnung, die im Jahre 1876 dem Abgeordneteuhause
vorgelegt wurden, und die parlamentarischen Verhand-
lungen darüber. Der Entwurf scheiterte schließlichan

den grundsätzlichenStreitfragen des Wahlrechts und

der Beziehungenzum Staate, die heute noch so un-

ausgettagen sind, wie damals. Zum anderen hat der

Verein für Sozialpolitik die Verfassung uud Verwal-

tung der Städte zum Gegenstand einer wissenschaft-
lichen Enqnåie gemacht. Die Arbeiten darüber und

die Verhandlungen des Kongresses des Vereins vom

Jahre 1907 bieten mannigfache wertvolle Anregungen.
Lassen Sie mich nach der Reihenfolge unserer
Städteordnungenbeginnen mit dem Fundament der

städtischenVerfassung, der Zusammensetzungund Wahl
der Stadtverordneten.

Jch würde unhöflicherscheinen, wenn ich dabei

nicht die Bestrebungen der Frauenbewegung auf
Erlangung des vollen Bürgerrechts für die Frauen
erwähnte,wenn auch nur, um zu sagen, daß die Frage
zu weittragend und zu wenig brennend ist, um im

Rahmen dieses kurzen Abrisses behandelt zu werden.

Jn der Zulassung zur Stadtverordnetenversammlung
sind die bisherigen Städteordnungenzu ängstlich·Man

kann das Gefühl nicht los werden, als haben sie
Argwohn, daß die volle Hingabe an den Staat, wie

sie besonders dem Beamten eigen sein soll, durch die

bürgerliche Lust der Stadtverordnetenversanmilung
geschmälertwerden könnte. Warum soll, abgesehenvon

den Beamten der eigentlichenAufsicht über die Städte,
nicht jeder Stadtverordneter werden können? Wie
würde es der Verständigungzu Gute kommen, wenn

wir in Marienwerder in der Lage wären, mit einigen
Regierungsrätenin der Stadtverordnetenversammlung
unsere Sorgen zu teilen, die Förderung von ihrer
Einsicht zu haben, aber auch ein volleres Verständnis

für das Verhältnis unserer Leistungen zu unseren
Mitteln zu erzielen, als es nach meinen Wahrnehmungen
bei einem großenTeil der Beamtenschaft bisher besteht.
Ich möchtedoch auch annehmen, daß die in manchen
Berichten beklagte Teilnahmslosigkeit einmal der wohl-



habendsten, zum anderen der wissenschaftlichgebildeten
Kreise am Gemeindeleben damit zusammenhängt,daß
ein Rest der alten Anschauung überkommen ist, nach
der die Verantwortung für die städtischeVerwaltung
Wesentlichdem ansässigenErwerbsstande obliegt.

Darüber, daß dieses Vorwiegen nicht künstlich
dadurch gestütztzu werden braucht, daß, wie es das

geltende Recht vorschreibt, die Hälfte der Stadtver-

ordneten Hausbesitzer sein müssen, besteht allgemeines
Einverständnis

Um so lebhafter dauert der Kampf um die Ge-

staltung des Wahlrechts fort. Mit Ausnahme von

Hannover, Schleswig-Holftein und Frankfurt a. M.

gilt noch heute, mehrmals im Einzelnenausgeflickt,das

Dreiklassensystem GrundsätzlicheVerteidiger zählt es

nur wenige. Die Auswüchse, die ihm besonders in

Industriestädten anhaften, daß ein Großindustrieller
oder gar der Vorstand einer AktiengesellschaftIJZ der

Stadtverordneten ernennt, sogar, wenn er seinen eigenen
Wohnsitz außerhalb der Stadt hat, sind doch zu

schreiend. Der soziale Zug der Zeit sträubt sich da-

gegen, daß der Reichtum oder doch der Wohlstand
allein von Rechtswegen das Heft des Einflusses in den

Städten haben soll. Aber es ist leichter, dem Zaren
den Rat zu geben, daß er einen Teil seiner Selbst-
herrlichkeit auf die Duma überträgt, als einen Teil

eigener Macht den Wechselfällen einer ungewissen Zu-
kunft auszuliefern, und die Beharrungskraft des Be-

stehenden ist um so größer, als jeder erwogene Ersatz
seine besonderen Mängel hat. Wo bisher das gleiche
Wahlrecht gilt, ist es durchweg an einen ziemlichhohen
Zenfus gebunden, der einen beträchtlichenTeil der

Bürger vollständigdes Wahlrechts beraubt. Nur mit

dieser Beschränkungwurde es bei den Verhandlungen
über den Entwurf von 1876 verfochten. Die Über-

tragung des Reichstagswahlrechts auf die Städte würde

dagegen die Kreise der Bürgerschaft ganz entrechten,
auf denen bisher die Selbstverwaltung geruht hat.
Sie wurde bei den Verhandlungen des Vereins für

Sozialpolitik hauptsächlichvertreten durch eine junge
radikale Schule von Politikern, die über die von der

Herrschaft der besitzlosenMenge drohende Gefahr des

Chaos damit trösteten, daß aus der Sündflut eine

neue Welt besseren Verstehens und Zusammenwirkens
erwachsen würde. Bei den Männern der praktischen
Erfahrung wurden diese Aussichten doch mit Kopf-
schüttelnaufgenommen. Mit Recht wurde gefragt, wo

die Gewähr dafür fei, daß in absehbarer Zeit ans

dem verhetzenden Klassenkampf, auf den ein Teil der

Arbeiterorganisationen ausschließlichabgestellt ist, ein

entgegenkommendes Verständnis für die Interessen
anderer Berufsstände erwachsen würde; wie die Sand-

massen von Industriearbeitern, die von den Strömungen
der rastlos wechselnden wirtschaftlichenEbbe und Flut
hin und hergetrieben werden, die Liebe zu einer Heimat,
das Verständnis für die besonderen Verhältnissedes

Gemeinwesens erwerben sollen, die doch nun einmal

die unentbehrlicheVoraussetzung dafür sind, daß man

nicht bloß kritisieren, sondern schaffen und das Ge-

schaffenevertreten will.
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Die Rückkehrzu einer Gliederung der Wählerschaft
nach Berufsständen hat bei der Mannigfaltigkeit und-

dem Wechsel der Berufe in der modernen Wirtschaft
fast unüberwindlicheSchwierigkeiten

Das neuerdings außerhalbPreußens auch für die-

Kommunalwahlen versuchte System der Proportional-
wahlen scheint mir die Gefahr zu haben, daß es künstlich
die Zusammenballung von Fraktionen mit dem über-

wiegenden Einfluß ehrgeiziger Führer züchtet.
Jedes Pluralwahlsystem enthält Elemente

Schwerfälligkeitund Künstelei.

Man mußwohl sagen, ein Allheilmittel gibt es nicht,
und es läßt sich wohl die Frage aufwerfen, ob nicht
das Wahlrecht der künftigenStädteordnungauf die

außerordentlichemoderne Differenzierung der Städte-

mehr wird Rücksichtnehmen müssen, als dies in den

bisherigen Normen der Fall gewesen ift. Zwischen
einem stillen Ackerstädtchenmit nur handwerksmäßigem
Gewerbesleiß, der Reichshauptstadt, und den mit

amerikanischerSchnelligkeit aus dem Boden gefchossenen
Industriestädtenbesteht im Grunde kaum mehr Gemein-

sames als der Name. Soll das kommunale Wahl-
recht in Wahrheit ein Spiegel der in der Stadt waltenden

sozialen und wirtschaftlichen Kräfte fein, so müßte es

durchaus wesentliche Verschiedenheitenaufweisen.

der

Möge ein guter Stern über der über kurz oder-

lang notwendig werdenden Neuordnung des städtifchen
Wahlrechts walten. Mögen wir bewahrt bleiben ebenso
vor wurzellossenExperimenten, die das blinde Vertrauen,
wie vor dem starren Festhalten an dem Bestehenden,.
welches das blinde Mißtrauen in die neu aufstrebenden
sozialen Kräfte androht. Ein Bürgertum, in dem die

alten Kräfte nicht erstarren, kann ohne fpießbürgerliche
Angst mit offener Hand gewähren,weil es stark genug

ist, Seitensprüngeund Durchgängertummit festerHand
niederzuhalten. Eins freilich ist not, wenn nicht die

feinfühligerenund anfprnchsvollerenKöpfedem städtifchen
Wesen fern bleiben sollen: daß in unserem ganzen

öffentlichenLeben die Achtung vor der Persönlichkeit

»auch des Gegners mehr Gemeingut von jedermann
stird. Es hat für mich etwas Groteskes, was mir

zuweilen mit tiefster Überzeugungvon den diabolischen
Plänen und Mitteln anderer zuzutragen versucht wird.

Jch bin mir bewußt,daß meine Versuche, solche Dinge
auszureden, keinen anderen Erfolg haben, als das

meine Intelligenz für derartige tiefer liegende Sachen
bedauernd angezweifelt wird. Mit stillem Grauen

denke ich daran, welche schwarze Tücke auch einem zu-

gemutet werden mag, der wirklich nichts anderes will,
als der Sache dienen. Aber über das Achselzucken
bei solchen Gedanken hinaus hat die Sache doch eine

viel tiefere ernste Seite. Die Gefahr liegt nahe, daß
die Wahl der Mittel sich mißt an dem, was man

anderen zutraut. Und gar halb traurig und halb
lächerlichist es, wenn man Männern, die für das

Gemeinwohl zusammenwirken sollten, das Schauspiel
eines Jnjurienprozesses vor dem Schösfengerichtauf-
führen sieht. ZuverlässigeBeobachter bezeugen über-
einstimmend, daß die Jahrhunderte lange Übungver-

antwortlicher Selbstverwaltungund die hohe Wertung



der freien Persönlichkeitin England den Kämpfen des

öffentlichenLebens bei aller sachlichen Schärfe eine

fairneß gibt, die auch dem Gegner das Recht der

Überzeugungläßt. Möge aus dem unklaren Gären

unseres noch jüngerenöffentlichenLebens sichallgemeiner
eine solchevornehme Art der gegenseitigenSelbftachtuug
auswirken·

Aus der Wahl der Stadtverordneten geht der

Magistrat hervor. Es gibt anderwärts andere Systeme,
auf die ich aber nicht eingehe, weil bei uns niemand

es sich anders denken könnte,die Wahl des Magistrats
durch die Stadtverordneten auch grundsätzlichdie richtige
Lösung ist. Auch die Bürgermeisterverfassuug,bei der

nur der Bürgermeisterdie Ortsobrigkeit ist, zugleich
aber den Vorsitz in der Stadtverordnetenversammlung
hat, behandle ich nicht weiter, weil dieses System nach
unseren Anschauungen für etwas größereStädte eine

Unmöglichkeitist-
Manches sprächewohl dafür, eine engere Fühlung

zwischenden beiden Körperschaftenanzustreben, als sie
unserem System entspricht. Bei der jetzigen absoluten
Trennung neigt der Magistrat leicht dazu, Unter dem

Einfluß der Berufsbeamten sich zu sehr als Obrigkeit
zu fühlen,und die Stadtverordneten zu sehr dazu, die

Vorlagen des Magistrats einer vernichtenden Kritik zu

unterziehen, zum Teil, weil ihnen die grundlegenden
Erwägungenzu fremd bleiben. Kein geringerer, als

der Abgeordnete Euqu Richter hat bei den Verhand-
lungen im Jahre 1876 berichtet, daß er bei seinem
Eintritt in die Stadtverordnetenversammlung in Berlin

vorgefunden habe, daß die Kommissionen der Stadt-
verordneten Vertreter des Magistrats grundsätzlichvon

der Teilnahme ausschlossen, und daß er darin gründ-
lichen Wandelgeschaffenhabe. Man sollte meinen,
die Frage könnte garnicht diskutabel sein.

gAUz unnötigen Überwuchernder Schreiberei, dann

aberauch zu einem gegenseitigenAneinandervorbeireden
Um Mißverständnissenund den gllerunerquicklichsten
Auseinandersetzungen.Jch sehe deshalb nicht ein,
weshalbdie Stadtverordneten nichtgleichzeitigMagistrats-
Mitgiiedeksein sollen und weshalb nicht für wichtigere
Dinge-Wo ein Konflikt droht, gemeinsame Sitzungen
beider Kiikpekfchuftenvorgesehen sein sollen. Es ist ja
seiii Undmg- daß jetzt die Magistratsmitglieder, mögen
sie sich auch UDch so sehr für eine Sache interessieren,
regelmäßigfür die Stadtverordneten mundtot gemacht
sind- sofern sie Uicht gerade als Kommissare des

Meigistrais eine Vorlage amtlich zu vertreten haben.
Auch, daß den Stadtverordneten gegenüber über die

Verhandlungen des Magistrats das tiefste Amts-

geheimuisWalten soll- halte ich nur für einen Schatten
. hergebrachtekpreußischerBürokratenanschauungen,die

»die Behörden mit ihrem Aufsteigen immer geheimer
bis zum ,,WirklicheuGeheimen«machten. Was von

vertraulichen Verhandlungen streng vertraulich zu be-

handeln ist, muß Takt und Anstand lehren, nicht das

Schema einer Vorschrift Den rechten Weg zeigen die

gemischten Kommissionen, deren Bildung für größere
Aufgaben schon von den allerersten Stadien der Vor-

iichts ist-
iörderlicherals die gegenseitigevertrauliche Aussprache-s-
und die gegenseitigeHeimlichkeitführt einmal zu einem«
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bereitung an sich als ein treffliches Hilfsmittel für die

Verständigungbewährt.
Es sollte niemals leicht genommen werden, daß

man es so weit kommen läßt, daß der Bezirksausschuß
zwischenden hadernden Parteien durch sein Machtwort
Friede gebietenmuß. Man sollte sich beiderseits stets
gegenwärtighalten, daß es immer eine Art Bankerott
der städtischenVerwaltung ist, wenn sie die Einsicht,
die zur Erfüllung einer städtischenAufgabe gehört,nicht
aus der Verständigung ihrer eigenen Organe zu er-

zeugen vermag, sondern sich von einer außerhalbdes

städtischenOrganismus stehenden Stelle holen muß.
Leider kann ich eine der wichtigstenund schwierigsten

Fragen hier nicht mehr behandeln, weil sie weit über
den kurzenUmriß dieses Vortrages führenwürde. Das

ist die Frage der Polizeioerwaltung: ob sie, wie in

Preußen geltendes Recht, von einem Organ der Stadt

nicht als eigene städtische,sondern als abgeleitete staat-
liche Funktion geübtwird, ob sie dem Magistrat oder

dem Bürgermeisterals solchemzusteht, ob und inwie-

weit der Polizeiverwalter an die Zustimmung der

städtischenKörperschaftenoder doch des Magistrats
gebunden ist, und wie alles das bei einer Reform der

Städteordnunggestaltet werden soll.
Jch muß ferner vorübergehenan einem trüben und

schwierigenPunkt. Das ist die Schulverwaltung, die

Gerechtsame des Magistrats und der Schuldeputation
im Verhältnis zu der staatlichen Aufsicht. Diese Fragen
auch nur in ganz großenUmrissen zu besprechenwürde
einen eigenen Vortrag erfordern.

Dagegen möchteich noch mit einigen Worten ver-

weilen bei den Fragen des staatlichen Genehmigungs-
und Bestätigungsrechts

Der Kreis der Beschlüsseund Ordnungen, die

staatlicher Genehmigungbedürfen, ist umso schwerer
abzugrenzen, als er für die sehr ungleichartigen Ver-

hältnisseder größten und der kleinsten Stadt nach
gleichen Gesichtspunkten geordnet ist. Auch bei der

Frage der Reform ist es sehr zweifelhaft, ob er enger

gezogen werden kann nnd soll. Wir dürfen auch hier
nicht vergessen, daß der Gemeinsinn in der einzelnen
Gemeinde eine gewisse Schranke findet an der Macht
der herrschenden Interessen, daß ferner die reiche
Mannigfaltigkeit städtischerBildungen die Gemeinsam-
keit des Wesens nicht zerreißen darf. Jn gewissem
Umfange ist daher der Regulator der staatlichen Aus-

gleichungnicht zu entbehren. Auch hier kommt es indes

nicht so auf den Buchstaben an, als auf den Geist, der

ihn beseelt oder zum Popanz macht. Es führen viele

Wege nach Rom. Schlägt die Stadt aus wohlerwogenen
Gründen den einen ein, so sollte erst nach eingehendfter
Erwägungdie Genehmigungsbehördesie auf den anderen

weisen. Scheinen sich wesentlicheAnstände zu ergeben,
dann müßteauch hier den städtischenOrganen Gelegen-
heit zur Aussprache Auge in Auge gegeben werden-

Sonst artet auch hier das gesetzlicheZusammenwirken
in eine öde endlose Schreiber-eiaus, und es gibt nichts,
was freien selbstbewußtenMännern die Lust am

Arbeiten in der Selbstverwaltung mehr verleiden könnte,
als der Zwang, sich gegen die eigeneÜberzeugungdem

Besserwissender Aufsichtsbehördebeugen zu müssen.
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Das Bestätigungsrechtin Bezug auf städtische
Wahlen besteht nach geltendem Recht, abgesehen von

den Polizeibeamten, für sämtlicheMagistratsmitglieder.
Schon der Entwurf von 1876 wollte es nur für die

Bürgermeister aufrechterhalten, und insoweit wird es

der Staat im Interesse der Einheit staatlichen und

städtischenVerwaltens keinesfalls aufgeben. Auch hier
ist der Geist der Handhabung das wahrhaft entscheidende
Einen Mann, der feine Lebensaufgabe in hetzenden
Agitationen gegen die bestehenden Grundlagen von

Staat und Gesellschaft sieht, kann ein selbstbewußter
Staat nicht zum Hüter dieser Ordnungen in einer

obrigkeitlichenStellung setzen lassen. Das liegt aber

weit ab von dem System des alten Polizeistaats, das

in Wahrheit das Ermessen der Regierung an die Stelle

der ftädtifchenWahl setzte, wie es wahrhaft klassifchin

folgendem Immediatberichte des Ministers v. Rochow
an Friedrich Wilhelm IV ausgeführt ist:

»Da in den Städten mit wenigen Ausnahmen
nur die Magisträte die Organe sind, welcher sich
die Staatsgewalt zur Erreichung der allgemeinen
Staatszwecke in den einzelnen Orten begient, so
ist ihnen die Erhaltung der öffentlichenSicherheit,
Ordnung und Ruhe, die Sorge für Kirche und

Schule, zum Teil selbst das Steuereinkommen des

Staats und überhauptdie Einführungder Gesetze
ins unmittelbare Leben des Volks anvertraut.

Bei dieser höchstwichtigenStellung des Magistrats
selbst der kleinsten Stadt ist diesen Behörden eine

bedeutende Einwirkung auf die Gesinnung der

Gemeinde gesichert. Von einer einzigen Wahl
hängt es oft ab, ob auf Jahre hinaus Eintracht
oder Zwietracht, Ordnung oder Unordnung,
Sittlichkeit oder Lüderlichkeitin dem öffentlichen
Leben der Stadt vorherrschen foll.«. . . Die Aus-

übung jenes politischen Rechts ist oft für die

redlichste und umsichtigste Stadtverordnetenver-

sammlung sehr schwierig.Wenn selbst die Staats-

regierung, obwohl sie in einem weiten Kreise zu

wählen und sich vor definitiver Anstellung durch
Prüfungen nnd Proben mancherlei Art von der

Tüchtigkeitdes Kandidaten zu überzeugenvermag,
dennoch Mißgriffe bei Stellenbesetzungen nicht
gänzlichvermeiden kann, so müssen die Stadt-

verordneten selbstredendnoch weit öfter dergleichen
begehen.«. . .

Ob nicht noch heute diese Anschauungen hier und

da nachwirken, mag dahinstehen.
Die liberale Theorie versicht sehr entschieden als

Konsequenz des Rechtsstaats, daß die Versagung der

Bestätigung mit Gründen versehen sein und im Ver-

waltungsstreitverfahrenanfechtbar sein soll. Ob Ver-

anlassung ist, die Austragnng einer solchen Frage
jahrelangen Gerichtsoerhandlungenmit der heute so
beliebten Sensation davon zu überantworten, mag
einer realistischen Auffassung des Lebens billig zweifel-
haft sein.

Und danach lassen Sie mich mit wenigen Worten

zum Schluß kommen.

Die Selbsterkenntnis ist nicht die starke Seite der

Gegenwart. Auf Kongressen sind volltönende Worte

Sitte, die sich dem Ohr der Versammelten einschmeicheln
Eine tiefere Betrachtung kann sich nicht genügen lassen
an der wohlfeilen Weisheit des Famulus, wie wirs

zuletzt so herrlich weit gebracht, daß uns zu tun fast
nichts mehr übrig bleibt.

Im Gegenteil, wir können uns nicht verhehlen, daß
die Probleme für die gesetzlicheOrdnung der städtischen
Verfassung und Verwaltung, ebenso wie die Durch-

führung im Leben der einzelnen Stadt, unendlich viel-

seitiger und schwieriger geworden sind.

Koalitionen wirtschaftlicher Interessen und politische
Parteien suchen die Kommunen ihren besonderen
Zweckenund Zielen dienstbar zu machen, weitab von

dem v. Steinschen Ideal selbstlosenGemeinsinns
Der verschärfteKampf ums Dasein fordert so sehr

den ganzen Menschen, daß die Bereitschaft zum ver-

antwortlichen und mühevollenDienst in der Kommune

nur dünn gesät sein kann, umsomehr, je schwerer das

Einarbeiten in die unendlich komplizierte und immer

schwieriger werdende Gesetzgebung wird. Im Allein-

besitz dieser Geheimlehre droht eine städtischeBüro-
kratie doch wieder, die überwiegendeHerrscherstellein

den Städten einzunehmen.
Wenn man das brennende Interesse ansieht, das

Stadtverordnetenwahlen öfter entfachen, sollte man

meinen, daß mit neuen Männern auch ein ganz neuer

frischer Geist in die Versammlung einziehen würde.
In welchem Mißverhältnis steht aber häufig der

Eifer, gewählt zu werden, mit der Fähigkeitund Be-

reitschaft, nun auch verantwortliche Ausgaben zu über-

nehmen. Damit hängt eine Erscheinung zusammen, die

nach meinem Eindrucke für viele Städte typifch zu sein

scheint. Während nämlich in früherenZeiten die städti-
schenEhrenämter einem engeren Kreise von angesehenen
Bürgern neidlos überlassenwurden, hat das moderne

öffentlicheLeben weitere Kreise zum Mitbewerb, be-

sonders um die Stellung des Stadtverordneten, geführt..
Dieser erfreulichen Erscheinung steht gegenüber,daß die

Wahlkämpfesich verschärfen,und damit die gebildetsten
Elemente einen Schein des Rechts mehr für sich er-

halten, wenn sie sich davor zurückziehen.Und ich

glaube nicht von Vornrteilen befangen zu sein, wenn

ich jeder Stadt-verordnetenversammlung für die Lösung
ihrer Aufgaben ein für die Gebiete des Rechts, der

Erziehung und Gesundheitspflege sachlich vorgebildetes
Mitglied wünsche.

Noch immer ist der Geist der Selbstverwaltung
-.nichtGemeingut geworden. Die preußischeGewöhnung,
sich an den Staat zu wenden, führt noch viel zu viel

dazu, sich bei der Aufsichtsbehördesofort zu beschweren,.
sobald in der Selbstverwaltung einem dies oder jenes
nicht recht ist. Dazu kommt neuerdings eine ganz über-

mäßigeInanspruchnahme der Rechtskontrolle im Ver-

waltungsstreitverfahrenfür allerlei Kleinkram von Hader,.
dessen persönlicheSpitzen die beteiligtensachlichenIn-
teressen weit überwuchern. Man mag sonst über die

Frage der sittlichen Pflicht zum Kampf ums Recht
denken, wie man will: über die Verderblichkeit eines-

grvßenTeils solcherProzeßauseinanderfetzungenwerden

die Sachkenner kaum geteilte Meinungen haben.



Und endlich darf ich nicht ganz vorübergehenan

einer Frage, die mir zu den allerschwierigstenzu ge-

hören scheint. Das ist die Gefahr, daß die Selbst-

verwaltung der meisten kleineren Städte für wesentliche
Teile ihrer Aufgaben an ihrer wirtschaftlichen Un-

selbständigkeitzu verdorren droht. Der Gegensatz
zwischen Arm und Reich hat sich nirgend so verschärst,
wie zwischen den Städten. Niemand kann den großen
Städten herzlicher ihre Erfolge auf den verschiedensten
Gebieten sozialer Fürsorge und moderner Wirtschaft
gönnen, als der einsichtigeKleinstädter,dem sie Führer
und Pfadfinder sind· Über die Schwierigkeiten unserer
eigenen Lage können wir uns aber kein-r Täuschung

hingeben. Die Landflucht ist auch eine Flucht aus den

kleinen Städten. Die in ihnen errungenen Früchte
privatwirtschaftlicher Erfolge kommen den großenund

wohlhabenden Städten zu Gute. Von den Kreisen
werden sie mit Kreissteuern erdrückt,die vielfach mehr
betragen, als die gesamten Steuern der reichen Kom-

munen. Trotzdem legt der Staat seine Kulturaufgaben
gleichmäßigden stärkstenund den schwächstenSchultern
auf. Wahrhast freier Bürgersinn kann aber nur ge-

deihen, wenn die Stadt nicht Kostgänger des Staats

zu sein braucht.
So stehen wir nach den Erfahrungen eines Jahr-

hunderts als Realisten dem Idealismus der ersten
Städteordnung gegenüber. Aber gewißnicht als Pesfi-
misten. Wenn irgendwo, dann gilt zumal für die

Verwaltung der Satz: Man soll die Dinge dieses
Lebens nicht beklagen, sondern zu verstehen suchen;
dann wird »auchdie Kunst nicht verloren gehen, sie zu
meistern. Uberall, auch unter dem Druck von kargen
Verhältnissen,sehen wir entschlossenesSchaffen. Ohne
Reibung und Kampf kann es nicht abgehen· Aber der

Kampf ist der Vater aller Dinge, wenn es um kämpfens-
werte Dinge geht. Mögen nach abermals hundert
Jahren die Kämpfe der Gegenwart zu einem ab-

geklärten höherenBesitzstandegeführt haben, von dem

aus der Dank der Nachkommen ebenso aufrichtig auf
v. Steins großes Werk zurückblickenwird, wie wir es

heute tun. In alle Wege aber wird für das deutsche
Bürgertum der Leitsatz bleiben müssen: Nur der ver-

dient sich Freiheit wie das Leben, der täglich sie er-

obern muß. (Lebhafter Beifall)

Vorsitzenden Sie werden mir gewiß zustimmen,
wenn ich dem Herrn Redner für seinen ausgezeichneten
Vortrag unseren verbindlichstenDank ausspreche. (Leb-
hafte Zustimmung.)

Wir werden uns jetzt dem von der Stadt Marien-

werder gütigst bewilligten Frühstückzuwenden. Meine

Herren, wir sind mit der Zeit sehr knapp ; ich bitte

Sie um 1X4nach 12 Uhr wieder hier zu sein.

Pause.

Vorsitzenden Meine Herren, ich sehe ja ein, daß
das gemütvolleBeisammenseinschließlichviel wertvoller

ist, als alle Verhandlungen und Beschlüsse(Heiterkeit),
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aber so ganz können wir uns»unsererTagesordnung
doch nicht entziehen, schon der Offentlichkeit wegen; es

fällt sonst auf uns ein schlechtes Licht. Der Herr
Kollege Zitzlaff hat nun den Wunsch, daß wir

spätestensZX42Uhr hier aufhören. Das ist rund noch
1 Stunde. Wir werden also über Nr. 3, aus die ich
wegen ihrer praktischen Folgen besonderen Wert legen
muß, heute nicht hinauskommen· Nun sind aber noch
eine Masse anderer Dinge zu erledigen. Unter diesen
Umständen möchte ich Ihnen nach Verständigungmit

Herrn Kollegen Zitzlaff empfehlen, daß wir morgen
um 9 Uhr anfangen, wobei es denjenigen Herren, die

nach Liebental zur Besichtigung des Wasserwerks und
des Landgestütesfahren wollen, ja frei steht, hierher
etwas später zu kommen. Unsere Tagesordnung müssen
wir erledigen. Ich stelle also, falls kein Widerspruch
erfolgt, wozu Sie ja berechtigt sind, fest, daß wir

morgen schon um 9 Uhr anfangen. Irgend etwas,
um unsere Diäten zu verdienen, müssen wir doch
schließlichtun. (Heiterkeit.)

Jch bitte jetztHerrn Stadtrat Dr· Mayer-Danzig
das Wort zu nehmen zu Nr. Z:

Yie Fürsorge für die schukentkafsene männliche
Jugend, insbesondere durch Ingendspiete.

ZerichterstatteiyStadtrat Dr.1;tlayer-Danzig: Meine

Herren! Ich soll heute zu Ihnen sprechen über die

Fürsorge für die schuleutlasfene männliche Jugend.
Die Fürsorge für die weibliche Jugend soll also von

meinen Erörterungen ausgeschlossen sein. Das aber

nicht etwa deshalb, weil mir dieser Teil der Jugend-
fiirsorge weniger wichtig, weniger dringend und not-

wendigerschiene,sondern lediglich,weil ichmichbeschränken
MUßs Daß an sich die Fürsorge für den weiblichen
Teil der Iugend neben derjenigen für die männliche
Jugend nicht vernachlässigtwerden oder auch nur hinter
ihr zurücktreten darf, ist mir persönlichunzweifelhaft,
uud zwar abgesehen von allem anderen, schon allein
aus dem Grunde, weil meiner Überzeugungnach eine

Fürsorge für die männliche Iugend ohne gleichzeitige
gründlicheund weitschauendeFürsorge für die weibliche
Jugend schließlichauch für die männlichemangelhaft
und lückenhastbleiben muß. Denn die beste und not-

wendigsteFürsorge, die wir unserer Jugend erteilen

können,wird m. E. doch immer die bleiben, dafür zu

iOkgeu,daß sie aufwächst in einer geordneten, von

gesundemdeutschemGeist durchwehtenHäuslichkeit;dafür
zu sorgen, daß unsere Kinder gesunde Mütter haben,
Mütter, die stark sind in der Erkenntnis alles dessen,
was ihren Kindern in seelischeroder körperlicherHinsicht
notwendig oder heilsam ist, Mütter voll Verständnis
für die Aufgaben, die Staat, Gemeinde oder Beruf
an sie und die Ihrigen zu stellen haben, Mütter, die

ihre Kinder ausziehen schlichtund einfach«voll Demut
und Dankbarkeit gegen ihren Gott nnd voll Hingabe
für ihre Mitmenschen, Mütter, die es verstehen, in

weiserSparsamkeit mit dem, was der Mann erworben,
hauszuhalten, und auch mit verhältnismäßiggeringen
Mitteln den Haushalt so zu gestalten wissen, daß alle,
die ihm angehören, sich darin heimischfühlen, daß sie
alle wissen: sie besitzen ein Heim, eine Stätte der
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Ordnung und der Zucht, des Friedens und der

Zufriedenheit, sonnendurchleuchtet, hell und freundlich,
eine Zufluchtsstättefür den Mann, wenn er ermüdet

vom Tageswerk heimkehrt, eine Quelle der Kraft, der

Gesundheit und der Freude für die Kinder auch dann

noch, wenn fie das Leben aus dem warmen Nest
herausgenommen hat. Wacher die Kinder in solchem
Heim, in solcher Umgebung, unter den Augen und

Händen einer solchen Mutter auf, dann sind sie gewiß
aufs beste ausgerüstet zum Lebenskampf, aufs beste
gewappnet gegen alle Fährnisse,die sie draußenüberall
erwarten.

Wenn aber unsere weibliche Jugend zu solchen
Müttern und Hausfrauen heranwachsen soll, dann

bedarf es dazu ganz gewiß einer besonders sorgfältigen
Erziehung; und daß es mit dieser Erziehung insbesondere
mit der hauswirtschaftlichen Ausbildung der jungen
Mädchenvielfach noch sehr im Argen liegt, wird, glaube
ich, von niemandem bestritten werden können. So

dringend aber auch dieser Notstand m. E. der Abhülfe
bedarf und so sehr ich anerkenne, daß diese Fürsorge
für die weibliche Jugend in gewissem Sinne zugleich
eine Fürsorge sur die männlicheJugend ist und für sie
eine Grundlage bildet, ohne welche auch die Fürsorge
für die männliche Jugend stets etwas Halbes nnd

Unfertiges bleiben wird, so kann doch hier darauf von

mir nicht näher eingegangen werden, weil das Thema
ein zu wichtiges und umfassendes ist, als daß es sich
so nebenher in einem Vortrage über die Fürsorge für
die männlicheJugend erledigen ließe.

Ausscheiden muß ich ferner die Fürsorge für den-

jenigen Teil der Jugend, der den wirtschaftlich besser
gestellten Kreisen entstammt nnd die höherenSchulen
besucht. Für ihn liegen die Verhältnissewirtschaftlich
so wesentlich verschieden, für ihn greifen in vielfacher
Hinsicht so vollständig andere Erwägungen Platz, daß
es nicht zweckmäßigerscheint, die Behandlung beider

Fragen mit einander zu verbinden, wiewohl zugegeben
werden muß, daß gewisseMaßnahmen,so insbesondere
die heute noch näher zu erörternde Förderung der

Jugendspiele, für beide gleich wichtig und beachtens-
wert sind.
Daß die Fürsorge für die Jugend überhaupt eine

der wichtigstenAufgaben jeder Verwaltung bildet, werde

ich in diesem Kreise nicht besonders zu begründen
brauchen. Uns soll hier heute vornehmlich die schul-
entlassene Jugend beschäftigen. Daß diese unsere
ernstesteAufmerksamkeit und sürforgendeTätigkeitgegen-

wärtig in besonders hervorragendem Maße verlangt,
das kann uns, wenn nichts anderes, die neueste im

preußischenMinisterium des Jnnern herausgegebene
Statistik über die Fürsorgeerziehnnglehren, in welcher
es auf Seite LVIl des Borberichts heißt:

,,Bedauerlich hoch bleibt fortgesetzt die Zahl der

Handwerkslehrlinge, und ganz bedeutend ist die Zahl
der im Gewerbebetriebe beschäftigtgewesenen schul-
entlassenen Zöglinge beiderlei Geschlechts gewachsen,
woran wiederum den größtenAnteil die Lauf- und

Arbeitsburfchen und die Fabrikarbeiterinnenhaben.
Die Zahl der zur FürsorgeerzithngUberwiesenen ist
nämlich gestiegen

a) bei den gewerblichen Lehrlingen von 406 im

Jahre 1901 auf 483 im Jahre 1906,
b) bei den sonst gewerblich tätig gewesenen
männlichenvon 425 im Jahre 1901 auf 725

im Jahre 1906,
weiblichen von 242 im Jahre 1901 auf 430

im Jahre 1906,
was auch prozentuell bei Berücksichtigungder inzwischen
angewachsenen Zahl der Bevölkerung eine erhebliche
Steigerung bleibt.«

Diese Zahlen, die mit erfchreckender Deutlichkeit
zeigen, daß die fchulentlassene, im gewerblichen Leben

tätige Jugend im Alter von 14—18 Jahren sittlich
und strafrechtlichbesonders gefährdet erscheint, dürfen
uns, im Grunde genommen, freilich nicht wunder

nehmen; sie sind nur eine natürlicheFolgeerfcheinung
der Verhältnisse, wie sie durch unsere moderne, die

alten Ordnungen und Gebundenheiten zum großenTeil

über deuHaufen werfende Entwickelung auf politischem
und wirtschaftlichem Gebiete heraufbeschworen sind.

Das alte patriarchalischeVerhältnis, das früherzwischen
Meister nnd Lehrling bestand und dem Lehrling durch
den Anschluß,den es ihm an die Familie des Meisters
gewährte, einen starken sittlichen Rückhaltbot, hat dieser
modernen Entwickelung nicht Stand halten können: es

verbot sich von allein in den modernen, Dutzende von«

Lehrlingen beschäftigendenGroßbetrieben Nur etwa

43 0,«"0aller Lehrlinge wohnen überhaupt heute noch bei

ihren Meistern. Dazu kommt, daß die nioderne Jn-

dustrie eine große Masse ungelernter jugendlicher
Arbeiter, Lauf- und Arbeitsbnrfchengebraucht, die ihrem
Arbeitgeber ebenso frei und ungebunden wie jeder er-

wachsene Arbeiter gegenüberstehen Sie nimmt sie in

Zeiten gutgehender Geschäfte in großer Zahl auf und

zahlt ihnen einen für ihre jungen Jahre verhältnis-
mäßig hohen Lohn, über den sie vollständig frei dis-

ponieren können, um sie freilich in Zeiten nieder-

gehender Konjunktur, wie sie mit denen von Hoch-
konjunkturenabzuwechfelnpflegen, ebenso erbarmungslos
von sich abzustoßenund sich selbstzu überlassen.Diese
sind dann vielfach genötigt, sich außerhalb ihres Hei-
matsorts und fern von ihrer Familie Arbeit nnd

Unterkommen zu suchen. Daß für diese jungen Leute

aber, für die infolge der alles zersetzendenKritik der

Sozialdemokratie auch die Kirche meist ihre Autorität

vollstäiidigeingebüßthat, die vielfachen Vergnügungen
und Verfuchungen in den Städten, in denen sich die

Jndustrie sowie aller Handel und Verkehr zusammen-
drängen, mit ihrem Kneipenleben und ihrem Prosti-
tuiertentreiben 2e. eine große Gefahr bedeuten, der sie
in zahlreichen Fällen unterliegen, ist ohne Frage·
Daß es angesichts dieser Verhältnisse andererseits

unabweisbare Pflicht der Gesellschaft ist, sich um diese

jungen Leute zu kümmern und dafür zu sorgen, daß
sie sich nicht vollständig selbst überlassen bleiben in

einem Alter, in dem die Kinder der wirtschaftlich besser
gestellten Kreise meist noch lange unter der doppelten
Zucht und Fürsorge der Schule wie der Familie stehen,
leuchtet ohne Weiter-es ein.

Die verschiedenenMaßnahmen aber, die zur Ve-

ratung und Förderung dieses Teils der männlichen



Jugend in Frage kommen und von Staat, Kirche,
Gemeinde, gemeinnützigenVereinen oder privater Für-
sorge, insbesondere Arbeitgebern, teils schon ergriffen
find, teils noch zu ergreifen bleiben, um die oben an-

geführtenMißstände und zahlreiche andere, weiter unten

noch zu erwähnende,die damit mehr oder weniger in

Zusammenhang stehen, zu beseitigen oder doch zu

mildern, — können hier nicht in voller Ausführlichkeit
erörtert werden.

Es erscheint das auch nicht erforderlich, weil dies

bereits in zahlreichen Schriften der letzten Jahre in

eingehender und gründlicherWeise geschehenist, sodaß
ich in der Hauptsache hier nur das wiederholen könnte,
was dort schon gesagt ist. Jnsbesondere findet sich
alles bezüglicheMaterial gesammelt in den Schriften
der ,,Zentralstelle für Arbeiterwohlfahrtseinrichtungen«
oder, wie sie jetzt heißt, für ,,Volkswohlfahrt«. Jch
nenne vor allem die Nr. 19 (Fiirforge für die schul-
entlassene Jugend), Nr. 21 (Fürsorge für die schul-
entlassene gewerbliche männliche Jugend) und Nr. 23

(Jugendklubs), aus welchen ich in der Hauptsache auch
meine Darlegungen geschöpfthabe, und aus die ich
deshalb hier von vornherein ein für alle Mal ver-

weife, um dessen später bei den einzelnenPunkten ent-

hoben zu sein. Meine Aufgabe kann es hier nur fein,
Sie alle erneut daraufhinzuweisen, wie außerordentlich

wichtig und dringlich die Fürsorge für die schulent-
lassene männliche Jugend erscheint und aus dein über-

aus großenArbeitsgebiet Ihnen einen knappen Über-
blick über diejenigen Maßnahmen zu gewähren, die

hauptsächlichfür die Tätigkeitder Gemeinden in Frage
kommen und im Anschlußdaran eine Maßregel, die

ich für ganz besonders zweckmäßigund unterstützens-
wert erachte, nämlich die Förderung der Jugend-
spiele, etwas ausführlicherzu erörtern. Ausscheiden
für unsere Betrachtung diejenigen Maßnahmen, die

speziell nur berechnet sind für solcheJugendliche, die

infolge besonderer Umstände einer außergewöhnlichen

Fürsorgebedürfen, sei es, weil sie an einer körperlichen
oder seelischenKrankheit leiden, oder weil sie sich be-

reits strafrechtlich oder sittlich schwer vergangen haben.
Dahin gehört die Fürsorge für diejugendlichenBlinden,
Taubstummen, Tuberkulösen,Krüppel, Jdioteu, deren

Unterbringung und Verforgung sich auch nach voll-

endeter Ausbildung besonders schwierig gestaltet- nicht
minder aber auch die Fürsorge für die jugendlichen
Verbrecher, Korrigenden und entlassenen Gefangenen,
die jugendlichen Verwahrlosten und Prostituierten, wie

endlich auch die Fürsorge für die Waisen, die von

ihren Eltern verlassenen und die unehelicheu Kinder.

Die Fürsorge für jede dieser Kategorien bildet ein Ge-

biet für sich mit ihm eigentümlichenund besonders

schwierigenAufgaben, auf die hier nur andeutungs-
weise hingewiesen werden kann-

Von den übrigbleibendenMaßnahmenfind zunächst
diejenigenzu erwähnen, die sich damit befassen, den

Jugendlichen die Wahl des richtigen Berufs und

die Wahl der richtigen Lehrstelle zu erleichtern.
Auch auf sie kann der beschränktenZeit wegen hier
nicht weiter eingegangen werden. Dagegen verdienen

hier wenigstens noch erwähnt zu werden diejenigen
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Maßnahmen,die sich mit der Unterbringung der Lehr-
linge in geeignetenWohnräumenbefassen. Sehr wichtig
ist es, daß die Eltern und Vormünder, bevor sie ihre
Schützlingein einer Lehrstelle unterbringen, sich genau

zeigen lassen, wie und wo deren Schlafstelle fein soll;
denn es ist ja bekannt, daß gerade diese Schlafstellen
es vielfach auch in sonst guten Lehrftellen an dem

Nötigsten fehlen lassen, daß in ihnen, wie Pastor
Hennig sich ausdrückt, ,,bald der Winterwind den

Schnee in die Dachkammer aufs Bett weht, bald die

Sommerglut erquickendemSchlaf den Eintritt in den

engen, schwülenBodenraum wehrt,« oder daß, wenn

die Wohnungsnot den Meister nötigt, seine Leute, die
er nach alter Weise im eigenen Haufe behalten möchte,
iu der Werkstatt das Lager aufschlagenzu lassen, die-

selben auch während der Nacht die Gerüche einatmen

müssen,die den dort lagernden Materialien entströmen.
Es ist daher aurh für kleine Städte wünschenswert,
daß gewisse Mindestforderungen in Bezug auf diese
Schlafstellen polizeilicherseits aufgestellt und hinsichtlich
ihrer Jnnehaltung kontrolliert werden. Noch notwendiger
erscheinen solche Vorschriften und Kontrolle aber in

Bezug auf solcheSchlafstellen, in denen Lehrlinge oder

jugendliche Arbeiter, die weder bei ihren Lehrherren
bezw. Arbeitgebernnoch bei ihren Eltern schlafen können,
Unterkunft finden. Denn solche Schlafstellen sind — ja
was sind sie eigentlich? Pastor Heunig antwortet mit

Recht auf diese Frage: »Die Schlafstelle ist kein Heim,
sondern nur ein Nachtlager, sie ist keine Wohnung,
sondern nur ein Obdach, keine Behausung, sondern nur

ein bezahlter Unterschlupf.« Was sie aber erzeugt?
Nun, das Gefühl von Behaglichkeit und Geborgensein
ganz gewiß nicht; dagegen ist sicher, daß die einzelnen
Schlafgänger in allen Frei- und Feierstunden in

Ermangelung eines eigenen Heims geradezu auf die

Straße, in die Kneipen und Tanzlokalegetrieben werden.

Daß unter diesenUmständendas Schlafstellenwesen
gerade für die jugendlichenPersonen im höchstenGrade

bedenklichist, liegt auf der Hand, und ebenso, daß alle

Bestrebungen,die diesem Unwesen nach Möglichkeitzu
steuern suchen, wie die Ledigen- und Lehrlings-
heime, in jeder Weise unterstützungswertsind.

Von den weiteren Maßnahmenverdienen wenigstens
eine kurze Erwähnungdiejenigen, die eine Stärkung
der elterlichen Autorität und eineBeförderung
der Wirtschaftlichkeit und des Sparsinns bei
der Jugend bezwecken. Daß bei dem frühzeitigen,oft
verhältnismäßighohen Verdienst der jugendlichenAr-
beiter und ihrer dadurch bedingten wirtschaftlichen
Unabhängigkeitvon den Eltern die elterliche Autorität
ihnen gegenüberoft einen schweren Stand hat, ja
vielfach ganz machtlos wird, und daß der verdiente

Lohn von ihnen vielfach in höchstunwirtschaftlicher
Weise leichtfertig für alle möglichenGenüfse und Ver-

gnügungenausgegeben wird, ist eine oft bestätigte
Erfahrung. Dem sollen die gesetzlichenBestimmungen
über das Arbeitsbuch, über die Auslöhnung und
das Lohuzahlungsbuch entgegenwirken, in dem sie
den Eltern eine gewisse Einwirkung auf das Arbeits-

verhältnis und den Lohn ihrer minderjährigenKinder

sichern.



Hinweisen will ich nur kurz auf die neuerdings
mehrfach von verschiedenenArbeitgebern zur Förderung
des Sparsinns eingeführtenFabrik-Sparkassen
für minderjährigeArbeiter, denen bei jeder Lohnzahlung
ein gewisser Prozentsatz des verdienten Lohns nebst
Prämien seitens der Fabrikleitung zugeführtwird und

deren Beträge entweder bis zum Ende der Lehrzeit
oder besser-noch darüber hinaus bis zu einem bestimmten
Alter bezw. bis zur Militärzeit oder bis zur Gründung
eines eigenen Hausstandes gespart bleiben. Einige
Fabriken zahlen die Pflichteinlagen auf Verlangen
jederzeit heraus, haben aber die Bestimmung, daß bei

vorzeitiger Entnahme die Prämien zu Gunsten der

Krankenkasseverfallen.
«

Eine eigentümlicheEinrichtung ist bei Krupp in

Essen dadurch getroffen, daß die Sparkasse mit einer

Lotterie in Verbindung gebracht ist. 50 Mark jährlich
erspartes Geld geben hier den Anspruch auf ein Los.

Ein Arbeiter also, der 200 Mark spart, erhält 4 Lose.
Es werden Gewinne von 500, 300 und 100 Mark

verteilt. Es ist das eine Einrichtung, die gewiß recht
geeignet ist, den Sparsinn zu wecken und es daher
wohl verdienten, eventuell auch von den städtischen

Betriebsverwaltungen eingeführtzu werden.

Neben diese einzelnen, bisher ausgeführtenMaß-
nahmen, welche also, um das kurz zusammenzufassen,
die Unterbringung des jungen Mannes in einem geeig-
neten Beruf, in einer geeigneten Lehr- bezw. Arbeits-

stelle und in einer geeigneten Häuslichkeit,sowie die

möglichstzweckmäßigeVerwendung des verdientenLohnes
sicherstellen wollen, die also im Großen Ganzen die

möglichstgute äußere wirtschaftliche Versorgung zum

Gegenstande haben, müssen nun aber mit Notwendigkeit
noch solche Maßnahmen treten, die auf seine innere

Förderung nach der geistigen, körperlichenund sittlichen
Seite hin abzielen. Unter diesenMaßnahmennimmt nun

die Fortbildungsschule, als die wichtigsteund umfassendste,
den obersten Rang ein.

An die Fortbildungsschule sind m. E. 4 Haupt-
forderungen zu stellen, nämlich

l. daß sie obligatorisch ist,
2. daß sie möglichstberuflich gegliedert ist,
3. daß die obligatorischen Unterrichtsstunden auf

eine passende Tageszeit d. h. nicht in die späten
Abendstunden verlegt werden. Endlich
daß an die FortbildungsschuleEinrichtungen an-

gegliedert werden, die neben der speziellen beruf-
lichen Fortbildung sich die körperlichegeistige und

sittliche Förderung der Schüler augelegen sein
lassen. Daß die Fortbildungsschule unter den

heutigen wirtschaftlichen Verhältnissennicht nur

eine zweckmäßige,sondern eine direkt notwendige
Einrichtung ist, muß, glaube ich, unbedingt an-

erkannt werden. Sie ist notwendig im Interesse
des Arbeiters selbst, im Interesse seiner beruflichen,
geistigen und sittlichen Fortbildung, aber auch
im Interesse der Allgemeinheit. Die erhöhten

Anforderungen, die heute infolge der rapiden
Entwickelung der Technik und des Maschinen-
wesens in Industrie- und Landwirtschaft auch
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an die geistigeKraft der Arbeiter vielfach gestellt
werden müssen, die immer weiter fortschreitende
Arbeitsteilung und Spezialisierungauf den meisten

Arbeitsgebieten, infolge deren die Ausbildung in

einer Werkstättesehr oft nur höchsteinseitigbleibt,
. lassen eine theoretische Ergänzung der praktischen

Ausbildung beim Meister notwendig erscheinen,
die ihn in den Zusammenhang des Ganzen ein-

führt, die ihn lehrt, die Vorgänge seines Berufs-
lebens mit Verständnis zn verfolgen, ihn über
das Wozu? und Warum? des bunten Durch-
einanders unterrichtet und ihn so befähigt, als

denkendes Wesen, das der Mensch doch nun

einmal ist, zu arbeiten, und nicht bloß stumpf
und freudlos bestimmte mechanische Funktionen
tagaus tagein maschinenmäfzigzu versehen.

Aber nicht nur als denkendes, sondern nicht minder

auch als sittliches Wesen bedarf der junge Mann

in der Zeit nach der Entlassung aus der Volksschule
der erzieherischenObhut der Fortbildungsschule; denn

mit dem vier-zehntenLebensjahre ist gemeinhin die sitt-

liche Reife doch noch keineswegs erreicht, im Gegenteil
tritt der junge Mensch mit diesem Zeitpunkt gerade in

die gefährlichstenIahre der werdenden Geschlechtsreife
ein, wo die mächtigstenVersuchuugen mit dem Reiz
der Neuheit auf ihn einzustürmenpflegen. Wäre es

da nicht direkt unverantwortlich, ihn gerade in dieser
Zeit sich selbst zu überlassen, ihn in der Zeit der er-

wachenden Neigungen und Begierden und des be-

ginnenden Interesses für Dinge, für die es ihm bis

dahin noch an jeglichemVerständnis fehlte, ohne den

sittlichen Rückhaltder Schule zu lassen, den doch die

wohlhabenderen Kreise ihren Kindern durchgängigan-

gedeihen lassen? Und endlich, als werdender Bürger
der Gemeinde und des Staats, bedarf nicht auch da

der junge Mensch mit absoluter Notwendigkeit der Be-

lehrung und Aufklärung, die ihm doch in der Volks-

schule mit Rücksichtauf das kindliche Alter und das

noch fehlende Verständnis für Vieles mit der erforder-
lichenGründlichkeitnicht zuteil werden kann? Hat nicht
der Staat, der schon den jungen Leuten so viel Rechte
und Freiheiteu gibt, und der sie später nach den

Grundsätzen der Selbstverwaltung, wie sie durch die

Städteordnung von 1808 inauguriert sind, zur Mit-

wirkung und Mitbestimmung bei den wichtigsten An-

gelegenheiten berufen will, die Verpflichtung, sie auch
in das Verständnis dieser Aufgaben einzuführenund

sie in den Stand zu setzen,daß sie von ihren Rechten
nnd Freiheiten den rechten Gebrauch machen? Oder

soll diese aufklärendeArbeit lediglich den exzentrischen
Führern und gewissenlosenAgitatoren extremer politi-
scher Parteien überlassen bleiben? Und ist es dann

nicht unvermeidlich, daß die jungen Leute deren

gleisznerifchenund hetzerischeuDarlegungen, den sie so
vortrefflich mit dem Glorienscheindes Idealismus zu
umkleiden verstehen, kritiklos als Opfer anheimfallen?

Jst nach alle dem die Fortbildungsschule eine not-

wendige und unentbehrlicheEinrichtung, so muß sie
auch obligatorisch sein, obligatorisch aus denselben
Gründen,wie die allgemeineVolksschule. Es ist daher



m. E. Pflicht jeder Stadtgemeinde, von der ihr durch
das Gesetz gegebenen Befugnis, den obligatorischen
Fortbildungsunterrichteinzuführen,wenn die Verhält-
nisse dies irgend gestatten, auch Gebrauch zu machen-
Es ist zwar richtig, daß es für die Fortbildungsschule
selbst in mancher Hinsicht vorteilhafter wäre, von dem

Ballast der Schüler befreit zu sein, die nur widerwillig
zur Schule kommen. Nichtsweniger wahr ist aber, daß
dann auch alle Einwirkung der Schule gerade den

Jungen verloren gehen würde, denen sie just am

nötigstentut. Und schließlichkommt in Betracht, daß

sehr oft auch diejenigen Schüler, die die Schule gerne

besuchenmöchten, dies nicht zur Ausführung bringen
könnten,weil ihnen von ihren Arbeitgeberii nicht die

nötigeZeit dazu gewährtwerden würde. Denn leider

ist es eine Tatsache, daß es noch sehr viele Arbeitgeber
gibt, die in keiner Weise von der Notwendigkeit der

Fortbildungsschuledurchdrungen sind, oder die siedoch
als gleichberechtigtenBilduiigsfaktor neben der prakti-
schen Ausbildung durchaus nicht gelten lassen wollen«

Als zweite Forderung muß an die Fortbildungs-
schnle die gestellt werden, daß sie möglichstberuflich
gegliedert und daß der Beruf zum Mittelpunkt des

Uiiterrichtsgemacht wird, schon aus dem Grunde, weil

es nur auf diesem Wege möglichist, das Interesse der

Schüler zu erwecken und sie dazu zu bringen, daß sie

auch willig und freudig die Schule besuchen. Mit Recht
bemerkt Kerschensteinerin seinem vortrefflichen Buch

,,Grnndfragen der Schulorganisation« (Leipzig bei

Teubiier 1907): »Das nieiste von dem, was die

sogenannte allgemein bildende Fortbildungsschulebieten

kann, packt den Zögliiig nicht im Herzen. Sein Interesse
ist der Beruf, ist seinetäglicheArbeit ; das gilt wenigstens
von den tüchtigenoder doch brauchbaren Lehrlingen
der sogenannten gelernten Gewerbe. Das stärkste

Gefühl ist immer das, womit der Mensch seinepraktischen
Zweckeumfaßt. Nähreii und pflegen wir dies Gefühl
im Lehrling, so haben wir seine Arbeitslust und sein
Vertrauen« — ,,Vom Nützlichendurchs Wahre zum

Schönen« — das ist der Weg, den schon Goethe in
seiner Schilderung der pädagogischenProvinz in
Wilhelm Meisters Wanderjahren empfiehlt; und wir

brauchen nicht zu befürchten,daß,wenn wir diesen Weg

einschlagenund eine gründlicheBerufsbildungals das

zu erstrebende Ziel im Gegensatz zu einer sogenannten

allgemeinenBildung ins Auge fassen, damit der wahren

Bildung des jungen Mannes irgendwieAbbruchtun,

wenigstens nicht wenn wir auch unsererseits uns zu

dem bekennen, was Goethe gleichfallsin Wander-

jahreii sagt, nämlich: ,,Eiiies recht Wlssen UU·d
können, giebt höhere Bildung, als Halbheit
im Hundertfältigen.«

— Freilich darf bei dieser

Berufsbildung, wie Kerschensteinermit Recht hervorhebt,
eins nicht vergessen werden, nämlich dies, daß der

höchsteBeruf, den alle Bewohner des Staates ohne

Ausnahmen haben, der Beruf des Staatsbürgers ist«
und daß es daher auch zu den höchstenAufgaben der

Fortbildungsschule gehört, dafür zu sorgen, daß der
Mensch nicht im Lehrling, der Staatsbürger nicht im

Arbeiten untergehe.
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Soll die Fortbildungsschule aber die ihr gefteckten
Ziele erreichen können, so muß ihr vor allen Dingen
auch die dafür aii g e m e ssen e Zeit gewährtwerden· Es

ist eine Utopie, mit Schülern, die noch mitten drin

stehen in den Jahren der stärkstenEntwickelung, in

späten Abendstuiiden nach langer und ermüdender

Tagesarbeit noch irgendwie nennenswerte Erfolge
erzielen zu wollen. Sollen daher Mühe und Opfer
an Geld und Zeit, die die Fortbildungsschule in erheb-
lichemMaße erfordert, nicht in der Hauptsacheumsonst
aufgewendet sein, so wird man mit dem preußischen
Minister für Handel nnd Gewerbe daran festhalten
müssen,daß jedenfalls nach 8 Uhr abends obligatori-
scher Unterricht nicht mehr stattfindet.

Das schließtnatürlich nicht aus, daß sogeiiaiinter
freiwilliger Unterricht auch in den späteren Abend-

stuiiden noch stattfindet, da von den freiwilligen
Schülern für die Gegenstände,in denen sie selbst aus

eigenstem Antriebe sich fortzubilden wünschen,auch zu

dieser vorgerücktenZeit noch das nötige Interesse und

die erforderlicheFrische erwartet werden darf.
Die vierte Forderung aber, die aii die obligatorische

Fortbildungsschulezu stellen ist, besteht darin, daß sie
derartige fakultative Einrichtungen an den obligatori-
scheiiUnterrichtangliedert, die es den begabteren und

weiterstrebendenSchülern ermöglichen,sich über das

dem obligatorischen Unterricht gesteckte, für alle

geltende Ziel hinaus noch weiter sortzubilden, und

zwar nicht nur speziell für ihren Beruf, sondern auch
sVUstin geistiger, sittlicher wie körperlicherHinsicht.
Denn die Fortbildungsschule ist —- darin muß den

AUssührungendes jüngst verstorbenen Direktor Pathe-
Leipzig und des Dr. Voigt-Franksurt a. M. in den

oben angeführten Schriften der ,,Zentralstelle«un-

bedingt Recht gegeben werden — der gegebeneMittel-

punkt für alle über die Volksschule hinausgehenden
Maßnahmender Iugenderziehuiig nnd Ingendfürsorge
schon deshalb, weil in ihr die ganze gewerblicheJugend
gesammelt erscheint und es am leichtestenund aussichts-
reichsteii erscheint, in dieser Zusammenfassung an sie
heranzukommen

Daß die Fortbildungsschule nicht alle auf diesem
Gebiet notwendigeArbeit wird leisten können,daß da-

neben iioch der Tätigkeit gemeinnützigerVereine und

der Arbeitgeber— auf die hier nicht nähereingegangen
werden kann — verbleibt, liegt auf der Hand.

GemeinsaniesHauptziel sowohl dieser Vereins- und

Privatbestrebuugen,als der bezüglichenTätigkeit der

Fortbildungsschulewir-d aber sein und bleiben müssen,
die schulentlasseneIugend dazu zu erziehen, daß sie
einen möglichstzweckmäßigenGebrauch von ihrer freien
Zeit macht und ihr nach Möglichkeitauch Ge egeiiheit
zu bieten, ihre Mußestunden in solcher Weise aus-

zufülleii.

Zu diesem Zweck wird sie die Jugend dazu an-

leiteii müssen, ihre Erholung in edleren Genüssen zu

finden, als wie sie das Kneipenleben und der Tanz-
boden zu«bieten vermag, sie wird ihr Gelegenheit bieten

müssen,solche edleren Genüsse, die nicht mit einem

wüsten Siiineiirausch erkauft zu werden brauchen,
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kennen zu lernen, sie wird auf diese Weise in ihr das

Verlangen nach VergnügungenhöhererArt wachrufen
müssen, insbesondere nach solchenVergnügungen, die

nicht etwa wie der Alkohol und andere im Sinnenreiz
sich erschöpfendeGenüsse die Nerven ruinieren und die

Gesundheit untergraben, sondern die im Gegenteil
Körper und Geist stark, frisch und gesund machen bzw.
erhalten.

Solche Anleitung der Jugend zu wahrer Freude
und echtemGenuß wird schon deshalb zur unabweis-

baren Pflicht, weil, wie mit Recht Kerschensteinerbe-

tont, ein jeder Mensch, am meisten aber ein junger,
unter dem ,,Hunger nach Freude« leidet, und als er,

»wenn er sie nicht in der Arbeit oder den geistigen
Schätzen der Nation findet, sie in der Befriedigung
seiner dunklen Triebe ·sucht.« Jn der Arbeit aber findet
er die Freude nach Lage der heutigen Verhältnisse
meist nur noch in verschwindendemMaße, da, wie

Dr. Voigt zutreffend hervorhebt, »der maschinenmäßige
Charakter, den die Arbeit heute vielfach angenommen

hat, und die starke Arbeitsteilung, welche den einzelnen
Arbeiter auf ganz bestimmte, Tag aus, Tag ein zu

wiederholende Teilarbeitsleistungen beschränkt,es zu

Wege gebracht hat, daß dein Arbeiter die rechte Freude
am Produkt seiner Hände genommen ist, und daß sich
auf dieseWeise eine Sonderung vollzogen hat zwischen
Arbeit und Lebensfreude, zwischender Profa des Ge-

schäftslebensund der Poesie des Vergnügens, die zum

guten Teil die vielgefcholtene moderne Genuß- und

Vergnügungssuchtentschuldigt oder doch erklärt«.
Bei der Organisation der Veranstaltungen zur Unter-

haltung der Jugend kann man nun auf zweierleiWegen
zu Werke gehen. Entweder man veranstaltet alles

selbst und bietet es der Jugend lediglich zum Genusse
dar, oder man überläßt einen Teil der Sorge für die

Unterhaltung der Jugend selber, indem man sie in

besonderen Jugendvereinigungen mit selbstgewählten
Vorsitzenden und Ausschüssen etc. zusammenschließt.
Das ist eine Form, wie sie besonders von Kerschensteiner
empfohlen wird und die, wie Dr. Voigt hervorhebt, nicht
nur eine Entlastung der die Aufsicht führendenOrgane
und damit eine wesentlicheErleichterung dieses Zweiges
der Jugendspiele bedeutet, sondern zugleich eine Er-

ziehung der Jugend zur Selbsttätigkeitund Selbständig-
keit, die nicht gering zu veranschlagen ist.

An Maßnahmenaber, welche in Betracht kommen,
um der Jugend eine angemesseneUnterhaltung während
ihrer Muße- und Feierstunden zu bieten, sind haupt-
sächlichzu nennen:

1. die Veranstaltung von Unterhaltungsabenden
2. die Versorgung mit geeigneter Lektüre aus eigens
für diesen Zweck zusammengesetztenBibliotheken
und

3. die Einrichtung von sog. Lehrlingshorten, in

denen den Lehrlingen an Sonntagen oder auch
an Wochentagsabenden Gelegenheit zur Unter-

haltung, Lesen, Spiel; Briefschreibenusw.gebotenist,
4. die Veranstaltung von Turnübuugen,Volks- und

Jugendspielen, sowie von Wandersahrten durch
Wald und Feld in die nähere und weitere

Umgebung.

Mit den Maßnahmen zu 1——3 will ich mich hier-
nicht des Näheren befassen, weil sie kaum etwas be-

sonderes bieten und sich verhältnismäßigleicht überall

einrichten lassen, dagegen will ich noch etwas ausführ-

licher auf die Maßnahmen zu 4 eingehen und damit

endlich, last not least, vor allem auf die Förderung
der Volks- und Jugendspiele zu sprechen kommen, die

mir als eine der empfehlenswertesten und vortrefflichsten
Einrichtungen der Fürsorgefür die schulentlasseneJugend
erscheinen, als solche, deren Pflege gerade die Städte

sich mit in erster Linie angelegen sein lassen sollten.
Auf dieser Erkenntnis beruht auch die Forderung der

Einführung des obligatorischen Spiel-Nach-
mittags, für die Schulen wie sie vor allem von dem

Zentralausschußzur Förderung der Volks- und Jugend-
spiele nachdrücklichstvertreten wird. Diese Forderung
ist freilich, wenigstens in Preußen auch für die Volks-

und höherenSchulen noch nicht verwirklicht, aber sie

ist doch, wie ich glaube, dort auf gutem Wege, sich mit

der Zeit durchzufetzen. Dagegen ist bisher auf diesem
Gebiet für die schulentlassenegewerbliche tätigeJugend
in den meisten Orten so gut wie gar-nichts geschehen.
Und doch tut gerade auch diesem Teile der Jugend im

Alter von 14 bis 18 Jahren eine kräftigeund reichliche
Bewegung in frischer Luft bitter not. Zutreffend sagt
Herr v. Schenckendors in seiner dem Herrn Minister
des Innern überreichteuDenkschrift (cfr. Jahrbuch für
Volks- und Jugendspiele pro 1908, Seite 51 ff.):

,,Gerade in diesen Jahren verdoppeln sich bei

normaler Entwickelungdie für die Leistungs- und

WiderstandskrafthochwichtigenOrgane des Herzens
und der Lungen. Die von dieser Jugend aus-

geübte einseitige Beschäftigungin geschlossenen
Räumen, in Werkstatt, Fabrik und Kontor, in

schlechterLuft und zumeist in sitzender Stellung
hindern diese normale Entwickelung indessen
wesentlich und das hier Versäumteist späterselbst
unter günstigenUmständen niemals mehr ganz

einzuholen. So ist also in dieser Lebensperiode
des Wachstums bis zur Reife, wo das Kräfte-

gefühl sich steigert, und mit innerer, zwingender
Gewalt nach freier Betätigung verlangt, ganz

besonders geregelte und energische körperliche
Bewegung nötig. Fehlt diese, so bleibt nicht
nur die Entwickelung zurück, sondern die in

diesem Lebensalter überschüssigeKraft sucht sich
zum Schaden der Gesundheit von Leib und Seele

dann ihre eigenen Wege. Vollzieht sich das auf
der ganzen breiten Linie dieser im Erwerbslebeu

stehenden Jugend, so können die schädlichen
Einwirkungen auf die soziale Gestaltung des-

Volkslebens wie auch der Volksgesundheitnicht
ausbleiben.«

Das gilt um so mehr, als ein Körper, dessen
Organen es mangels der nötigen Bewegung an der

richtigenWiderstandskraftgebricht,den besten Nähr-
boden für alle möglichen Jnfektionskrank--
heiten, insbesondere die mörderischstealler Volks-

krankheiten,die Lungenschwindsucht abgibt.
Den darin liegenden Gefahren für die allgemeine

Volksgesundheitmuß aber im Jnteresse der Erhaltung



unserer nationalen Arbeits- und Wehrkraft um so
energischer entgegen gearbeitet werden, als noch viele

andere Kräfte daran zehren, die in dem ständigen
Anwachsender Stadtbevölkerungauf Kosten der Land-

bevölkernngihren Ursprung haben, wie die in er-

schreckendemMaße zunehmende Nervenschwächeund

Blutarmut deutlich erweist; diesen Gefahren muß aus

nationalen Gründen entgegengearbeitet werden, weil

sonst zu befürchtenist, daß wir gegenüberden mächtig
aufstrebenden anderen Völkern, wie insbesondere den

Engländern,den Amerikanern und den Japanern, die

den großen Wert der Spiele für die Volksgesnndheit
längst erkannt haben und alljährlichMillionen dafür

aufwenden, allzusehr ins Hintertreffen geraten-
Mit bloßerBelehrung wird aber all jenen gesund-

heituntergrabendenEinflüssen, all jenen verderblichen
Krankheiten keinesfalls beizukommen sein. Alle Be-

Iehrungenund alle sanitärenMaßnahmen,wie Kanali-

sation und Wasserleitungetc. werden, wie Kerschensteiner
mit Recht bemerkt, »den körperlichennnd sittlichen
Verfall von Tausenden unserer Mitbiirger nicht auf-
zuhalten vermögen,wenn wir sie nicht gleichzeitigdaran

gewöhnen, selbst unter den erschwerenden Lebens-

bedingungen, wie sie in den Städten vorhanden sind,
ein gesundes, den Gesetzen der Natur entsprechendes
Leben zu führen«. Das bleibt die Hauptsache.

Aber nicht nur im Interesse der Erhaltung und

Hebung der Volksgesundheit, sondern nicht minder

auch aus erzieherischenRücksichtenempfiehlt sich eine

kräftigeFörderung der Jugendspiele wie überhaupt,
so auch ganz besonders bei der schulentlassenenJugend.
Daß den Jugendspielen auch eine große erzieherische
Kraft innewohnt, wird von allen anerkannt, die Gelegen-
heit gehabt haben, das zu beobachten. Das erscheint
auch nicht weiter wunderbar. Denn, wie in dem vom

,,Zentralausschußfür Volks- und Jugendspiele«heraus-
gegebenen ,,Ratgeber zur Einführung von Volks- und

Jugendspielen«trefflich dargelegt wird, spannt das

Spiel alle Kräfte an, die der Sinne und des Verstandes
nicht weniger als die der Muskeln und Sehnen. »Es
erfordert kraftvolle Betätigung der Arme und Beine

nicht minder aber auch geschickteHand, und sicheres

Auge. Es erfordert oft blitzschnelleEntschließungen,
verlangt Scharfblick,Geistesgegenwart,Ruhe und Selbst-

beherrschung Ebenso entwickelt sich beim Spiel ein

starker Sinn für Recht nnd Ordnung ; denn trotz der

Freiheit des einzelnen ist die unbedingte Unterordnung
unter das Gesetz der Spielregel oder unter den Befehl
des selbstgewähltenFühres unerläßlichmit einem Wort

im Spiel wird auch jener Gemeinsinn gebildet und

gepflegt, der für das Leben in Staat und Gesellschaft
so überaus wertvoll ist« und nicht weniger gelangen
alle jene Tugenden, dabei zur schönstenEntfaltung, die

wie Mut, Enthaltsamkeit, Selbstbeherrschung
und Selbstlosigkeit für den einzelnen sowohl wie

für jedes Gemeinwesen vom allerhöchstenWerte sind.

Dieser erzieherischeWert der in der Ausübung der

Jugendspiele liegt, macht sie auch zum besten und

stärkstenBundesgenossen im Kampf gegen die beiden

surchtbarstenÜbel,die am Mark unseres Volkes zehren,
im Kampf nämlich gegen den Alkoholteufelund gegen
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die geschlechtlichen
Verirrungen.

Es gibt ja wohl außer der Wohnungsfrage kaum

noch zwei Fragen, die in den letzten Jahren häufiger
nnd gründlichererörtert sind, wie die Alkohol- und die

Sittlichkeitsfrage. Jn unzähligenSchriften, auf natio-
nalen und internationalen Kongressen hat man eine

grader fieberhafte Tätigkeit entfaltet, um auf diesem
Gebiete aufklärerischzu wirken. Aber nach meiner

festesten Überzeugungwird alle diese aufklärerische
Tätigkeitvergeblich sein, wird auch die Arbeit all der

zahllosen konfessionelle-nund konfessionslosenVereine,
die sich die Bekämpfungdieser furchtbaren Übel zum

Ziel gesetzthaben, umsonst sein, wenn es diesen nicht
gelingt, das Volk allmählichso zu erziehen, daß es

nicht nur die Einsicht hat in die ganze Furchtbarkeit
des durch den Alkoholismus Und die geschlechtlichen
Erkrankungen mit allen ihren Folgeerscheinungenan-

gerichtetenElends, sondern auch den Willen und
die Kraft, dieser Einsicht zu folgen.

Auf dem vorjährigendritten Kongreßder Deutschen
Gesellschaftzur Bekämpfungder Geschlechtskrankheiten
in Mannheim ist die Frage der sogen. Sexualpädagogik
ausführlich behandelt worden. Wie der darüber bei

Barth in Leipzig erschienene ausführlicheBericht (ein
großer320 Seiten starker Band) ergibt, wurde dort

auch von vielen Seiten als Hauptmittel gegen die Ge-

fahr der gesehlechtlichenAusschweifungen und Ver-

irrungen eine weitgehende Aufklärungin Haus und

Schule empfohlen. Auch ist am Ende gegen die Zweck-
mäßigkeitder Aufklärung,besonders einer solchen, die
der jeweiligenReife der Schüler angepaßt ist, nichts
einzuwenden. Und doch hat der treffliche Pädagoge
an der UniversitätZürich,Foerster, bekannt durch sein
einzigartigesBuch ,,Lebenskunde«,m. E. unbestreitbar
Recht, wenn er auf dem Kongreß selbst und später in

seiner im Anschluß daran erschienenen Streitschrift
,,Sexualethiknnd Sexualpädagogik«ausführt: »Die
bloßeAufklärunggibt keinen Schutz, wenn der Gewalt
der niederen Impulse nicht durch eine universelle«1ind
planmäßigeCharakterbildung,vor allem durch eine starke
Willensgymnastik vorgebeugt ist. Daß der Wille

auf das Nahen des Geschlechtstriebes vorbereitet werde,
ist tausendmal wichtiger als die Vorbereitung des Jn-
tellektes. Auch das reichstehygienischeWissenüber alle

sexuellen Gefahren hilft nichts, wenn der Mensch nicht
die Kraft hat, im Augenblickeder Versuchung diesem
Wissen gemäß zu handeln. Darum ist der Schutz der

Jugend vor der sexuellen Gefahr vielmehr eine Kraft-
frage als eine Wissensfrage.«

Daß aber gerade die Leibesübungeu,wie sie im

Jugendspiel gepflegt werden, geeignet sind, diese Kraft
großzuziehen,das hat schon Hegel anerkannt, wenn

er sagt:

Ausschweifungen und

»Die Leibesübungarbeitet der geistigen Erziehung
in die Hände, erzieht Mut und Entschlossenheit,erhöht
das Gemüt und hindert die zu moralischen Schäden
führendenkrankhaftenAusschweifungender Phantasie.«

Und dann können die Leibesübungenin Form von·

Jugendspielen noch eins: Sie bringen Freude in die



jungen Herzen. Gutsmuts, der bedeutendste Wieder-

begründer deutscher Gymnastik vor Jahn, der in

Schnepfenthal wirkte, sagt einmal: ,,Gymuastik ist
Arbeit im Gewand jugendlicher Freude«. Und diese
Verbreitung von Freude Und Fröhlichkeitist etwas sehr
Wesentliches; denn Heiterkeit Und Freudigkeit ist, wie

Jean Paul sagt, »der Himmel, unter dem alles ge-

deiht, Gift ausgenommen.« Sorgen wir also dafür,
daß dieser Himmel sich über unserer Jugend auftut.
Bisher ist gerade in unserer Provinz meines Wissens
verhältnismäßignoch sehr wenig hierfür geschehen.

Jn der Konferenz, die am 22. nnd 23. Februar
d. J. unter Vorsitz des Herrn von Schenckendorff zu
Berlin unter Teilnahme von Vertretern der deutschen
Turnerschaft, des Zentralausschusses für Volks- und

Jugendspiele und des deutschen Turnlehrervereins zur

Beratung über die Fürsorge für die schulentlassene
Jugend abgehalten wurde, ist einmütig beschlossen
worden, daß nach ihrer Ansicht in den Lehrplan der

Fortbildungsschule die Pflege von Leibesübungen in

mindestens zwei Wochenstunden für alle Fortbildungs-
schülerverbindlich einzufügenist.

Verwirklicht ist dieseForderung bisher meines Wissens
nur in München,und hier auch nur für alle ungelernten
jugendlichen Arbeiter und alle Beruflosen unter dem

vollendeten 16. Lebensjahr. Für alle übrigen Fort-
bildungsschülerbestehen auch in Münchennur fakultative
Einrichtungen Es ist auch außerordentlichzweifelhaft,
ob sich die sofortige obligatorische Einführung überall

ohne Weiteres würde durchführen lassen. Jedenfalls
bestehen dafür zwei Voraussetzungen, nämlich

1. das Vorhandensein einer genügendenAnzahl
geeigneter Spielleiter,

2. das Vorhandensein einer genügendenAnzahl
geeigneter Spielplätze.

Von diesen Voraussetzungenwird die erstere meist
leichter zu erfüllen sein, als die letztere. Wo es an

ihnen fehlt, müssensogenannte Spiellehrkurs e kosten-
srei veranstaltet werden, die nach der im ,,Jahrbuch
für Volks- und Jugendspiele«gegebenen Übersichtschon
jetzt alljährlich in einer großen Zahl von Städten

abgehalten werden. Es wird Pflicht der Gemeinde

sein, solcheKurse auf ihre Kosten einzurichtenoder die

vom Zentralausschußoder von Turn- und Spiel-
vereinigungen veranstalteten Kurse zu unterstützen,und

zwar nicht nur durch Bereitstellung eines Spielplatzes
zu unentgeltlicher Benutzung, sondern auch durch
Gewährung von Geldmitteln zur Bezahlung der Kurs-

leiter, der Spiellehrer und der Spielgeräte. Die vom

ZentralausschußaufgestelltenLeitsätzeüber die Abhaltung
von Spielkursen, die im Jahrbuch pro 1907 abgedruckt
sind, werden dabei ebenso wie der vom Zentralausschuß
herausgegebene,,Ratgeber«als Anleitung dienen können.

Die Spielkurse bilden nach den Mitteilungen des

Zentralausfchusses eines der wirksamsten Mittel zur

Verbreitung seiner Ziele, und der oberschlesischeSpiel-
verband, unter dessen Einwirkung die Spielbewegung
in Oberschlesieneine ganz besonders erfreuliche Ent-

wickelunggenommen hat (worüber die auch im Buch-
handel bei Gebrüder Böhm-KattowitzO. Schl. 1907
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erschienene Denkschrift der KöniglichenRegierung zu

Oppeln über ,,Kulturelle Wohlfahrtspflege in Ober-

schlesien«das Nähere ersehen läßt) berichtet darüber
im ,,Jahrbuch«pro 1908:

»Bald zu Anfang der Spielbewegung wurde erkannt,
daß sich nur dann durchgreifende Erfolge auf dem

Spielgebiete erzielen lassen, wenn vor allem zunächst
die Volksschullehrer für diese Bestrebungen gewonnen
werden. Dies ließ sich nicht durch Vorträge und Ver--

sammlungen, sondern nur durch sechstägigcSpiellehr-
kurse erzielen. Hätte man warten wollen, bis jeder
Ort einen Spielplatz, jede Gemeinde Geldmittel für den

Spielbetrieb zur Verfügung gestellt hätte, so würden

Jahrzehnte vergangen sein, ehe das erreicht worden

wäre, was binnen 3—4 Jahren durch Spiellehrkurse
erziehlt worden ist.«

Schwieriger zu lösen ist mindestens die zweite wesent-
liche Voraussetzung, die Schaffung von Spielplätzen,
und zwar wegen der damit verbundenen finanziellen
Opfer. Denn die Spielplätze dürfen, wenn sie wirklich
in der wünschenswertenWeise dauernd benutzt werden

sollen, nicht allzuweit von den Wohnstättenentfernt
liegen. Sie müssen auch die gehörige Ausdehnung
haben.

Die Größe des Platzes richtet sich nach der Art

der Spiele und der Zahl der Spielmannschaften, die

gleichzeitigdaran sollen spielen können· Für Schlag-
ball rechnet man etwa 70 m Länge und 35m Breite,
d. h. 2450 qm pro Feld, für Fußball sind die Maße
des Feldes 110 m Länge und 75 m Breite, d. h.
8250 qm.

Hiernach würde man, wie der vom Zentralausfchuß
herausgegebene ,,Ratgeber«berechnet, auf einem Platze
von 120 m Länge und 140 m Breite, d. i. rund

172 ha, zweiFußballspiele,das vornehmste Winterfpiel,
oder acht Schlagballspiele, das beliebteste Sommerspiel,.
nebeneinander betreiben können. Rechnet man eine

jede Gespielschaft 25 Schüler stark, so kann man im

Fußballspiel50, im Schlagball 200 Schüler gleichzeitig
spielen lassen. Hiernach hält der Ratgeber für eine

Stadt von 100 000 Einwohnern mit 4000spielberechtigten
Knaben, wenn jeder von ihnen ein Mal in der Woche
zum Spielen kommen soll, etwa 1072 ha Spielplatz.
für erforderlich; Stadtschulrat Ly on-Dresden dagegen
glaubt, daß ca. 8ha auf 100000 Einwohner genügen.
(Vergl. dessen Vortrag »Volks- und Jugendspiele, eine

Aufgabe der Stadtverwaltungen« in der bei Teubner

erscheinendenZeitschrift»Körper und Geist« pro 1907

S· 131 ff·)

Solange aber die Spiele sich noch nicht allgemein
eingelebt haben, und solange sie vor allem noch nicht
an allen Schulen obligatorischeingeführtsind, werden

auch sehr viel geringer bemessene Landflächen dem

vorhandenen Bedürfnis genügen, und es würde sehr
Verfehlt sein, wollte eine Gemeinde, weil es nach Lage
der Verhältnisseihr nicht möglichist, soviel Spiellaud
zur Verfügungzu stellen, lediglich deshalb von der

Beschaffung eines Spielplatzes überhaupt Abstand-
nehmen.



Aber auch wenn man danach wesentlich geringere
Abmessungenzu Grunde legt, werden oft die Mittel,
die zur Erwerbung eines solchen Platzes erforderlich
sind, wenn die Stadt nicht iu der glücklichenLage ist,
das Land schon zu besitzen, nicht geringe sein. Wenn

jedoch,wie nach der überaus wohlwollenden Stellung,
die bisher der Herr Minister des Innern der Spiel-
bewegunggegenübereingenommen hat, zu hoffen steht,
— der Staat auch seinerseits für dieseZweckeerhebliche
Mittel flüsfigmacht und die Stadtgemeinden, die aus

eigener Kraft allein die nötigenMittel nicht aufbringen
können,in weitgehender Weise unterstützt,so werden

auch diese Opfer nicht nnerschwinglichesein. Und sie
werden jedenfalls, wo sie gebracht werden, mindestens
ebenso gerechtfertigt sein wie die Ausgaben, die heute
in vielen Statgemeinden ohne Bedenken nnd freudigen
Herzens für öffentlicheAnlagen gemacht werden. Es

sollte deshalb zum Grundsatz werden, keine größere
öffentlicheAnlage ohne Turnspielplatz mehr zu schaffen,
denn es genügt nicht, wie mit Recht Kerschensteiner
betont, ,,grüne Flächen für das ermüdete Auge zu

schaffen,Sandwüsten mit Blumenteppichen zu bedecken,
Promeuaden für pensionierte Beamte und Offiziere
anzulegen, lauschigePlätzchen,in denen die Nachtigallen
schlagen, für einsame Liebespärchen einzurichten, mit

verirrten Felsstücken und hungrigen Wafferfällchen
mißverstäudlichder Natur nachzuhelfen, vielmehrmuß
auch die Jugend, und vor allem die Jugend, zu

ihrem Rechte kommeu.«

Jst aber die Platzfrage gelöst, und find auch die

nötigenSpielleiter vorhanden, so steht nichts mehr im

Wege, daß der Spielbetrieb vor sich geht.
Zu lösen bleibt dann nur noch die Frage, auf

welche Weise am besten die Beteiligung der Jugend,
solange die Teilnahme für sie nicht obligatorisch ist,
erreicht werden kann. Hier sind nun drei Wege
möglich. Entweder:

1. Es werden von der Schule direkt Spiele ein-

gerichtet, oder es werden
unter den Schülern besondere Jugendvereini-
gnngen zu diesem Zwecke mit eigener Selbstver-

waltung gegründet,oder

. die Schüler werden zu besonderenJugendabtei-
lungen der Turn- und besonders der Spielvereine
vereinigt.

Dieser letztereWeg wird vom OberschlefifchenSpiel-
verband ganz besonders empfohlen· Er sagt: »Vor-
nehmlich find es die letzterenOrganisationen, in welchen
sich die Jugend am wohlften fühlt, da sie alles fern-

halten, was an ,,Schule« erinnert. Das Beispiel der

Erwachsenenwirkt auf die Jugend sehr fegensreichein.
Zwischen den jüngerenund älteren Spielern pflegtein

Wetteifer zu entstehen, der auf die Spielfertigkeitund

Spielfreude von bestem Einfluß it.«

Doch muß noch eins hervorgehobenwerden: Eine

rege Beteiligung der schulentlassenenJugend ist nur zu

erwarten, wenn die Spiele auch schon vorher auf«der

Volksschulegepflegt werden, denn die fchulentlafsene
Jugend kommt nach den in Oberschlesienund ander-

wärts gemachten Erfahrungen nur dann, wenn schon

2.
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vorher eine gewisse Spiellust vorhanden ist. Diese
kann aber nur durch die Pflege der Jugeudspiele schon
an den Volksschulen erzeugt werden.

Als sehr förderlich und wirksam für die ganze
Spielbewegung hat sich in Oberschlesienauch die An-

stellung eines besonderenSpielinspektorsfür den ganzen

Regierungsbezirkerwiesen.
Zur Belebung der Spielbewegung trägt endlichauch

nicht wenig die Veranstaltung besonderer Spielfeste mit

Wettspielen bei, wie sie neuerdings in einer Anzahl
von Städten, so z. B. in Dresden, mit bestem Erfolge
alljährlichabgehalten und vom Zentralausschußzur
Belebung und Veredelungunserer Volksfestemit Recht
aufs lebhafteste empfohlen werden. —-

Damit bin ich am Ende meiner Betrachtungen,die
ich nicht besser abzuschließenvermag als mit dem

Wunsche, daß unsere deutscheJugend unter der für-
sorgenden Hand des Staates und der Gemeinden so
werden möchte,wie sich der alte Turnvater Jahn feine
Turner wünschte,indem er ihnen den Wahlsprnchgab:
,,Frisch und frei, fröhlichund fromm.« — (Lebhafter
Beifall.)

Regierungsrat Heinrichs-Danzig: Mein Kollege,
Herr Regierungsrat von Kries, hat heute morgen schon
Veranlassung genommen, dem verehrten Herrn Vor-

sitzendennamens des Herrn Oberpräsidentenbesonderen
Dank dafür auszusprechen, daß er diesen Punkt auf
die Tagesordnunggesetzthat. Gestatten Sie mir, daß
ich- da ich Dezernent beim Oberpräsidiumüber diese
Frage bin und auch den Dispositionsfonds verwalte,
nur einige wenige Ausführungendazu mache.

Es ist ja bekannt, daß jgdesoziale Frage nicht zum
kleinsten Teile eine Finanzfrage ist. So ist es auch
mit der vorliegenden. Es kommt nicht allein darauf
an, alle Kräfte zu fammelu, die dafür Interesse haben,
sondern auch die zur Ausführung erforderlichen Mittel

flüssig zu machen. Gerade im Hinblick auf diese
finanzielle Seite der Sache möchteich auf einen Punkt
näher eingehen, dem auch Herr Dr. Mayer in seinen
Erörterungeneinen breiteren Raum zugewieer hat,
der Frage der körperlichenAusbildung der schulentlafsenen
Jugend. Herr Dr. Mayer hat vorhin gesagt, daß auf
diesem Gebiete in Westpreußenbisher wenig geschehen
sei. Das mag in gewissem Grade auch zutreffen, und

ich möchte hier, etwas vorgreifend erwähnen, daß
vielleicht eine Zentralorganisation geschaffen werden

wird, um alle Kräfte, die an dieser hochbedeutsamen
Sache mitwirken wollen, zu sammeln; die Bildung
eines Komitåes zu diesemZweckeist in der Vorbereitung
begriffen. Die Erörterungen hierüber find indessen
noch nicht an die Offentlichkeitgedrungen, und fo wollte

auch ich nur ganz kurz darauf hinweisen. Mein ver-

ehrter Chef, der Herr Oberpräsidentvon Jagow, hat
— wie den meisten der Anwesendenbekannt fein wird —

alle Unternehmungen, die darauf hinzielen, die nach
freier BetätigungverlangendenKräfteder fchulentlafsenen
Jugend zu fördernund Letztere vor schlechtenEinflüssen
zu bewahren,immer auf das wärmste unterstützt,und

hat allen Bestrebungen, die auf diesem Gebiete sich
zeigten, auch in finanzieller Hinsicht jeder Zeit feine
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wohlwollende Förderung zu teil werden lassen, soweit
es nach den vorhandenen Mitteln möglichwar. Jch
habe schon erwähnt, daß ich Dezernent für die Ver-

waltung des Dispositionsfonds des Herrn Ober-

präsidentenbin, und wenn auch dieser Fonds, wie

bekannt und ja aus dem Staatshaushaltsetat ersichtlich
ist, auch lediglich zur Förderung des Deutschtums
bestimmt ist, so kann es doch keinem Zweifel unterliegen,
daß gerade die Frage der Fürsorge für die schul-
entlassene Jugend nicht nur eine soziale und ethische,
sondern auch in hervorragendem Maße eine nationale

Bedeutung hat. Deshalb hat der Oberpräsident sich
nicht nur — ich will auf Einzelheiten nicht näher ein-

gehen —— die Förderung von Volksunterhaltungsabenden,
die Unterstützungvon Volksbibliothekenusw. angelegen
sein lassen, sondern auch die Bestrebungen, welche auf
die körperlicheAusbildung der Jugend abzielen, unter-

stützt. Jn einer größerenZahl von Städten sind mit

sehr weitgehender finanzieller Beteiligung des Herrn
OberpräsidentenTurnhallen gebaut worden, und vielen

Turnvereinen ist durch staatliche Unterstützungdie

Beschaffung von Geräten 2e. ermöglichtworden. Der

Herr Oberpräsidentwird gewißauch weiter auf diesem
Gebiete tätig sein, soweit seine Mittel dies gestatten.
Leider sind aber diese Mittel ziemlichbeschränkt.Anstatt
daß in diesem Jahre die erhoffte Erhöhungerfolgt ist,
sind sie sogar um einen kleinen Betrag gekürztworden-

Deshalb verdient es hervorgehoben zu werden, daß die

Herren Ressortminister —- insbefondere der Handels-
minister und der Kultusminister — ihre Geneigtheit
zu erkennen gegeben und zum Teil bereits in die Tat

umgesetzt haben, Mittel flüssig zu machen, um die

Anlage von Spielplätzen zu ermöglichen,wozu, wie

Herr Dr. Mayer bereits betont hat, besondere Geld-

mittel nötig sind. Es ist schon hervorgehobenworden,
daß die westpreußischenStädte sich leider im allge-
meinen in keiner sehr günstigenFinanzlage befinden;
um so freudiger ist es deshalb zu begrüßen,daß ver-

hältnismäßigkleine Städte schon Mittel für die Be-

schaffung von Spielplätzen bereitgestellt haben. Auch
die Stadt Marienwerder, deren Gäste wir heute sind,
hat — wenn ich recht unterrichtet bin — vor wenigen
Tagen einen Beschluß gefaßt, auf Grund dessen die

Anlage eines städtischenSpielplatzes gesichert erscheint.
Jch möchtenamens des Herrn Oberpräsidentenan alle

Städte die Bitte richten, diesem Beispiele zu folgen.
Sie können sich der Unterstützungder Staatsregierung
nnd ganz besonders des Herrn Oberpräsidentenver-

sichert halten. Jch bitte Sie zu erwägen, daß die

Ausgaben für solche Zwecke in ihrem letzten Grunde
von hervorragend produktiver Bedeutung sind, da sie
ja dazu beitragen, den eigentlichen und edelstenGrund-

stock des Volksvermögenszu vermehren und zu ver-

bessern; die nationale Leistungskraft und die nationale

Wehrkraft· (Lebhafter Beifall.)
VorsitzendenJch bin sehrbereit gewesen, auf Wunsch

des Herrn Oberpräsidenten diesen Gegenstand auf
unsere Tagesordnung zu setzen, weil ich der Meinung
bin, daß es sich für uns alle, die wir die westpreußi-
schen Städte vertreten, um eine höchstwichtige Sache
handelt. Wenn wir, die wir auf dem Standpunkte

der historischenEntwickelung stehen, nicht rechtzeitigauf
diesemGebiete etwas tun, dann werden andere es uns

abnehmen. Man mag über die Sozialdemokratie
denken, wie man will, eines läßt sich nicht verkennen,
daß sie mit ungeheurer Energie und Zähigkeit ihre
Bestrebungen verfolgt und sehr gut weiß, wie sie die

Jugend an sich heranziehen soll. Wir können in dieser
Hinsicht von ihr mancherlei lernen. Jch halte es für
eine kommunale Aufgabe ersten Ranges, daß wir uns

darum bekümmern,was aus den jungen Menschen
zwischen 14 nnd 20 Jahren eigentlich wird. Wir

haben uns darum bisher zu wenig gekümmert. Die

Frage läßt sich nicht mit allgemeinen Resolutionen
lösen, auch nicht damit, daß man schematischeine ge-

wisse Größe der Spielplätze festlegt, daß man sagt,
wieviel Hektar sieumfassenmüssen,sondern nur praktisch
dadurch, daß jeder, der in einer Kommune berufen ist,
an ihrer Entwickelung mitzuarbeiten, dafür sorgt, daß
der Jugend Raum zur Betätigung geboten wird, soweit
es nach Maßgabe der vorhandenen Mittel geschehen
kann. Die Verhältnissehaben sich dadurch gegen früher
verschoben, daß, wie ich glaube, aus ganz verständigen
Gründen, der Unterricht der Fortbildungsschulen auf
die Tageszeit vor 8 Uhr abends beschränktworden ist.
Da drängt sich selbstverständlichdie Frage anf: Wo

bleiben denn die jungen Leute nach 8 Uhr abends?

Wir dürfen nicht vergessen: Diese ganze Fürsorge für
die schulentlasseneJugend hat sich ja ursprünglichent-

wickelt aus den Sonntags- und Abendschulenz von dem

Gesichtspunkte aus, daß die jungen Leute angemessen
beschäftigtsein sollen, sind die Sonntagsschulen und

die Abendschulen entstanden. Die Lehrlinge und

die jungen Leute, die am Tage im sauren Schweiß
gearbeitet hatten, suchte man auf diese Weise des

Abends und am Sonntage nützlich unterzubringen
und sie vor Gefahren zu bewahren. Aus diesen
Sonntags- und Abendschulen hat sich dann die heutige,
wenn ich so sagen darf, vornehme Fortbildungsschule
entwickelt. Da ist man nun aber zu der Ansicht ge-

kommen, daß die jungen Leute, die den Tag über bis

7 Uhr schwer gearbeitet haben, nicht mehr abends die

Aufgaben leisten können, die die Fortbildungsschule
ihnen jetzt zumutet, und die ja heute viel größer sind
als früher. Früher wurde da ein bißchenLesen,
Rechnen und etwas Zeichnen geübt, heute aber ent-

wickeln sich ja die Fortbildungsschulen zu wirklichen,
gewerblichen Schulen, die einen sehr umfangreichen
Unterricht geben. Daß junge Leute, die von morgens
sriih bis Abends spät im Geschäftgewesen sind, dann

Uichi Mehr die UöiigeFrische haben, um diesem Unter-

richt, der sich bis auf das Gebiet der Elektrizitätund
andere feine Wissenschaftenerstreckt,folgen zu können,
das liegt ja auf der Hand. Also das alte System der

Sonntags- und Abendschulenläßt sich nicht mehr auf-
recht erhalten. Dazu kommt, daß man zwar fakulta-
tiven Unterricht am Sonntag geben kann, aber un-

möglich obligatorischen; das widerspräche ja allen

gewerblichenund religiösenBestimmungen- Nun stehen
wit" PlötzlichVor der Frage, wo sollen diese jungen
Leute — wir beschäftigenuns vorläufig nur mit den

Knaben, mit den Mädchenwird es noch viel schwie-



Tiger — wo sollen sie bleiben? Mit der Häuslichkeit
des Lehrherrn ist es im wesentlichenvorbei. Sie sind allen

möglichenGefahren ausgesetzt, es muß daher für sie
gesorgt werden. Und da bin ich allerdings der Mei-

nung, daß man im Sommer auf den Spielplätzenund

im Winter in Turn- und Lesehallen sie vereinigen
Muß. Eine besondereSchwierigkeit erwächstuns aus

den klimatischenVerhältnissen,denn in einer Zeit, auf
die es ganz besonders ankommt, kann an eine Betäti-

gung auf dem Spielplatze nach der Arbeit überhaupt

nicht mehr gedacht werden, weil es zu dunkel ist; das

ist der Winter. Wir werden also mit Spielplätzennicht

auskommen; wir werden auch für Turnhallen, Lese-
hallen usw. sorgen müssen. Ich glaube nun, daß wir

abwarten können, welche Organisationen sich nach den

Intentionen des Herrn Oberpräfidentennoch in der Pro-
vinz bilden, aber daßim übrigenin den Kommunalverwal-

tungen auch jeder nach seinenVerhältnissenwohl dafür
sorgenkann, daßgeeigneteSpielplätzeund womöglichauch
Turnhallen geschaffenwerden, wo eine Unterkunft für die

Iugend, um die es sich handelt, gefundenwerden kann-

Selbstverständlichwird das nur glücken,wenn sich an

den einzelnen Orten Persönlichkeitenfinden, die sich
dafürinteressieren. Wie weit man mit den fachmännisch
ausgebildeten und besoldetenSpielleitern kommen wird,
kann ich nicht übersehen. Nach meinem Geschmackist
es nicht, daß jede öffentlicheTätigkeitzum allgemeinen
Wohl gleich mit der Besoldungs- und Alterszulagen-
taxe anfängt. Sehr richtig.) Das gefällt mir nicht,
das muß ich offen gestehen. Früher hat es in den

Gemeinden immer Leute gegeben, die aus reinem

Jdealismus und aus Freude an dem Genuß, den sie
selber hatten, sich der Sache annahmen. Und daß das

auch künftigder Fall sein wird, wäre sehr zu wünschen.
Die ganze Sache auf das Gebiet der besoldetenBeamten

hinüberzufpielen,halte ich nicht für angängig;das

gestehe ich ganz offen trotz aller Angriffe, die ich vielleicht

deswegen noch erfahren werde. Ich bin der Meinung,
daß sich auch in den kleinen Gemeinden immer noch
Leute finden werden, die sich mit Vergnügen der Sache

annehmen und die ihr Entgelt finden in der Freude,
die ihnen dieseTätigkeitselbst bereitet, und ebenso bin

ich der Meinung, daß sich auch in den kleineren und

ärmeren Gemeinden wohl die Möglichkeitfinden wird,

für die Jugend derartige Spielplätzeeinzurichten. Ich

freue mich, daß der Herr Oberpräsidentund die Minister
bereit sind, solcheGemeinden, die einer Beihilfebedürfen,
pekuniär zu unterstützen.Ich sprechedabei die Hoff-
nung aus und will das besonders betonen, daß es in

diesem Falle für die KöniglicheStaatsregierung nicht
bei der allgemeinendekorativen Erklärung bleiben möge,

sondern daß, wenn dieserWechseleingelöstwerden soll,
der Herr Finanzminister auch das nötigeGeld hergibt.

(Beifall.) Jch habe nämlich, wie ich offen gestehen
will, wiederholt die Erfahrung gemacht,daß die be-
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geistertstenErklärungen abgegeben werden im Hinblick
auf die Förderung des Deutschtums, und daß, wenn

man nachher mit der Rechnung kommt — die Sache
kostet 250 Mark — eine ganze Reihe von Dezernenten
sich den Kon darüber zerbricht, ob sie nicht auf
200 Mark heruntergesetztwerden kann. (GroßeHeiterkeit.)
Ich will das ganz offen aussprechen, es muß eine

gewisseBegeisterungauch bei den Finanzleuten herrschen.
(Sehr richtig) Ich kann nur mit dem Wunscheschließen,
daß wir uns bereit erklären, diese Bestrebungen, die
der Herr Oberpräsident in die Hand genommen hat,
nach besten Kräften zu fördern, und daß wir uns

bemühen,innerhalb der Provinz Westpreußensolche
Vorkehrungen für die fchulentlafseneJugend zu treffen,
also Volksbibliotheken, Lesehalleu, Turnhallen und

Spielplätzeeinzurichten, soweit uns das unsere schwachen
Kräfte nur irgendwie gestatten. Jch darf wohl in

Ihrer aller Namen sprechen,wenn ich dieseVerheißung
hier abgebe. (Beifall.)

Stadtverordneter Hchillwwglski-Dt.Eylau: Der Herr
Referent hat diese wichtige Angelegenheit sehr korrekt

beleuchtet. Ich für meine Person meine, daß eine

Fürsorge für die Jugend in dreifacher Beziehung ein-

setzenmuß: 1. in sittlicher Beziehung, 2. in technischer
Beziehungund 3. in der Beziehung, daßunserer Jugend
Gelegenheitgegeben wird, ihre Kräfte zu entfalten für
die Nation. In technischerBeziehung wird ja genug
getan durch die Einrichtung der Fortbildungsschulen,
sowohl der gewerblichen, wie auch der kaufmännischen
III sittlicher Beziehung halte ich es aber für sehr not-

wendig, dafür zu sorgen, daß der junge Mann, wenn

er aus dem elterlichen Hause scheidet, auf religiösem
Boden erhalten wird, und dazu ist es wünschenswert,
daß der Lehrherr in den Lehrverträgendazu angehalten
wird, den jungen Mann regelmäßig zur Kirche zu
schicken. Wenn die Religion fehlt, dann fehlt auch
die Sittlichkeit. Was nun die Iugendfpiele anbetrifft,
so glaube ich, treten wir ja alle dafür ein, daß den

jungen Leuten Gelegenheit geboten wird, ihre Kräfte
auf diesemGebiete einzusetzen,aber es fehlt, glaube ich,
an der Zeit. Der Arbeitgeber wird der Sache speziell
im kleinen Orte umfympathischgegenüberstehenFür
seht erwünschtwürde ich es halten, wenn die Fort-
bildungsschullehrerauf fexuellemGebiete belehrend auf
die Jugend einwirkten.

Vorsitzenden Das Wort ist nicht weiter verlangt
zu diesemGegenstande.

«

Ich bitte die Herren, sich morgen um 9Uhr wieder

einzufinden,und schließedie Sitzung.

Schluß 2 uhr.
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Zweite Sitzung.

Hounalieud, den 27. Juni 1908. — gingt des Hehützeuhauses.
— 9 thjr vormittag-.

Vorsitzenden Meine Herren, ich eröffne die Sitzung.
Jch bitte diejenigen Herren, die sich noch nicht in die

Präsenzlisteeingetragen haben, das nachzuholen.
Ich gebejetztdas WortHerrn BürgermeisterMüller-

Dt. Krone zu seinem Referat:

Errichtung einer Ruhegehaltskasse für die Yroviuz
Westpreußem

gerichterstaitey BürgermeisterMüller-M. Krone:

Dem in Verfolg des Beschlusses des westpreußischen

Städtetages von 1906 seitens seines Vorstandes an

die Provinzialverwaltung gerichteten Antrage, die Er-

richtung einer provinziellen Ruhegehaltskasse für die

Kreise, Stadtgemeinden und andere öffentlicheVerbände
in der Provinz Westpreußenin die Hand zu nehmen,
hat auf Befürwortung des Herrn Landeshauptmanns
der Proviuzial-AusschußFolge gegeben und zunächst
das Statut, sowie die Satzungen einer Ruhegehaltskasse
für die westpreußischenKommunalbeamteu entworfen.

Statut uud Satzungen sind den Landräten und

den Vorstandsmitgliedern des Städtetages sowie den

Magistraten der dem Städtetage augeschlossenenStädte

seinerzeit mit dem Ersuchen um Äußerungüber dieselben
zugegangen.

Unter dem 9 v. Mts. hat dann der Herr Landes-

hauptmanu dem Vorstande des StädtetagesMitteilung
darüber gemacht, welche Abänderungsvorschlägeihm
zugegangen sind. Er hat dabei erklärt, daß es ihm
notwendig erscheine, mit den zuständigenKassemnit-
gliedern eine Verständigung über die vorgeschlagenen
Änderungenherbeizuführen,bevor er eine Beschlußfassung
des Provinzial-Ausschusses über die dem Provinzial-
landtage vorzulegende Fassung des Statuts und der

Satzungen veranlasse.

Gleichzeitig hat er den Vorstand ersucht, zu diesen
AbänderungsvorschlägenStellung zu nehmen, und

unser verehrter Herr Vorsitzender hat mich ersucht, dies

Thema heute zu behandeln.
Meine verehrten Herren! Zunächsthalte ich es für

unsere Pflicht, dem Provinzialausschusse und dem Herrn
Landeshauptmann dafür Dank zu sagen, daßsieunserm
Antrage bereitwilligst näher getreten sind und die

Verwaltung der Ruhegehaltskasse auf die Provinz
übernehmenwollen.

Sie haben, was die Mitgliedschastanlangt,zunächst
unserm Wunsche Rechnung getragen, daß auch die im

Hauptamte angestellten Lehrer, welche staatlichenRuhe-
gehaltskassennicht angeschlossensind, der neuen Kasse
angeschlossenwerden können (§ 1 Absatz2 der Satzungen)
und eine Abweichung von unserm Antrage nur insofern

Eos —
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vorgenommen, als nach § 6 der Satzungen allein den

Kreisen, Stadt- und Landgemeinden der Provinz der

Beitritt ohne weiteres freistehen soll, anderen Körper-

schaften, Stiftungen und Anstalten des öffentlichen
Rechts, rechtsfähigenVereinen und Stiftungen dagegen
der Beitritt nur unter bestimmten Bedingungen mit

besondererGenehmigung des Landeshauptmanns gestattet
werden soll. Jch meine, daß dies ein Punkt ist, der

für uns als Vertreter der Städte kein besonderes und

erheblichesInteresse hat und daß man den Bedingungen,
von denen ihre Zulassung zum Beitritt abhängiggemacht
wird, ihre Berechtigung nicht versagen kann. Es kann

deshalb um so unbedenklicher zugestimmt werden, als

die Satzungen aller andern bestehenden Kassen gleicher
Art den Beitritt dieser Institute von ähnlichenBe-

dingungen und der gleichenGenehmigung oder derjenigen
des Provinzialausschusses abhängig machen. Die

Genehmigung durch den Lcmdeshauptmami, gegen die

ja immerhin der Apell an den Provinzialausschuß zu-

lässig sein würde, ist sogar insofern vorteilhafter, als

seine Entscheidung schneller erfolgen kann, als diejenige
des nur 5 bis 6 Mal im Jahre zusammentretenden
Provinzialausschusses. Jch setze bei meinem Vortrage,
um ihn nicht zu weit auszudehnen, voraus, daß den

erschienenen Herren Statut und Satzung der Kasse
genügend bekannt sind, sehe diejenigen Bestimmungen
beider, gegen welche bisher Bedenken nicht erhoben
sind, als allgemein gebilligt an nnd beschränkemich
auf die Erörterung der von dem Herrn Landeshaupt-
mann mitgeteilten, ihm gegenüber geltend gemachten
Bedenken in der Reihenfolge der Satzungsparagraphen.

Da kommt zunächstder Absatz 1 des § 7 der

Satzung in Betracht.

Zu ihm ist der Wunsch geäußert,den Kommunen
mit größerem und vielgestaltigerem Beanitenapparat
zu gestatten, einzelne bestimmte Kategorien ihrer Be-

amten von der Zugehörigkeitzur Kasse auszuschließen
(z. B. für die Städte die städtischenLehrer), und dem-

nach eine ähnlicheBestimmung wie im Reglement für
Wiesbaden vorzusehen.

Aus den vom Herrn Landeshauptmaun angeführten
Gründen halte ich die Erfüllungdieses Wunsches nicht
für angebracht. Es kann keinem Zweifel unterliegen,
daß bei seiner Erfüllung die Kasse wenigstens Schaden
leiden kann. Selbstverständlichhalte ich für aus-

geschlossen,daß dem Antrage eine solche Absicht zu
Grunde gelegen hat, aber es könnten einzelne Mit-

glieder diesen Umstand benutzen, um von dem Beitritt

zur Kasse solche Kategorien ihrer Beamten auszu-
schließen,bei denen die Zahlung einer Pension für



weniger wahrscheinlich erachtet wird. Ofer gestehen
will ich Ihnen, daß ich selber gern wissen möchte,
welche Kategorien von Beamten der Antragsteller im

Auge gehabt hat. Jch habe darüber vergebens nach-
gedacht. Die Ruhegehaltskasse für den Regierungs-
bezirkWiesbaden läßt freilich den Ausschlußeinzelner
Beamtenkategorienzu, aber nur mit Zustimmung des

Landesansschnsses.Jch meine aber, daßdie gewünschte

Abänderung,abgesehen von ihrer möglichenSchädlich-
keit, vielleicht auch überflüssigist.

Was nun die zum 2. Absatz des § 7 geäußerten
Bedenken anlangt, so kann auch ich mich der Ansicht
nicht verschließen,daß in dem geäußertenBedenken,
daß das 60. Lebensjahr als Grenze der Aufnahme-
fähigkeitfür Beamte und Lehrer zu hoch gegriffen sei,
ein berechtigterKern vorhanden ist. Andererseits aber

würde durch die Herabsetzung auf 45 Lebensjahre einer

großen Anzahl dieser Beamten die Möglichkeit,eine

verbesserte Lebensstellung zu erlangen, in hohemMaße
erschwert werden. Es steht, das wird zugegebenwerden

müssen, zu befürchten, daß, wenn für mehr als

45 Jahre alte Beamte erhöhteKassenbeiträgegezahlt
werden sollen, die anstellendenBehörden die Wahl der-

selben nach Möglichkeitvermeiden werden, während
doch solche gerade im rüstigstenMannesalter stehende
bereits erfahrene Beamte vielfach vor jüngerenKräften
den Vorzug verdienen.

Alle bestehenden Kassen gleicherArt mit Ausnahme
derjenigenfür den RegierungsbezirkCassel sehen Alters-

grenzen überhaupt nicht vor, und Cassel bezeichnet
ebenso wie unsere Satzungen das 60. Lebensjahr als

Altersgrenze.
Jch halte die ausgesprochene Befürchtung, daß die

Gemeinden bei der Altersgrenze von 60 Jahren ans

Ersparnisgründensolche alte Herren anstellen würden,
für nicht zutreffend. Wir wollen nicht in den Fehler
verfallen, das Verständnis der in Betracht kommenden

Anstellungsbehördenin ungerechtfertigter Weise zu

unterfchätzen.Landräte und Kreisausschüsse,Bürger-
meister und Magistrate kommen in Betracht. Kann

man wirklich glauben, daß sie so unverständigsein
werden, alte abgearbeitete Leute anzustellen, nur um

eine Kleinigkeit an Gehalt zu sparen. Mir ist in
meiner langen Praxis kein Fall bekannt geworden, In

welchem ein Kreis oder eine Gemeinde einen über

60 Jahre alten Beamten neu eingestellt hat· Jst einer
der erschienenenHerren dazu in der Lage, dann bitte
ich, den Fall zu nennen. Jch glaube nicht, daß es m

unserer Provinz vorgekommenist.

Heute muß überall so flott und fleißiggearbeitet
werden, daß nur volle Kräfte zur Bewältigung der

mit den einzelnen Stellen verbundenen Arbeit aus-

reichen und diese sie kaum zu bewältigenvermögen.

Seien Sie ohne Furcht. So töricht sind vdiese
Stellen nicht. Das haben auch die andern Provinzen

erkannt, welche gleicheKassen geschaffenhaben.

Dazu kommt auch noch, daß solchBeamter erst
10 Jahre dienen müßte, ehe er Anspruchaufdas ge-
ringsteRuhegehalt erhält,und auch das ist ein Wechsel

auf diesZukunft, der häufig bei der Ruhegehaltskase

nicht zur Einlösung kommen würde. Jch schlagedes-

halb vor, es bei der Bestimmung der Satzung zu be-

lassen und, wenn es in der Zukunft wirklich einmal
vorkommen sollte, daß ein bereits 00 Jahre alter Be-
amter neu angestellt wird, diese Ausnahme in den

Kan zu nehmen. Die Kasse wird es tragen können.
Nach menschlichemErmessen würde er seinkargesRuhe-
gehalt nicht lange beziehen.

Zu § 10 ist beantragt, das Umlageverfahren durch
feste Beiträge zu ersetzen. Schon auf dem Städtetage
1906 habe ich begründet,daß und weshalb das Um-

lageverfahren gewählt werden müsse, und Sie haben
zugestimmt. Jch gehe deshalb auf diesen Antrag nicht
weiter ein.

Zu Absatz 2 des § 10 wird von einer Seite be-

antragt, der Umlage ohne Rücksichtauf zeitweilig un-

besetzte und eingezogene Stellen stets das wirklich
gezahlte Diensteinkommen zu Grunde zu legen, und
von anderer Seite, daß bei den vorübergehendnicht
besetzten Stellen der Berechnung der Umlagen das

Mindestgehalt der Stelle zu Grunde gelegtwerden möge.
Die Satzung will das zuletztgezahlteGehalt sowohl

der vorübergehendnicht besetztenals der eingezogenen
Stellen der Berechnung zu Grunde legen-

Die Arbeitslast erlaubt nicht, etatsmäßigeBeamten-

stellen lange unbesetzt zu lassen, deshalb wird es sich
in diesenFällen nicht um erheblicheLeistungenhandeln,
und wenn der frühere Jnhaber einer eingezogenen
Stelle — oft wird es übrigens auch nicht vorkommen,
daß Stellen eingezogen werden — von dem zuletzt
bezogenen Gehalte Ruhegehalt bezieht, so halte ich die

Forderung der Satzung, daß während der Dauer dieses
Bezug-es auch von dem der Berechnung des Ruhe-
gehaltes zu Grunde gelegten Gehalte die Beiträge be-

rechnet werden, für recht und billig.
Ganz dieselbe Bestimmung wie unsere Satzung ent-

hält übrigens die Satzung der Casseler Kasse. Wies-
baden rechnet mit den im Vorjahre tatsächlichgezahlten
Gehältern. Jn den übrigenmir vorliegendenSatzungen
fehlt es an speziellen Bestimmungen für die hier in

Rede stehenden Fälle.
Ich meine, daß wir anerkennen müssen, daß die

Satzung bezüglichder eingezogenenStellen nur fordert,
was gerecht und billig ist, und daß es sich bezüglich
der vorübergehendnicht besetztenStellen einmal um

sehr minimale Beträge handelt, und andererseits die

eine Auffassung ebenso berechtigt erscheint, wie die

andere, denn es steht in keinem Falle fest, ob der neue

Stelleninhaber das Minimalgehalt der Stelle oder das

vom letztenInhaber bezogene oder ein zwischenbeiden

liegendes oder gar ein noch höheres Gehalt be-

· ziehen wird.

Jch persönlichneige dazu, daß, weil es sich um

minimale Beträge handelt, vom praktischenStandpunkte
aus es vorzuziehen wäre, wenn der AbsatzL des § 10

ganz wegfiele und die Beiträge der Kassenmitglieder
lediglichnach den im Vorjahre tatsächlichgezahlten Be-

soldungenberechnet würden. Da ich aber meinerseits
anerkennen muß, daß die Zahlung der Ruhegehälter
ohneRücksichtdarauf, ob Stellen zeitweilig besetztsind
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oder nicht, ruhig ihren Fortgang nimmt, meine ich,
man tut wohl, es bei der Bestimmung der Satzungen
zu belassen.

Dem Vorschlag des Herrn Landeshauptmanns, dem

§ 11 eine andere Fassung zu geben und für die über

45 Jahre alten Beamten 500,o erhöhteBeiträge zu

erheben, halte ich durch meine Ausführungen zum § 7

für erledigt.

Zu § 15 sind Zweifel über die Notwendigkeit eines

Betriebsfonds und eines Reservefondsgeäußertworden.

Was zunächstden Betriebsfonds anlangt, so haben
die gleichen Kassen in der Rheinprovinz Westfalen,
Cassel, Wiesbaden und Ostpreußen,sowie die Kasse der

Landgemeinden und Amtsverbände der Provinz West-
falen alle keinen besondern Betriebsfonds Auch für
unsere Kasse erscheint er mir mit Rücksichtauf die im

§ 20 der Satzung der Provinz eingeräumteBefugnis,
die Ruhegehälter durch die Mitglieder vorschußweise
zahlen zu lassen, völlig entbehrlich.

Die Satzung der Kasse der Rheinprovinz erwähnt
den Betriebsfonds überhauptnicht, ebenso die Satzung
der Kasse der Landgemeinden und Amtsverbände der

Provinz Westfalen. Die Provinz Westfalen hat für
das erste Jahr eine Ausschrift von 20 OXOder beitrags-
pflichtigen Gehälter zur Deckung des Kassenbedarfs in

ihrer Satzung vorgesehen. Cafsel und Wiesbaden leihen
die erforderlichwerdenden Mittel und schlagendie Zinsen
dem Kassenbedarf zu. Die Kasse der Provinz Ost-
preufzen aber benutzt den Reservefonds gleichzeitigals

Betriebsfonds
Der Herr Landeshauptmann führtan, daßProvinzial-

ausschußund Landtag sicher das Vorhandensein eines

Betriebsfonds fordern würden, weil der Provinzial-
verband für die Erfüllung der Verbindlichkeiten der

Kasse haften solle, obgleich er dazu nicht gesetzlichver-

pflichtet sei.

DieserBegründungkann ich namentlich mit Rücksicht
auf den § 20 der Satzung, nur soweit sie sich gleich-
zeitig auf den Reservefonds erstreckt, zustimmen.

Ein Betriebsfonds wird bei Anwendung des § 20

kaum erforderlich werden und, wenn es der Fall sein
sollte, kann es sich nur um ganz geringfügigeSummen

handeln. Die Provinzialverwaltung mag dann, wie in

Ostpreußenund wie es bei allen ihren eigenen Neben-

kassen der Fall ist, den Reservefonds gleichzeitigals

Betriebsfonds benutzen. Es gehen demselben dann

zwar vielleicht einige Zinsen verloren und er wird

vielleicht ein oder zwei Jahre späterdie vorgeschriebene
Höhe erreichen, aber der Provinz kann aus dem Fehlen
des Betriebsfonds keinerlei Nachteil oder gar Gefahr
erwachsen.

Dagegen erscheint mir mit Rücksichtauf die von«
der Provinz ohne rechtlicheVerpflichtungübernommene
Haftung für die Verbindlichkeitender Ruhegehaltskasse
die Sicherstellung der Provinz durch Schaffung eines

Reservefonds unumgänglich,»unddie geforderteHöhe
von 100Xo befindet sich in Ubereinstimmungmit den

Bestimmungender Satzungen derjenigengleichenKassen,
welche mit einem Reservefonds arbeiten.
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Zu § 16 liegen mehrere Abänderungsanträgevor:

Was zunächstdie Bemängelung anlangt, daß es-

an der Angabe einer Stelle fehle, welche in Streitfällen
über § 16 Absatz 2, sowie des § 17 Absatz 3 der

Satzungen zu entscheidenhat, so erscheintder Vorschlag
des Herrn Landeshauptmanns durchaus zweckmäßig,
der dahin geht, die §§ 19 Absatz 2 und 11 Absatz 2

zu streichen und dem § 2 als zweiten Absatz eine all-

gemeine Bestimmung zuzufügen, nach welcher gegen

alle seine Entscheidungen innerhalb 14 Tagen bei dem

ProvinzialausschußBeschwerde eingelegt und gegen

dessen Entscheidungen innerhalb 3 Monaten der Rechts-
weg beschritten werden kann.

Die gewünschteÜbernahmeder bereits laufenden
Ruhegehälterauf die neue Kasse wird nach dem Vor-

schlage des Herrn Landeshauptmanns zweckmäßiger
Weise der Entscheidung derjenigen überlassen werden,
welche der Kasse beizutreten gedenken. Sie werden

vielleichtgeneigt fein, sich je nachdem, ob sie bedeutende

Ruhegehälter,oder geringe, oder gar keine zahlen, in

zwei Lager zu teilen. Jch meinerseits halte es für

unrichtig, die augenblicklicheLage zum Fundamente der

Stellungnahme zu machen, weil diese Lage sich sehr
schnell ändern und in das Gegenteil verwandeln kann,
sei es durch Ableben der Ruhegehaltsempfänger,sei es

durch Übertritt in den Ruhestand seitens der heute noch
im Amte befindlichenBeamten. Jch befürwortedeshalb
die sofortigeÜbernahmealler Ruhegehälterauf die neue

Kasse bei Erhebung der von dem Herrn Landeshaupt-
mann vorgeschlagenen Sonderbeiträge hierfür, welche
sich mit denjenigen Beiträgen decken, die von der

Provinz Westfalen für die gleicheLeistungerhoben werden.

Sie bieten den Zahlungspflichtigen einen erheblichen
Vorteil und bilden andererseits eine so beträchtliche
Präzipualleistunggegenüberden wenigen zur Zeit ruhe-
gehaltsfreien Verwaltungen, daß diese auch abgesehen
von den von mir schon vorher betonten Gründen

m. E. keine Veranlassung haben, gegen die sofortige-
ÜbernahmesämtlicherRuhegehälter auf die Kasse
Stellung zu nehmen.

Den Mitgliedern die Wahl zu überlassen,ob sie
mit den bereits zahlbaren Ruhegehältern der Kasse
beitreten wollen oder nicht, erachte ich mit dem Herrn
Landeshauptmann nicht für angängig,ebensowenigdaß
später beitretende Mitglieder der Kasse mit laufenden
Ruhegehältern beitreten dürfen. Letzteres würde, wie-

auch der Herr Landeshauptmann, in feinen Bemerkungen
zu § 24 ausführt, dazu führenkönnen,daß Beitritts-

erklärungen bis zu dem Zeitpunkte hinausgeschoben
werden, wo die von der Kasse zu zahlenden Ruhe-
gehälterdie von dem Mitgliede zu zahlenden Beiträge
übersteigen.

Ich schlage deshalb die von dem Herrn Landes-

hauptmann für den Fall der sofortigen Übernahme
aller RuhegehältervorgeschlageneÄnderungdes § 11

der Satzung ebenfalls vor.

Der § 11 würde dann folgendenAbsatz 2 erhalten:
»DiejenigenKassenmitglieder,welche bei der Er-

össUUUgder Kasse bereits Ruhegehälter zahlen,
haben außer dem vorerwähntenBeitrage für-



diese von der Kasse zu übernehmendenRuhe-
gehälter während der ersten 5 Jahre nach der

Eröffnungder Kassenoch jährlich10 M» während
der folgenden5Jahre nochjährlich50X0,mindestens
aber den nach dem ersten Absatz zu zahlenden
Prozentsatz Von den Ruhegehaltsbeträgenzu

entrichten.
Mit dem Todesfalle eines Ruhegehalts-
empfängers innerhalb dieser Zeit fällt diese
Beitragspflicht fort.

Später der Kasse beitretende Mitglieder haben
keinen Anspruch auf Übernahmelaufender Ruhe-
gehälter auf.die Kasse«

-und bemerke,daß die angegebeneHöhederselbenmeinen

Feststellungenfür das Jahr 1906 entspricht.

Darüber-,ob es zweckmäßigist, für den Fall, daß
sein noch dienstfähigerBeamter nach Ablauf seiner
Wahlperiodenichtwiedergewähltwird, das ganze oder

das halbe Ruhegehalt auf die Kasse zu übernehmen
oder in solchen Fällen überhaupt kein Ruhegehalt zu

gewähren,haben wir 1906 so erschöpfendverhandelt
Und haben den Mittelweg, die Übernahmedes halben,
Ruhegehalts, wie die Satzung es vorsieht, gewählt,
daß ich davon Abstand nehme, auf diesenPunkt nochmals
näher einzugehen.

Die Anregung, daß da, wo die Anstellungsbehörden
statutarisch festgesetzthaben, daß ihren der Kasse an-

geschlossenenBeamten nach Vollendung des 65.Lebens-

jahres der Übertritt in den Ruhestand auch ohne ein-

getretene Dienstunfähigkeitfreistehen soll, die Kasse
auch die Regelung dieser Ruhegehaltsansprücheüber-

nimmt, halte auch ich für so durchaus gerechtfertigt,
daß ich glaube, von einer eingehenden Begründung
Abstand nehmen zukönnen und michdaraufbeschränke,
die Annahme des von dem Herrn Landeshauptmann
empfohlenen hierauf bezüglichenweiteren Zusatzes zu

§ 16 zu empfehlen.
Die Besorgnis, daß kleine Gemeinden nicht im

Stande seinwürden, vierteljährlichdie Vorausbezahlung
der Ruhegehälterfür Rechnung der Ruhegehaltskasse
zu bewirken, geht denn doch zu weit. So groß ist dle

Armut nicht. Bei einigermaßengutem Willen ist dazu
jede Gemeinde in der Lage und die Kreise können

garnicht in Frage kommen.

Eine Abänderungdes § 20 in diesem Sinne halte
ich deshalb in Übereinstimmungmit dein Herrn Landes-

hauptmann nicht für erforderlich.

Die für § 21 vorgeschlagenen Änderungensind
ldUTchdie gesetzlichenVorschriftenbedingt und erforderlich.

Die zu § 23 beantragte Abstufung der Beiträge

zum Reservefonds steht zum Teil im Zusammenhange
Tmit der Frage, ob die Zahlung der laufenden Ruhe-

gehälter auf die neue Kasse übernommen werdensoll
oder nicht. Wird sie übernommen, dann wird bei

allen Mitgliedern der Wunsch, mehr zu zahlen,als

jetzt die Satzung fordert, nicht vorhanden sein.

Wird sie nicht übernommen, dann werdenzwar

die wenigen Mitglieder, welche zur Zeit keineoder·
tgekingeRuhegehälterzahlen, zur schnellerenAbwalzung

der Reservefondslastbereit sein, die andern aber werden
an den von ihnen neben den Beiträgen weiter zu

zahlenden Ruhegehälternohne erhöhteBeitragsleistung
zum Reservefonds vollan genug haben.

Jch empfehle deshalb, sich diesem Wunsche gegen-
über ablehnend zu verhalten.

Die von der Stadt Danzig und andern gewünschte
Änderungdes § 24 dadurch, daß in der zweiten Reihe
seines zweiten Absatzes vor den Worten:

, ,,zu leisten«
die Worte

»zum Reservefonds«
eingeschaltetwerden, entspricht den Erläuterungendie

zu diesem Paragraphen und die zur Klarstellung
Was nun die zur Eröffnungder Kasse erforderliche

Höhe von beitragspflichtigenBeamteiigehälternanlangt,
so bemerke ich, daß die Wiesbadener Satzung die Be-

stimmung enthält,daß die Kasse zu eröffnen ist, sobald
mindestens "250000 M Diensteinkommen zur Mitglied-
schaft angemeldet sind, während die Ostpreußische
Satzung 700000 M fordert. Bei dein Verhältnisse,
in welchemWestpreußenzu Ostpreußennach Größe
und Einwohnerzahl steht, halte ich für Westpreußen
die Summe von 500000 M für angemessen, würde
aber auch gegen die Gleichstellung mit Ostpreußenund

700000 M nichts einzuwenden haben, da ichüberzeugt
bin- daß diese Summe unter allen Umständensofort
erreicht wird. Aber ich halte es für geboten, eine

Mindestsumine festzusetzen,um einen bestimmtenAnhalt
für den Zeitpunkt zu schaffen,zu welchem die Kasse zu
eröffnenist und so schnell als möglichfestzustellen, ob

genügendeMitglieder sich finden oder nicht.
Endlich bin ich zum Schlusse gelangt und beantrage

nunmehr auf Grund meiner Ausführungen,der Städtetag
wolle zum Beschlußerheben:
Für die Satzungen einer Ruhegehaltskasse für die

westpreußischenKommunalbeamten gestattet sich der

WeftpreußischeStädtetagfolgendeÄnderungenin Vor-

schlag zu bringen:
1. § 2 erhält folgenden Zusatz:
»Gegen die Entscheidungen des Landeshaupt-
manns steht den Kassenmitgliedern binnen

14 Tagen die Anrufung des Provinzial-
ausschusses und gegen dessen Entscheidungen
binnen 3 Monaten der Rechtsweg offen.«

2. Bei § 11 kommt der Absatz2 in Fortfall und

er erhält folgende Zusätze:
,,Diejenigen Kassenmitglieder, welche bei Er-

öffnung der Kasse bereits Ruhegehälterzahlen,
haben außer dem vorerwähntenBeitrage für
diese von der Kasse zu übernehmendenRuhe-
gehälterwährend der ersten 5Jahre nach der

Eröffnung der Kasse noch jährlich 10 Vo,
währendder folgenden 5 Jahre noch jährlich
50X», mindestens aber den nach dem ersten
Absatz zu zahlendenProzentsatzvon den Ruhe-
gehaltsbeträgenzu entrichten.

Mit dem Todesfall eines Ruhegehalts-
empfängers innerhalb dieser Zeit fällt diese
Beitragspflicht fort.
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Später der Kasse beitretendeMitglieder
haben keinen Anspruchauf Ubernahme laufender

Ruhegehälterauf die Kasse.«
Z. Der § 15 kommt in Fortfall.
4. Bei § 19 kommt der Absatz 2 in Fortfall
5. Bei § 21 ist in Zeile 5 vor ,,Anftellung«das

Wort ,,endgültige«einzufügen und die Worte

,,im Staats- und Kommunaldienste«sind durch
die Worte ,,im Reichs- oder- Staatsdienst, im

Provinzial- oder Kommunaldienst oder im Dienste
einer Verficherungsanstalt für die Invaliden-

versicherung, eines ständischcnoder solchenJusti-
tuts, welches ganz oder zum Teil aus Mitteln

des Reichs, eines Bundesftaats oder eines

deutschenKommunalverbandes unterhalten wird.«

6. Bei § 24 sind im 2. Absatz statt der Worte:

»welchees zu leisten gehabt haben würde«
die Worte zu setzen:
»welchees zum Reservefonds zu leisten gehabt
haben würde.«

7. Der § 28 erhält folgende Fassung:
Die Kasse wird eröffnet, sobald die Gesamt-
summe der ruhegehaltsfähigenGehälter, die

von den an der Kasse als Mitglieder sich be-

teiligenden Verbänden gezahlt werden, min-

destens 700000 M beträgt. Der Tag der Er-

öffnungwird vom Landeshauptmann bestimmt.
(Beifall.)

Vorsitzenden-:Jch eröffnedie Generaldebatte. Wünscht
jemand dazu das Wort? Wenn das nicht der Fall
ist, kommen wir zur Spezialdebatte, und ich werde jetzt
die einzelnen Anträge des Herrn Referenten vortragen.
Der Herr Referent beantragt, dem § 2 den Zusatz zu

geben:
»Gegen die Entscheidungen des Landeshaupt-
manns stehtden Kassenmitgliedernbinnen 14 Tagen
die Anrufung des Provinzialausschufses und gegen

dessen Entscheidungen binnen 3 Monaten der

Rechtsweg offen.«
Wird das Wort dazu verlangt? — Das ist nicht

der Fall; ich höre auch keinen Widerspruch Jch darf
also wohl annehmen, daß die Versammlung mit diesem
Vorschlage des Herrn Referenten einverstanden ist.
Das ist der Fall.

Zu § 11 hat der Herr Referent vorgeschlagen,den

Absatz 2 fortzulassen und dem Paragraphen folgende
Zusätzezu geben:

«

,,Diejenigen Kassenmitglieder,welche bei Eröff-
nung der Kasse bereits Ruhegehälter zahlen,
haben außer dem vorerwähntenBeitrage für diese
von der Kasse zu übernehmendenRuhegehälter
während der ersten 5 Jahre nach der Eröffnung
der Kasse noch jährlich 10 Oto, während der

folgenden 5Jahre noch jährlich570 mindestens
aber den nach dem ersten Absatz zu zahlenden
Prozentsatz von den Ruhegehaltsbeträgenzu ent-

richten. ,

Mit dem Todesfall eines Ruhegehaltsempfängers
innerhalb dieser Zeit fällt diese Beitrags-
pflicht fort.

Später der Kasse beitretendeMitglieder haben-
keinen Anspruch auf Ubernahme laufender Ruhe-
gehälterauf die Kasse-«

Wird das Wort dazu verlangt? —- Das ist nicht
der Fall; ich höre auch keinen Widerspruch. Jch darf
danach annehmen, daß die Versammlung dem Vor-

schlage des Herrn Referenten zustimmt. Das ist
der Fall-

Der dritte Antrag des Herrn Referenten geht dahin,
den § 15 zu streichen. Darf ich bitten, ihn zu ver-

lesen. (Geschieht.) Es handelt sich also um die Be-

seitigung des Betriebsfonds Wird das Wort dazu
verlangt? — Es ist nicht der Fall. Es ist auch kein

Widersprucherhoben worden. Jch konstatiere, daß die-

Verfammlung dem Vorschlage des Herrn Referenten
zustimmt.

Der Referent beantragt viertens, bei § 19 den

Absatz 2 in Fortfall zu bringen. Jch bitte den Herrn
Referenten, diesen Absatz nochmals zu verlesen. (Ge-
schiebt-) Die Herren werden mit mir einverstanden
sein, daß das eine einfache redaktionelle Folge des

Beschlusseszu § 2 ist.
Der fünfteAntrag des Herrn Referenten geht dahin,

bei § 21 in Zeile5 vor ,,Anftellung«das Wort ,,end-.
gültige« einzufügen und die Worte ,,im Staats- und

Kommuna·ldienste«zu ersetzen durch die Worte: ,,im
Reichs- oder Staatsdienst, im Provinzial- oder Kom-

munaldienst oder im Dienste einer Versicherungsanstalt
für die Invalidenversicherung, eines ständischenoder

solchen Instituts, welches ganz oder zum Teil aus

Mitteln des Reichs, eines Bundesstaats oder eines

deutschenKommunalverbandes unterhalten wird.«
Wird das Wort dazu verlangt?

BürgermeisterEichhart-Dirschau: Ich möchte nur

fragen, ob das Wort endgültig nicht zu Zweifeln
Veranlassung geben kann. Wir haben im Staats- und

Reichsdienft angestellte Beamte, die mit einer gewissen
Kündigungsfristangestellt sind. Dasselbe haben wir

ja auch im Kommunaldienst. Sind diese als endgültig
angestellt zu erachten? Das muß man wissen, damit
man gedecktist.

gerichterflattey BürgermeisterMüller-: Jedenfalls
ist das ein Zusatz, der die Kasse erheblichsichert.
BürgermeisterEichhatt Jst der Mann, der auf

Lebenszeitangestelltist, aber vorbehaltlichdreimonatlicher
Kündigung e n d g ü lti g angestellt?

gerichtctstatteizBürgermeisterMüller: Ich nehme
das an. Wenn jemand an sich bis an das Ende feines-
Lebens angestellt ist, dann muß er doch endgültig
angestellt sein.

VorsitzendenHaben wir eingentlichVeranlassung,
hier eine Anderung vorzunehmen, die den Zweckhaben
soll, die Provinzialkasse gegen die Kassenmitgliederzu
sichern? Ich habe den Eindruck, daß wir das der

Provinzialverwaltung überlassensollten, und ich muß
den Bedenken des KollegenEichhart zustimmen,daß
es sichschwerübersehenläßt, ob diese Einfügung des

"Wortes .,,endgültige«nicht zu allerlei Streitigkeiten
führen kann bei denjenigenBeamten, die auf Kündigung



angestellt werden. Aber ich stelle anheim. Ich habe
nur den Eindruck, daß wir eigentlich keinen Anlaß
haben, eine solcheÄnderungvorzunehmen.

gerichterstattey BürgermeisterMüller: Ich legeauch
keinen Wert darauf. Ich stelle ganz anheim, das

Wort einzufügenoder wegzulassen.

BürgermeisterCichhart: Dann bitte ich den Ab-

änderungsantragzu § 21 im ganzen abzulehnen.

gerichtersiattey BürgermeisterMüller: Der übrige
Zusatz ist nötig, weil wir auf diese Ruhegel)altskasfe
doch, wie Ihnen allen bekannt ist, dieselbenGrundsätze
anwenden wollen, die der Staat bei der Pensionierung
seiner Beamten anwendet. Wenn das Gesetz vom

27. Mai 1907 statt der Worte »Im Staats- und

Kommunaldienst"die Worte »Im Reichs- oder Staats-
dicnst Usw.« hat, dann sind wir gezwungen, diese

Fassung wörtlich zu übernehmen. Zur Zeit, als der

Satzungsentwurfausgearbeitet wurde, war das Gesetz
vom 27. Mai 1907 noch garnicht publiziert, als der

Landeshauptmannden Entwurf aufstellte, konnte er

Also dieses Gesetz noch garnicht berücksichtigen.Ietzt
sind wir dazu gezwungen. Ich möchtealso bitten die

Veränderungbestehen zu lassen-

Yorsihenden Ich glaube, wir haben garnichtnötig,
uns sehr den Kopf darüber zu zerbrechen. Ich würde

empfehlen, daß wir den Vorschlag des Herrn Referenten
abgesehenvon der Einfügung des Wortes ,,endgültige«
annehmen und es dem Herrn Landeshauptmann über-

lassen, ob er diesen Gründen folgen will. Es scheint
kein Widerspruch dagegen zu sein. Dann ist der Antrag
5 angenommen mit Ausschlußdes Wortes ,,endgültige«.

Wir kommen zum Antrag 6, bei § 24 im Absatz 2

statt »welchees zu leisten gehabt haben würde« zu

sagen: »welchees zum Reservefonds zu leisten gehabt
haben würde.«

Wird dazu das Wort gewünscht?
— Das ist nicht

der Fall. Widerspruch ist auch nicht erhoben. Ich

nehme an, daß die Versammlung diesem Antrage zu-x
stimmt. Ich konstatiere das.

Wir kommen zu dem Antrag Nummer 7: »der

§ 28 erhält folgende Fassung:
Die Kasse wird eröffnet, sobald die Gesamtsumme

der ruhegehaltsfähigenGehälter, die von den an der

Kasse als Mitglieder sich beteiligendenVerbänden ge-

zahlt werden, mindestens 700000 Mark beträgt. Der

Tag der Eröffnung wird vom Landeshauptmann
bestimmt.«

Jch möchtemir nur die Frage erlauben, ob es«so

ganz zweifellos ist, daß durch diese Bestimmung nicht
Unter Umständeneine Verzögerungherbeigeführtwerden
kann, die doch denjenigen unangenehm sein würde, die

Von vornherein entschlossensind, sichdiesemUnternehmen
anzuschließen Nach-dieser Fassung würde auchder
Provinzialausschußnicht in der Lage fein, die Kasse

früherzu eröffnen, auch wenn er selbstden Wunsch hat,
als bis die 700000 Mark da sind. Ich stehe auf dem

Standpunkte, man sollte die Sache dem Landeshaupt-
mann und dem Provinzialausschußüberlassen,denn
eine Vorschrift können wir ihm ja überhaupt nicht
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machen. Wenn der Provinzialausschußdiesen Para-
graphen des Herrn Referenten nicht annehmen will,.
können wir ihn nicht zwingen. Ich glaube für meine

Person, daß es genügenwürde, die Anregung des Re-.

ferenten mitzuteilen, ohne daß wir einen bestimmten
Beschlußfassen-

Heriehterflattey BürgermeisterMüller: Wenn diese-
Zweifel entstehen, so schlage ich eine kurze redaktionelle-

Änderungvor, nämlich, statt der Worte »die Kasse
wird eröffnet«zu sagen »dieKassemuß eröffnetwerden

usw-« Dann hat der Provinzialausschußdie Sache
vollkommen in der Hand ; er kann dann auch bei einem

geringeren Betrage schon eröffnen,er muß es aber tun,
sobald die 700000 Mark vorhanden sind. Es handelt
sich ja für uns überhaupt nur um Vorschläge,nicht
um zwingende Bestimmungen.

Sorsihenden Ich bin bereit, mich damit einverstanden
zu erklären, schon damit die Sache zu Ende kommt.

Hat der Herr Referent Bedenken dagegen, das Wort

,,mindestens«zu streichen? (BürgermeisterMüller:
Nein.) Es scheint mir doch entbehrlich zu sein. Dann
würde der Antrag dahingehen:
»Die Kassemuß eröffnetwerden, sobald die Gesamt-

summe der ruhegehaltsfähigcnGehälter, die von den
an der Kasseals Mitglieder sichbeteiligendenVerbänden
gezahlt werden, den Betrag von 700000 Mark erreicht.«
Wenn die Herren damit einverstanden sind, dann

wollen wir das beschließen.(Zustimmung.)
Nun wäre es ja möglich,daß hier noch Anträge

gestellt werden zu anderen Paragraphen. — Das

scheintaber nicht der Fall zu sein. Dann darf ich
wohl annehmen, daßwir diesenGegenstand erledigthaben.

Meine Herren! Ich kann nicht übersehen,wie wir
mit der Zeit bis 1 Uhr auskommen sollen, und ich
halte es für durchaus notwendig, daß wir zunächstdie

unbedingt zu erledigendengeschäftlichenAngelegenheiten
vornehmen: 1. die Beschlußfassungüber den Beitritt

zum deutschenStädtetage,2. die Frage der Teilnahme
des westpreußifchenStädtetagesam preußischenStädte-

tage in Königsberg,3. den Antrag der Stadt Graudenz
auf Änderungder Satzung dahin, daß unsere Tagungen
nur alle zwei Iahre stattfinden sollen und im Zu-
sammenhangedamit die Beschlußfassungüber Ort und

Zeit des nächstenStädtetages, 4. die Entlastung der

Rechnung und die Wahl des Vorstandes. Erst wenn

dieseGeschäfteerledigt sind, würden wir bei Nr. 5 der

Tagesordnung fortfahren. Sind die Herren damit ein-

verstanden? (Iawohl!) Dann kommen wir also zur

Yeseljkutzfassungüber den Beitritt zum deutschen
Htådtetagr.

Ich bitte Herrn Stadtrat Mitzlaff um ein kurzes
einleitendes Referat.

Yerirhterflattey Stadtratylihlass-Danzig: Ich kann

mich bei meinen einleitenden Worten ganz kurz fassen,
weil den einzelnenMitgliedern ein Rundschreiben vom

4. Mai 1908 zugegangen ist, in dem schon dasjenige
was heute beschlossenwerden soll, vorbereitet ist. Ich
will nur bemerken,daßdem deutschenStädtetagezunächst
alle Städte, welchemindestens 25000 Einwohner haben,
beitreten können. Aus Westpreußensind die Städte

10



2Danzig, Elbing, Graudenz, Thorn auch beigetreten.
Es können aber auch solche provinziellen Gemeinde-

-verbände,welche nach Abzug der selbständigenStädte

mehr als 25000 Einwohner umfassen, als solche bei-

treten. Wenn der westpreußischeStädtetag für sdie

Städte mit weniger als 25 000 Einwohnern selbst
beitritt, so würde er nach den darüber geltenden Be-

stimmungenmit drei stimmberechtigtenVertretern Mitglied
werden können. Derdeutsche Städtetag tagt am ti.

und 7. Iuli in München. Worüber verhandeltwerden

soll, ist Ihnen im Rundschreiben ja mitgeteilt worden.

Es ist darin auch kurz zum Ausdruck gebracht, daß
es nach Ansicht des Vorsitzendenzweckmäßigseinwürde,
wenn die westpreußischenStädte beitreten. Es sind
zugleich Zahlen über die finanziellen Konsequenzen
angegeben. Die Unkosten der Vertreter sollen aus der

Städtetagkassegedeckt werden, und die Aufbringung
der laufenden Beiträge wird auch nicht unerschwinglich
sein. Die Rundsrage hat ergeben, daß von den Städten

sich 27 für und 17 gegen den Beitritt ausgesprochen
haben ; eine Stadt hat unbestimmt geantwortet, und

eine Stadt hat gebeten«die Sache hier im Städtetage

zur Beschlußfassungzu bringen. Das Verhältnis von

27 zu 17 gibt ja nicht ohne weiteres das heutige
Stimmenverhältnis an. Es ist darauf zunächsteine

vorläusige Anmeldung beim Vorstande des deutschen
·Städtetages erfolgt. Sie ist bedingt erfolgt, nämlich
so, daß die Anmeldung als endgültigangesehen werden

soll, falls heute der Beitritt beschlossenwird. Es wird

sich jetzt darum handeln, grundsätzlichzu der Frage
Stellung zu nehmen, ob der westpreußischeStädtetag
beitreten will, und dann eventl. die Vertreter zu be-

stimmen. Es wäre dabei auch Beschlußzu fassen über
die Reisekosten, die wohl zweckmäßigauf einen Pauschal-
satz von 200 Mark bemessenwerden können. Ich darf
mich wohl aus diese kurzen Worte beschränken,weil ja
die Stadt Danzig, als deren Vertreter ich hier bin,
nicht so sehr an der Sache interessiert ist,"da sie den

deutschenStädtetag ohnehin auf eigene Kosten befchickt.
«

VorsitzendenDer deutscheStädtetag ist nicht in der

Lage, sein Statut dahin abzuändern, daß«Stadt-

tgemeinden von jeder Größe aufgenommen werden

können, weil er dann zu groß werden würde.

halb ist daran festgehalten, daß Städte von 25 000

Einwohnern aufwärts Mitglieder werden können. Wir

haben uns aber im Vorstande gesagt, daß es wünschens-
wert sei, daß auch die kleineren Gemeinden, die doch
auch ihre Sorgen nnd Interessen haben, nicht bei Seite

stehen, und deshalb die Möglichkeitgetroffen, daß auch
iStädteverbände Mitglieder werden können. Es richtet
sich dann die Höhe der- Beiträge und die Stimm-

berechtignng Tnachder Zahl der Mitglieder im Ver-

bande, abzüglich derjenigen, die schon ohne weiteres

Mitglieder des deutschen Städtetages sind, also in

unserer Provinz-Danzig, Elbing, ·Thorn und Graudenz.
»Ich bemerke- aber ausdrücklich,daß an den Kosten, die

dem Hwestpreußischen--Städ,tetageerwachsen, sich
«

diese
vier Städte natürlich auch zu ,-beteiligenhätten.

Des-

.v,e,thältnxissenormiert nach Abzug der aufs-diese4 Städte

entfallenden Einwohner-—-’Von idieserMöglichkeit,Mit- :

Jm j

zübrigenwerden, wie gesagt; sdie Beiträgeund Stimmen- T
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Verbände auch beschlossenhaben.

- organisation nicht

glieder des deutschen Städtetages zu werden, der vor-

aussichtlich alle zweiIahre zusammentreten wird, haben
eine Anzahlvon Provinzialverbändenbereits Gebrauch
gemacht. Ich· habe schon im vorigen Jahre darauf
hingewiesen und glaube, daß es angezeigtsein würde,
daß auch der westpreußischeStädtetag als solcher auf
dem deutschen Städtetag vertreten ist, wie das andere

Die etwas erhöhten
Kosten, die für unseren Verband daraus erwachsen,
werden ja am Ende zu ertragen)sein. Etwas schwie-
riger wird die Bestimmung der Vertreter sein. Wir

von den größerenStädten scheiden ja aus, und ich
kann mir denken, daß bei·einzelnen von Ihnen die

Sorge vorliegt: Wir kommen ja doch nicht heran;
wenigstens ist der Antrag gestellt worden, die Vertreter

nicht zu wählen, sondern auszulosen. "«(Zuruf:Ach um

Himmels Willen!) Ich führe das an, gebe mich aber

der Hoffnung hin, daß wir uns wie in so vielen

Fällen auch darüber vertragen werden, wer denn ge-

würdigt werden soll, den westpreußischenStädtetag in

München zu vertreten.

Ich glaube, es ist die Stadt Graudenz, die geltend
gemacht hat, daß die schriftlicheAbstimmung, die ich
veranlaßt habe, nicht. statutengemäßsei. Das ist ja
ganz richtig, und deshalb fassen wir hier Beschluß.
Falls hier beschlossenwürde, nicht Mitglied zu werden,
so würde ich in München den Antrag zurückziehen.
Der Beschlußwegen der Aufnahme kann auch erst am

Sonntage erfolgen. Es liegt aber gegen ein Erscheinen
der Vertreter kein Bedenken vor, da unsere Anmeldung
durchaus den statutenmäßigenAnforderungen entspricht
und- die Aufnahme an sich lediglichForuialität ist. Es

liegen keine Bedenken vor, die eine Ablehnung der

Anmeldung befürchtenließen-
BürgermeisterZiytafs-Marie11werder:Meine Herrenz

Wir haben im Magistrat über die Frage recht lange
verhandelt. Das Bedenken, das vom Standpunkte der

kleineren Städte aus gegen den Beitritt sprechenkönnte,
ist ja nicht so sehr die Kostenfrage, sondern es dürfte
wesentlich in der Befürchtung liegen, daß die kleineren

Städte in der Organisation dieser großen,mächtigen
Gemeinwesen schließlichwenig oder fast garnicht zu
Worte kommen. Wir haben aber geglaubt, diesemBe-

denken doch nicht Rechnung tragen zu sollen, denn es

ist eine Art nationaler Angelegenheit, daß, wenn ein

solcher Städtebund besteht, wir hier im Osten nicht
zurückstehen.Es wäre doch nicht schön,wenn alle

deutschen Städte und StädtetageMitglieder würden,
und wir in Westpreußenoder Ostpreußensagten: Das

geht uns nichts an.- Früher hat Ost- Und Westpkeußeu
zum deutschen Bunde nicht gehört. Dieser Zustand ist
überwunden, und ich meine, wir müssendaraus die

Folgen ziehen Und dürer schonaus nationalen Rück-

sichten Uns Von einer»derartigen deutschen Gesamt-
ausschließen Vom sStandpunkte

unserer Jnteressenvertretungspricht auch ein Grund

»»dafür.Wenn wir einen deutschenStädtetaghaben,
so dürfte ertzweifellos im Namen der- deutschenStädte
:zu -gegebenerZeit seine Stimme erheben-. Sind wir
dann nicht Vettketen,"so können wir ein Bedenken gegen
den Standpunktdes deutschenStädtetages auch garnicht



geltend miachenzsind wir— aber vertreten, wenn auch
nur schwach,so bin· ich überzeugt,daß unsers Wort im

gegebenen Falle doch vons—gewisser Bedeutung sein
kann. Daß wir nicht den Ausschlag geben können,ist

sicher; aber bei Kundgebungen derartiger freiwilliger
Organisationen kommt es wesentlichauf Einmütigkeit
und Einstimmigkeitan, und es wird da geschickten-Ver-
tretern unserer Städte häufig gelingen, durch vorherige
Vereinbarung doch die Beschlußfassungso zu beein-

flussen,daß auch unser Standpunkt in dieser oder jener
Richtungzur Geltung kommt. Deshalb haben wir uns

im Magistrat den Anschluß entschieden, und die

Stadtverordnetenversammlungist diesemBeschlusseohne
weiteres beigetreten Ich bitte Sie, auch hier sozu
beschließen,damit wir uns nicht von dieser gesamt-
deutschenOrganisation zurückhalten
BürgermeisterMüller-DrKrone: Ich gehe nicht

soweit, daß wir für den Fall unseres Beitrittes eine

Lotterie veranstalten sollen,. um auszuspielen, wer von

den Vertretern der kleinenStädte hinreisen soll, aber

ich meine, daß der Wunsch nicht unberechtigt ist, daß
möglichstviele Vertreter in die Lage kommen, die In-

teressen der kleinen Städtewahrzunehmemund deshalb
würde ich empfehlen, immer nur für denjenigen Städte-
tag zu wählen,der in Frage kommt, aber nicht für die

Dauer aller Städtetage,damit ein Wechselvorgenommen
werden kann.

VorsitzendenDas Wort wird nicht weiter verlangt.
Ich habe in meinem Rundschreiben vorgeschlagen:

1. Der westpreußischeStädtetag tritt dem deutschen
Städtetage als Mitglied bei.

Die zu der Versammlung des deutschen Städte-

tages in München zu entsendenden Vertreter

werden auf der Tagung in Marienwerder bestimmt
und sind aus denjenigen Städten, welche nicht
selbst Mitglieder des deutschen Städtetages sind,
zu entnehmen.
Den Vertretern für die dies-jährigeTagung in

München werden Reisekostenaus der Kasse des

westpreußischenStädtetages bewilligt, über deren

Höhe in Marienwerder Beschlußgefaßt werden

soll. (Wir würden vorschlagen,daß drei Deligierte
bestimmt werden, und daßjedem aus der Kasse
des Städtetagesein Beitrag von 200 M bewilligt
wird. Dazu würde dann noch die Umlage von

387,20 M kommen, die wir auch aus unserer
Kasse zu entrichten hätten. Wir würden infolge-
dessen den bisher erhobenen Beitrag von bM
pro Vertreter auf rund 10 M erhöhenmüssen.)
Die laufenden Beiträge zum deutschenStädtetage,

sowie die Unkosten für die Beschiuung der Ver-

sammlungen desselben werden nach den Grund-
sätzen in § 7 Abs. 1 des Statuts deswest-
preußischenStädtetages auf dessen sämtlicheMit-

glieder verteilt.

Das sind meine Vorschläge.Ich werde also zunächst

zur Abstimmung bringen, obder westpreußischeStädte-
tag- dem deutschen Städtetag als Mitglied beitreten

will. Wenn die Herren damit einverstanden sind, lasse
ich negativ abstimmen. Ich. bitte diejenigen,die dagegen

2.
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sind, sichTzu erheben. — Ich bitte um die Gegenprobe.’
Ich konstatiere, daß die erhebliche Mehrheit für den

Beitritt ist.- — Er ist mit allen gegen 14 Stimmen

angenonunen.
·

Nun werden wir die Personen wählen müssen.
Zunächst aber bitte ich nochdarüber Beschlußzu fassen,
ob jeder der drei Vertreter nach meinem Vorschlage
aus der Kasse des Städtetages als Pauschalsumme
einen Kostenbeitrag von 200 Mark für die Reise nach
Münchenerhalten soll. Wenn der Städtetagin zwei
Jahren wo anders ist, in Berlin, wird es nicht so viel

ausmachen Ich bitte die Herren, die dafür sind, daß
je 200 Mark bewilligt«werden,sich zu erheben. — Das
ist die großeMehrheit. Ferner schlage ich vor, daß
diese 600 Mark und die 387,20 Mark Beitrag an den

deutschen Städtetag auf die Beiträge unserer Mit-

glieder verteilt werden. Ich bitte mich also zu er-

mächtigen,künftigrund 10 Mark pro Vertreter erheben
zu lassen. Vorläufig bin ich mit 10 Mark zufrieden.
Ich bitte diejenigen, die dagegen sind, daß finanziell
so verfahren wird, sich zu erheben. Das ist einstimmig
genehmigt. Dann bitte ich, sich über die drei Vertreter

schlüssigzu werden, die nach München fahren sollen:
BürgermeisterØrzytvarz-Dt.Eylauz Ich beantrage

Akklamationswahlund schlage vor: Müller-Dr

Krone, Eichhart-Dirschau, und den Bürgermeister
der Regierungshauptstadt Zitzlaff mit der Bedingung,
daß die Vertreter für jeden Städtetag wechseln.

Stadtrat Vyser-Graudenz:Ich schlageBürgermeister
Hartwich-Culmsee vor-

BürgermeisterVaalmann-Zempelburg:Ich würde
vorschlagendie Einwohnerzahlenzu berücksichtigenund

dafür zu sorgen, daß die kleinen Städte nicht zurück-
gesetztwerden.

Vorsitzenden Der Versuch, durch Akklamation zu-
Wählen,ist schon dadurch mißglückt,daß vier Herren
vorgeschlagen sind. Die einzige Möglichkeit,bei der

Akklamationswahlzu bleiben, wäre noch die, daß wir

außer den vier Herren noch zwei aussuchen und sie
dann auf Münchenund Königsbergverteilen.

BürgermeisterMüller-Dr Krone: Würde es nicht
gehen, es bei den vier zu belassen, dann die einzelnen
zu nennen und über sie abstimmen zu lassen?

VorsitzendenNein, das geht nicht. Akklamationswahl
ist UUV zulässig,wenn niemand wiederspricht·

BürgermeisterVaalmann-Zempelburg: Ich bitte

nochmals die Wahl so zu treffen, daß die kleinen Städte

auch vertreten sind, damit keine Mißstimmungentsteht.
Vorsitzenden Ich schlage Ihnen eine Kunstpause

von einer Viertelstunde vor, damit Sie sich unter ein-
ander verständigen.

Bürgermeisterthüllen (zur Geschäftsordnung):Ich
möchtebitten, dann doch auch gleich die Vertreter für
den Städtetag in Königsbergzu nennen. Herr Kollege
Saalmann spricht für die kleinen Städte. Ich
möchtevorschlagenfür Königsberg: Saalmann, —

VorsitzendenNein, erlauben Sie mal, Sie haben
nur zur Geschäftsordnungdas Wort. Ich bitte die

Herren, sich zu verständigen Wir Danziger beab-
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sichtigen, uns nicht daran zu beteiligen. Versuchen
Sie selbst, ob Sie unter sich sechs Personen heraus-
finden, drei sür München und drei für Königsberg,
die Sie uns nach der Pause nennen können.

Pause.

Vorsitzenden Meine Herren: Jch fürchte,nach dem

was ich gehört habe, daß das eine ziemlichschwierige
Geburt werden wird. Die Wahlen erfolgen durch
Stimmzettel, und es genügt dabei die relative Mehr-
heit; wenn jede Stadt für sichwählt, siegt also schließlich
diejenige, welche die meisten Stimmen hat. Akkla-

mationswahl ist nur zulässig, wenn niemand wider-

spricht. Das ist unsere Geschäftsordnung,und von

der kann ich nicht abweichen.
Es liegt noch der Antrag der Stadtgemeinde Neu-

mark vor: »Die Bestimmung der Städte, welche be-

rechtigt sind, einen Vertreter zum deutschenStädtetage
zu entsenden, erfolgt durch das Los. Von der Aus-

lofung scheiden in den künftigen Jahren diejenigen
Städte aus, die bereits ausgelost waren«

Jch mache daraus aufmerksam, daßdieseStädtetage
alle zwei Jahre stattfinden. Das Ende dieser Aus-

losung, bis alle herangekommensind, würden also wohl
wenige von uns erleben. (Heiterkeit.) Außerdem bin

ich zweifelhaft, ob es zulässigist, ohneAbänderungder

als Anhang zum Statut dienenden Geschäftsordnung

dieses Verfahren einzuschlagen. Wenn keine andere

Verständigungerfolgt, wird das Korrekte sein, daßwir

hier durch Stimmzettel wählen. Das kann eine etwas

lange Prozedur sein, und was herauskommen wird,

wissen wir nicht. Deshalb wiederhole ich nochmals
meinen Wunsch, ob wir uns nicht so über die sechs
Personen verständigenkönnen,die nachher aanönigs-
berg und München zu verteilen sind.

BürgermeisterVanek-Flatow: Jch glaube, wir

kommen schneller zum Ziel, wenn wir uns einzeln
darüber schlüssigwerden, wen wir nachMünchenschicken.
Dann werden wir uns nachher auch sehr bald über

die Vertreter für Königsberg einigen können.

BürgermeisterVitzlass-Marie11werder:Jch möchte
den Antrag stellen, wenn eine Einigung nicht zu Stande

kommt, die Wahl auf den nächstenStädtetag zu ver-

tagen· Es ist eigentlichnicht in der Art, daß wir hier
durch Stimmzettel wählen, sondern wir können ja wie

bei der Geistlichenwahl warten, bis die Einigkeit erzielt
ist. Wir können ja beitreten, ohne uns vertreten zu

lassen. Die Wählerei ist eigentlich nicht am Platze.

BürgermeisterVaalmaanempelburgt Wir können

ganz gut per Akklamation wählen, aber unter Berück-

sichtigung der kleinen Städte. So weit ich übersehen
kann, ist man sich darüber einig, daß die Städte nach
ihrer Einwohnerzahl berücksichtigtwerden sollen-

Stadtverordnetenvorfteher Vandt-Briesen: Jch kann

den Ausführungen des Kollegen Zitzlafs nicht bei-

stimmen. Wenn man einmal in die Sache eingetreten
ist, muß man sie auch durchführen.Jm Interesse der

Städte von 5-—7000 Einwohnern und angesichts des

guten Einvernehmens zwischen Brieer und Culmsee
schlage ich Herrn BürgermeisterHartwich vor, und

ferner, daß die Vertreter einzeln benannt werden. Jch
glaube,daßwir soganz gut per Akklamation wählenkönnen.

Vorsitzenden Es würden dann zunächst drei zu
benennen sein. Hartwich-Eulmsee ist schon genannt.
Können Sie nicht noch zwei nennen?

BürgermeisterVuhe-Tuchel: Jch schlage vor, für

München: Hartwich-Culmsee, Müller-Dt. Krone,
und Wiese-Neuteich; für Königsberg: Eichhart-
Dirschan, Kühl-Strasburg und Saalmann-Zempel-
bnrg. Dann sind alle drei Größenverhältnisseder

Städte vertreten.

Vorsitzenden Würden wir auf Grund der bekannten

deutschenVorliebe sür Einigkeit uns in kurzem Ver-

fahren über diese sechs Herren verständigen können-
und uns dann vornehmen,daß von ihnen für den

Rest des Jahrhunderts keiner wieder an die Reihe kommt?

(Heiterkeit nnd Zurufe: Jawohl!)
BürgermeisterHauch-Flamm: Jst es nicht zu

empfehlen, eventl. auch Stellvertreter zu wählen?

Vorsitzenden Die heute sür Münchenzu Wählenden
müssen ja anfangen ihren Koffer zu packen, denn in

acht Tagen sollen sie ja dort sein. Wenn einer ver-

hindert ist, dann reist er nicht nnd kriegt auch nicht
die 200 Mark· Also es sind vorgefchlagen per Akkla-

mation als
. Delegierte

für den deutschen Städtetag in München die Herren
Hartwich, Müller nnd Wiese, ferner als Delegierte
für den preußischenStädtetag in Königsbergdie Herren
Eichhart, Kühl und Saalmann. Die Wahl dieser
Herren ist zulässig, wenn kein Widerspruch erfolgt.
Sowie jemand widerspricht,würde ich bitten, die Stimm-

zettel zu verteilen. Jch höre bis jetzt keinen Widerspruch;
ich konstatiere, daß per Akklamation ohne Widerspruch
diese sechs Herren gewähltsind. (Beisall.)

Wir kommen jetzt zu dem

eEintrag der Hiadt Graudenz auf Hindernngder

Hatzung dahin, daßdie Cassius-U des Westpreuhischen
Htädtetages nur alle zwei Jahre stattfinden sollen.

Die Herren aus Graudenz haben mir mitgeteilt
daß sie den Antrag zurückziehen(Großer Beifall)

Stadtverordnetenvorsteher Obnch- Graudenz: Jch
möchtebemerken,daß die Stadtverordneten von Graudenz
an diesemAntrage überhauptunschuldigsind. (Lebhaster
Beifall.)

Vorsitzenden Wir können es den Herren aus

Graudenz überlassen,wie sie sich über diesesVerfahren
auseinandersetzen Dann können wir bei dieserGelegen-
heit gleich

Ort und Zeit des nächstenHtädtetages
bestimmen. Mir ist von dem Herrn Vertreter von

Stargard mitgeteilt, daß man dort den Wunsch hätte,
uns zum nächstenJahre einzuladen. Jch habe aber

meinerseits den Wunsch, daß jetzt wieder einmal eine

größere Stadt an die Reihe käme, damit das etwas

mehr durcheinander geht, und habe daher dem Herrn



Kollegen Elditt aus Elbing vorgeschlagen, uns zum

nächstenJahre nach Elbing einzuladen. Die Herren
in Pr. Stargard sind auch damit einverstanden; wir

können ja bei einer der nächstenGelegenheiten auf
·Pr. Stargard zurückkommen.Jch frage die Versammlung,
ob sie damit einverstanden ist, daß wir uns im nächsten

Jahre, wohl zweckmäßigwieder Ende Juni, in Elbing
zum 17. Städtetage zusammenfinden. Wenn nicht

weiter das Wort verlangt wird, nehme ich an, daß
Sie dazu entschlossenfind. (Zuruf: Wie denkt denn

Elbing darüber?)

OberbürgermeisterEldiit-Elbing: Meine sehrgeehrten
-Herren! Es ist eben die Frage aufgeworfenworden,
ob die Stadt Elbiiig Sie auch gern haben wird. Jch
glaube eine Versicherung dessen nicht nötig zu haben.
Es ist selbstverständlich,daß unsere Stadt es sich zur

Ehre schätzenwird, Sie begrüßenzu dürfen. Wir

werden uns freuen, wenn Sie heute den Beschlußfassen-
im nächstenJahre in Elbiiig zu tagen. (Beifall.)

Vorsitzenden Wir kommen jetzt zur

Entkaflung der Rechnung

Rechnungsprüfer,StadtratDr.stolzenberg-Graudenz:
Zugleich im Namen meines Herrn Mitberichterstatters
habe ichfolgendes zu bemerken: Wir haben die Rechnung

geprüft und nicht in Ordnung gefunden. Der Jahres-
sabschlußvom Vorjahre endet in den Einnahmen mit

einem Bestaiide von 1210,04 M. Es waren außerdem
eine Anzahl von Städten rückständigmit 120

Nachträglichsind davon 70 M eingekommen. Diese
70 M sind nicht eingetragen. Ferner hat das Rechnungs-

-amt gesagt, es wären nur Gollub und Hammerstein
rückständig,aber Schöiieck,Schönsee und Chriftburg
sind es auch. Wir würden beantragen, die Entlastung

«an das nächsteJahr zu verschieben, oder sie eventuell

unter Vorbehalt zu erteilen.

Yoksitzkndktl Ich werde das aufklären. Ich schlage
»vor, da wir für dieses Jahr die veränderten Beitrage
erheben müssen,die Entlastung der Rechnung bis zum

nächsten Jahre auszusetzen. Damit ist die Versamm-

lung einverstanden. Wir kommen jetzt zur

gsaht des Betstunde-.
«

Der Vorstand hat sich im vorigen Jahre in Dirschau
konstituiert und besteht bis heute aus:

OberbürgermeisterEhlers-Danzig, als Vor-

fitzendem,
Stadtverordnetenvorsteher O b u ch- Graudenz- als

stellvertretendem Vorsitzenden,
stellv. Stadtverordneten-Vorsteher Mün sterb erg-

Dan ig, als Kassenführer, .

BürgerisiieisterHartwich-Culmsee, als Schnit-

führer,
OberbürgermeisterE l d i t t- Elbing,

OberbürgermeisterDr. K e rst e n - Thorn,

BürgermeisterM ü l l e r - Dt. Krone-
als Beisitzern.

.

Die Konstituierung ist Sache des Vorstandes. Die

Wahl hat, wie gesagt, durch Stimmzettel zu erfolgen,
kann aber auch durch Akklamation erfolgen, wennvkein
Widerspruch erhoben wird. (Zurufe: Akklamation.)

41

Es ist beantragt durch Zuruf zu wählen. Jch nehme
an, daß er den bisherigen Mitgliedern gilt. Wird

gegen dieses Verfahren Widerspruch erhoben? Das
it nicht der Fall. Jch darf also annehmen, daß Sie
bereit sind, den bisherigenVorstandsmitgliedernwiederum

auf ein Jahr Jhr Vertrauenzu schenken. (Zustimmung.
Die anwesenden Vorstandsmitglieder erklären,daß sie
die Wiederwahlannehmen.) Die Herren M ü n st e r b e r g
nnd Dr. Kersten werde ich fragen. Jch bitte der

Einfachheit wegen zu gestatten, daß wir anwesenden
Vorstandsmitgliederuns gleich in der bisherigen Weise
konstituieren. Das ist auch erledigt.

Damit haben wir sämtlichegeschäftlichenSachen zu
Ende geführt und wir haben nun noch drei sachliche
Angelegenheiten zu erledigen. Jch schlage vor, daß
wir uns zunächstbeschäftigenmit dem

Erlaß einer Yokaeiverordunngbetr. Einrichtung,
Betrieb nnd Aberwarhung ekelttrischerHtronp

ankagetr.

gerichierstatteyStadtrat Zimmermann-Danzig:Meine

Herren! Wie den meisten von Jhiien bekannt seinwird
beabsichtigtdie Regierung den Erlaß einer Polizeiper-
ordnuiig für die Einrichtung, den Betrieb und die

ÜberwachungelektrischerAnlagen. Die Städte befürchten
nun eine erheblicheSchädigungihrer Interessen durch
diese Polizeiverordnung, und zwar in folgenden Hin-
sichten: Zunächst werden erhebliche Weitläufigkeiteii
und Störungen hervorgeruer werden in den eigenen
Elektrizitätswerkender Städte Und in den Anschluß-
anlagen, ferner werden durch die Überwachungsehr
erhebliche Kosten entstehen — die in Aussicht ge-
iioininenen Revisionsgebührensind nicht gering --—,

ferner wird infolge der Weitläufigkeitenund Kosten,
die den Konsumenten elektrischenStroines entstehen,
voraussichtlich eine Einschränkungder Stroiiientnahine
aus den städtischenElektrizitätswerkenund in Verbindung
damit eine Verminderung der Einnahmen eintreten.
Es wird natürlich auch infolge der Erschwerung des

privaten Geschäftsbetriebesschließlicheine Verminderung
der Steuerkraft der Bevölkerung sich zeigen, ferner
werden die ftädtischenBetriebsverwaltungen, die selbst
elektrischenStrom brauchen, eine Erschwerung und

Verteuerung ihres Betriebes erfahren und dort, wo

die Beamten städtischerElektrizitätswerkebisher die
Revision der angeschlosseneiiAnlagen vornahmen, wird

auch ein Ausfall an Revisionsgebührenden Städten

erwachsen. Um allen diesenSchädigungeiivorzubeugen,
haben nun verschiedeneStädte und Städtetage sich an

die Staatsregierung mit der Bitte gewandt, auf den

Erlaß dieserPolizeiverordnung zu verzichten. Jm ver-

gangeneii Monat hat auf Einladung des Verbandes

deutscher Elektrotechniker,zu welchem ein großerTeil
der deutschen Städte und Städtetage als Mitglieder
gehört,in Berlin eine Sitzung stattgefunden, in welcher
diese Angelegenheit beraten wurde. An der Sitzung
waren natürlichnicht nur die Städte und Städtetage
beteiligt,sondern vor allein auch die übrigenMitglieder
des Verbandes deutscherElektrotechniker,also die Ver-
treter der verschiedenstenIndustriezweige Jn dieser
Sitzung war man zunächstallgemein der Meinung,
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daß mit allen Kräften darauf hingewirkt werden müsse,
den Erlaß dieser Polizeiverordnung zu verhindern.
Es kamen dann aber schließlichsdoch mehr diejenigen
Herren zu Wort, die bisher schon mit dem Handels-
minister in dieser Angelegenheit verhandelt hatten, und

"

diese erklärten nun übereinstimmend,es sei nach den

Äußerungendes Handelsministers garnicht daran zu

denken, daß die Staatsregierung von dem Erlaß dieser
Polizeiverordnung Abstand nehme. Der Handels-
minister ist der Ansicht, daß er durch gesetzlicheBe-

stimmungen durchaus genötigtsei, diese Polizeiverord-
nung herbeizuführen Daraufhin hat man sich dann

dahin geeinigt, einen Aufschub dieses Erlasses um

mehrere Jahre und eine Beschränkungseiner Bestim-

mungen auf diejenigen Fälle anzustreben, in welchen
ein öffentliches Interesse in Betracht kommen kann-

Wenn das geschähe,dann würde die Tragweite der -

ganzen Verordnung außerordentlich herabgemindert
werden und die Weitläufigkeitenund Kosten für die

Industrie nicht annähernd so groß sein.
an eine Beschränkungder Überwachungauf die Waren-

häuser, die Theater, die Konzerträumeusw., also auf
solche Orte, wo großeAnsammlungen von Menschen

schen Anlagen, resp. durch Feuer für die dort ver-

sammelten Personen Gefahren entstehen können.

hat schließlicheine Kommission gewählt, welche einen

Gegenentwurf ausgearbeitet hat, in dem die Meinung
der Versammlung ihren Ausdruck fand. Ich könnte

Ihnen diesen Gegenentwurf hier vorlegen, ich glaube
aber kaum, daß Sie Neigung haben werden, in die

Einzelheiten hineinznsteigen. Ich kann nur empfehlen,
daß Sie den Magistrat von Danzig, der sich ja im

eigenen Interesse um diese Angelegenheit gekümmert
hat, ermächtigen,sie auch im Namen des westpreußischen
Städtetages weiter zu verfolgen-

Stadtrat Zuser-Graudenz: Den Erlaß einer Polizei-
verordnung halte ich nicht für zweckmäßig,denn wir

haben schon genug Polizeiperordnungenz aber ichmache
darauf aufmerksam, daß jeder verpflichtet ist, eine

Prüfung seiner Anlagen vornehmen zu lassen, weil es

auch schon in den Feuerversicherungs-Polizendrinsteht.
Wir in Graudenz waren gezwungen, die Anlagen
prüfen zu lassen und haben uns dazu früherIngenieure
kommen lassen, Ietzt haben wir einen Ingenieur an-

gestellt, der die Prüfungen vornimmt. Wir kommen

darüber nicht hinweg. Achten Sie darauf, daß jedes
Iahr einmal in Ihrem Hause die Prüfung vor-

genommen wird und lassen Sie sich das bescheinigen.
Dann sind Sie jeder Schwierigkeit enthoben.

Stadtverordneten-Vorsteher Haudt-Briesen: Ich
kann den Ausführungendes Vortragenden nur bei-

pflichten. Ich bin seit zehn Iahren Besitzer von Dy-
namos und erzeuge in meinen Anlagen selbst Licht.
Der Herr Vorredner hat Recht, daß die Anlagen der

Revision bedürfen, und wenn ich nicht irre, ist das

bereits auch schon in der Art in"die Wege geleitet,
daß man sich an den Kesselrevisionsvereinin Danzig
wenden kann. Dieser Verein hat neulich einen In-

genieur geschickt,um Kesselzu revidieren, und dieser

Man denkt
-

Man
T
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Eredner scheint mich mißverstandenzu haben.

sagte: Eigentlich bin ichgarnichtdazu bestimmt, sondern--
um elektrischesLicht zu revidieren. Es ist vielleicht
empfehlenswert, sich mit diesem Verein wegen der Re-«

· vision der elektrischenAnlagen in Verbindung zu setzen.

BürgermeisterEichhatLDirscharn Wäre es nicht
zweckmäßiger,wenn die Sa«che«voniVorstande desi-

- Städtetagesausginge? Jch glaube,wenn das für die-

Gesamtheit der Provinz gemacht werden soll, dann

nimmt es sich vielleicht unter der Firma des Städte--

ztages besser aus, als wenn nur der Magistrat der-

Stadt Danzig vorgeht.
"«gcrichterflattcr,Stadtrat Zimmermann: Der Vor-

Mein·

Antrag geht ja gerade darauf hinaus, daß die Ver-

j sammlungden Magistrat von Danzig, der im eigenen
Interesse die Sache verfolgt, ermächtigenmöchte,von

jetzt ab im Namen des westpreußischenStädtetages zu

handeln. Ich sehe also nicht ein, welcher Unterschied-
zwischenIhrem Vorschlägeund dem meinigen besteht.

BürgermeisterEichhart: Ich meine nur, die Firma
sollte geändertwerden, der Vorstand des Städtetages

s

sollte unterzeichnen In der Sache bleibt es ja das-
·

«elbe.

stattfinden, und wo durch Berührung mit den elektri- -

1

VorsitzendenDarf ich mir den Vorschlag erlauben,
den Vorsitzenden des westpreußischenStädtetages zu

ermächtigen?(Zustimmuug.) Sonst könnte mir ein

Vorwurf darauslgemachtwerden,wennich die anderen

Mitglieder des Vorstandes nicht besonders einberufe.

Herichterstattey Stadtrat Zimmermann: Ich wollte-

nur noch bemerken, daß es mir selbstverständlichfern
liegt, einer Revision der elektrischenAnlagen im all-

gemeinen zu widersprechen. Einige Herren haben ge--

meint, daß solche Revisionen sehr zweckdienlichseien.
Das ist ja selbstverständlichNur ist es erwünscht,

daß es jedem Besitzer einer Anlage überlassenbleibt,.
von wem er sie revidieren läßt, und daß er nicht ge-

zwungen ist, sich an ganz bestimmteStellen zu wenden,
die den Zeitpunkt der Revisionen ihrerseits bestimmen
nnd dadurch große Betriebsstörungen herbeiführen..
Man wird auch den außerordentlichhohen Gebühren
entgehen, wenn man sich an irgend einen vertrauens-

würdigen Ingenieur im Ort wenden kann und sich
nicht an die staatlichen Organe wenden muß, die hohe-
Reisegebührenberechnen.

Stadtverordnetenvorsteher Knabe- Dikschauz Jch
möchteden Vorschlag des KollegenSandt befürworten

Für die Inhaber von eigenen Elektrizitätsanlagenist-
der Kesselrevisionsvereinsicher zu empfehlen. Die Re-

visionen erfolgen dann zu zivilen Preisen und verdienen

den Vorzug vor dem Engagement eines Elektrotechnikers
einer Firma. Wenn man durch eine Elektrizitätssirma
revidieren läßt, so bleiben meist die Empfehlungennicht
aus, dies und das vornehmen zu lassen. Das· geschieht
dann im- Interesse der Firma, welcher der betreffende-
angehört,während der Verein solche Privatinteressen
nicht verfolgt. Nun bleibt aber noch die üble Sache,.
daß auch der einzelneHausbesitzerverpflichtet sein soll,.
seine häuslichenAnlagen revidieren zu lassen. Wenn

der Hausbesitzersich dann an den Kesselrevisionsverein
oder An einen sonstigenIngenieur wendet, werden sich-



fdie Gebührenrecht hoch stellen, und infolgedessenwird

-es sich allerdings empfehlen, daß die Städte, die ein

-Elektrizitätswerkhaben, mit dem Kesselrevisionsverein
Vereinbarungen treffen, daß solche Revisionen zu

mäßigerenPreisen erfolgen.

Magistratsmitglied gichlesinger- Neumark: Unsere
iStadt hat sich auch dem Kesselrevisionsverbaiidean-

geschlossen, aber soweit häuslicheRevisioneii in Frage
kommen,werden sie durch den städtischenBeamten aus-
geführt, und das ist das Zweckmäßigsteund Billigste.

BürgermeisterEichhark Der Kardinalpunkt ist,

daß der Staat von sich aiis die Qualifikation der Leute
prüfen will. Wenn sich jeder an einen x-beliebigen
wenden nnd sich die Revision von ihm bescheinigen
lassen kann, so kommt man damit nicht weiter. Jst

nun die Verordnung unabwendbar, somüßtewenigstens
unterschieden werden zwischen solchen Personen, die

-Elektrizitäts-Erzengungs-Anstaltenzu revidieren haben
und von denen eine größereSachkiiiide gefordertwerden
muß, und solchen, die einfache häuslicheAnlagen revi-

dieren sollen. Dain ist ja eine wesentlich geringere
—·Befähigungausreichend, und dafür könnte man wohl
»Von dem besonderen Qualitätsnachweis absehen Und

die Sache der Ortspolizeibehördeüberlassen. Jch glaube
kaum, daß einer,..der eine ganz kleine Lichtanlage»ml

Hause hat, sich diese alljährlichhat revidieren lassen-
Es werden also zwei Klassen von Sachkundigengestellt

werden müssen,solche die höherenAnforderungen zU

genügen haben, und solche denen die Revisionen der
kleinen häuslichenAnlagen obliegen. Es soll bloßMcht
in die Wahl des Hausbesitzers gelegt werden- Wen er

wählen will.

Vorsitzenden Der Vorschlag des Herrn Referenten
in der Form, wie er jetzt modifiziert worden ist, geht

-dahiU- der westpreußischeStädtetag möge seinen Vor-
sitzenden, der zugleich Oberbürgermeistervon Danng
ist, ermächtigen,diese Angelegenheit für ihn weiter zU

sverfolgein Haben Sie Bedenken, eine solche Ermäch-
tigung zu erteilen? (Zurufe: Neinlj Dann darf-Ich
wohl annehmen, daß dem Vorschlage zugestimmtwird.

Wir kommen zu Nr. 5 der Tagesordnung:

Fortsetzungdes Vortrages :—

Jst die LLage der kleinen, nicht Brei-freien YOU
durch die Gesetzgebungder letzten 35 Jahre gefljkdm
oder geschädigt-.worden und wie kann ihnen

«

geholer werden?
.

gerichterstattey BürgermeisterMüller-M- KWUCT
Auf dein vorjährigenStädtetag suntcrhieltetsw« Uns

darüber, ob die Lage der nicht kreisfreienStadte durch

zdieGesetzgebungder letztverflosseven35 Jahre- oper
sagen wir, weil mit jedemJahre die Zahl 35 Um3.ems
zuzunehmen hätte, ,,seit der.ErrichtlmgdcådeutscheF1
·.Reiches«gefördertodergeschädigtUNde scl Und»wlc
ihnen geholfen werden könne-.Wirwuxpejldgljger.einig,daß nicht nur eine SchäPIgUngkJIeieFWachs
stattgefundenshatzsondern daß dieselbenmeineNiztz
,lage gebracht worden find-FlUsJDer slk ilfhimithsel st

zheraushelfeii können,»-UUdzIchzschlllßWem-en Vortrag
»mit,der Ekkcäxung,»daßich-d.e.«selh"enkigeklaltsthätte-.

um ziir Sammlung-weiteren Materials und zum Nach-
denken darüber anzuregen, ob und wie der Notlage
dieser Städte abgeholer werden könne.

Eine Änderungihrer Lage ist seither nicht ein-

getreten, es wachsen im Gegenteil die Anforderungen
an sie auf kommunaleni, wirtschaftlichemund sozialem
Gebiete nach wie vor. Zu meinem Bedauern muß ich
jedoch feststellen, daß man mir das Sammeln weiteren

,Materials und das Nachdenken allein überlassenhat
oder doch mir das Resultat aiiderweiten Nachdenkens
bisher verschwiegenhat. Von keiner Seite ist mir seit
dem letztenStädtetage neues Material zugegangen, und

so habe ich mich, um einen Abschlußmeines vor-

jährigenVortrages herbeizuführen,dazii entschließen
müssen,mich heute lediglich auf das zu beschränken,
was ich selbst zunächst als zur Förderungder Lage
der kleinen Städte erstrebenswert und diirchführbar
erachte.

Mein vor-jährigerVortrag ist den verehrten Mit-

gliedern des Städtetages gedruckt zugegangen. Ich
hoffe deshalb voraussetzen zii dürfen, daß es den

Herren möglichsein wird, sich meiner damaligen Aus-

führungen zu erinnern, und daß ich es heute unter-

lassen kann, auf dieselbenaiisführlicherzurückzukommen
Jch hatte, um es kurzzu wiederholen, nachzuweisen

versucht, daß die nicht kreisfreien Städte geschädigt
seien durch die wirtschaftlicheWirkung unserer zentri-
petal nach den Großstädten gerichteten Verkehrswege,
durch das geringeInteresse der politischenParteien für
die Kleinstädteund die diesen über den Kreistag hin-
aus mangelnde Vertretung in den großen koniiininalen
und politischenKörperschaften,durch ihren Ausschluß
von manchen von den Kreisen zu vergebeiideii Bene-

sizien, durch die iieueste Steuergesetzgebung,namentlich
durch die für die Kreise und Provinzen, durch das

Streben der Reichs- und Staatsregierungennach Zen-
tralisation und Konzentration in großen Städten be-

züglichder Gariiisonen, Behörden und Unterrichts-
sanstalten,ferner durch die stetig wachsendeInanspruch-
nahme der städtischenVerwaltungen für dem Staate
obliegendeArbeitsleistungenteils ganz ohne Entschädi-
gung, teils gegen zu geringeEntschädigungund endlich
durch die· ohne festes System erfolgendeVerteilung der

Staatsbeihilfen für das niedere Schulwesen.
,

Mein verehrter Herr Kollege Zitzlaff hatte sich
meinen Ausführungenangeschlossenund seinenamentlich
das Schulweseiibetreffenden Ausführungen mit der

Aufforderunggeschlossen;alle Kräfte zu Vereinen, um

denjenigenEinfluß in den« Parlamenten und Pro-
- vinzialvertretnngenzu erlangen,der den nicht kreis-
·

freie-nStädten der Provinz nach ihrer Einwohnerzahl,
ihrerwirtschaftlichempolitischen und nationalen Be-

-.deu,tung. für die Ostmark und nach«ihren Steuer-

leistungenzukommt.
»

Das war mir-aus dem Herzen gesprochenund
decktejsichvölligxniitdem,·.-was·ich»erst»rcbe.Es handelt
zsichnun heute um die Frage, ist-«es möglich,dies Ziel
zu erreichen,«.und wie ist es möglich?vJchbejahe die

«

erstereFragtz trotzdem-sichniichztderGefahraussetze,
:-i»1"1x.zk1·vptimistjich««ge·ha,l·te.11..zuwerden-.füge»ehergleich



hinzu, daß die Art, wie geholfen werden kann, freilich
ein weiter und mühevollerWeg sein wird.

Manche von Ihnen, meine geehrtenHerren, werden

sich fragen, was hilft es, daß wir hier alle Jahre über
die Not unserer Städte klagen? Diese Klagen werden

gedrucktund wandern in unsere Akten, eine Wirkung
üben sie nicht aus.

Das muß eben anders werden, wenn wir zum

Ziele kommen wollen. Nicht der Weheruf des Städte-

tages einer einzelnen Provinz, der ungehörtverhallt
und in Akten begraben wird, genügt, um die Auf-
merksamkeit auf unsere Notlage zu lenken und das

Interesse für uns zu erwecken. Nach meiner Ansicht
ist es nötig, daß wir uns mit den Städtetagen der

andern preußischenProvinzen in Verbindung setzen,
ihnen mitteilen, worunter wir in unserer Provinz leiden

und wodurch wir Abhülfe erhoffen, sie ersuchen, auch
ihrerseits mit ihren Nöten hervorzutreten und mit

Vorschlägenzu deren Beseitigung.
Es ist erforderlich, daß wir den Abgeordneten

unserer Wahlkreise für den Reichstag, für das Ab-

geordnetenhaus und den Provinziallandtag von unsern
Klagen und WünschenKenntnis geben und sie um ihre
Mithilfe zur Besserung unserer Lage ersuchen und dasz
dasselbe in den andern Provinzen geschieht.

Es ist weiter erforderlich, daß wir die Presse für
uns zu interessieren suchen, welche sich mit unserer
Lage viel zu wenig beschäftigt,ihr fast ohne Aus-

nahme teilnahmslos gegenübersteht,nicht, wie ich mit

Recht annehmen zu dürfen glaube, weil es ihr an

Interesse für die kleinen Städte, sondern weil es ihr
an der nötigen Information über die Lage der-

selben fehlt.
Wie ich schon auf dem vorjährigenStädtetage her-

vorgehoben habe, ist es für die Staatsregierung, von

der wir alle ausnahmslos, das darf ich wohl sagen,
überzeugtsind, daß ihr unsere Interessen ebenso warm

am Herzen liegen, wie diejenigen anderer Gemeinwesen,
eine schwere und undankbare Arbeit, einen gerechten
Ausgleich aller im Staate sich widerstreitenden In-

teressen herbeizuführen. Sie ist zur Herbeiführung
eines solchen Ausgleichs aber auch bei allem guten
Willen garnicht in der Lage, wenn sie nicht die Unter-

stützungder Parlamente und der Presse findet.
Wir erstreben keine Bevorzugung vor anderen, wir

wollen nichts weiter als einen gerechten Ausgleich
unserer Interessen und der ihnen zu unserm Nachteil
und nach unserm Empfinden ungerechter Weise ent-

gegenstehenden sowie ein Eingreifen bezw. eine Ände-

rung der Gesetzgebungda, wo uns Rechte vorenthalten
werden, auf welche wir gerechtfertigtenAnspruch zu

haben glauben.
Das zu betonen, halte ich für nötig, um uns davor

zu schützen,daß man uns etwa den Vorwurf macht,
daß wir beabsichtigten, aus purem Egoismus andern

zu entwinden, was sie als gutes Recht für sich be-

anspruchenkönnen,und daß wir die Klinke der Gesetz-
gebung in Bewegung gesetzt zu sehen wünschten,um

für uns Sondervorteile heranszuschlagen. Wir treten

mit unsern Klagen nur hervor, weil uns die Not dazu
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zwingt und Selbsthilfe allein nicht ausreicht, um uns-—

in eine bessere Lage zu bringen. Die Selbsthilfe ist
ein zu wesentlicher Faktor, als daß man ihn unter-

schätzenund die Möglichkeit,ihn auszunutzen, ungeprüft
lassendürfte. Ich habe das getan. Aber meine verehrten
Herren, niemand, der in einem Sumpfe zu versinken
droht, vermag sich an den eignen Haaren heraus--
zuziehen, und in einer ähnlichenLage befindet sich
leider ein großer Teil der kleinen Städte unserer
Provinz. Was für die Großstädte eine Einnahmequelle
bildet, ich meine Gaswerke, Elektrizitätswerke,Wasser-
werke, schafft oft für sie nur neue Lasten, weil der

Betrieb von zu geringem Umfange ist, um Überschüsse
herauswirtschaften zu können. Aus andere industrielle
Betriebe können und dürfen sie sich nicht einlassen.
Einmal fehlenihnen dazu die Mittel, und von gewagten
Geschäftensollen Gemeinden die Hände lassen. Auch
die Aufsichtsbehördewürde das nicht zulassen.

Bleibt die Sparsamkeit. Ia, meine verehrten Herren,.
die ist eine Tugend, die bei uns zu Hause ist. Das-

beweisen ausreichend unsere Etats. Nirgend sind in

ihnen andere als die notwendigstenAusgaben vorgesehen
und nur zu oft wird bei ihrer Aufstellung so sparsam
verfahren, daß der Voranschlag nicht zur Bestreitung
des notwendigsten Bedarfs ausreicht.

Nur wenige Städte unserer Provinz sind in der

glücklichenLage, größerenBesitz an Ländereien,Seeen
nnd Wäldern ihr eigen zu nennen. Aber selbst bei

ihnen ist es ein schweres Stück, sich selbst zu helfen,
bei den anderen ist es trotz besten Willens ganz unmöglich.

Wenn ich vorhin erwähnte, daß wir keine Bevor-

zugung, sondern nur einen gerechtenInteressenausgleich
nnd ein Eingreifen der Gesetzgebung nur da fordern,-
wo uns Rechte vorenthalten werden, auf welche wir

gerechtfertigten Anspruch zu haben glauben, so nehme
ich zur Begründung dieser Behauptung auf meinen

vorjährigenVortrag nnd die sich an ihn anschließende
Diskussion Bezug. Ich will Sie nicht durch die Wieder-

holung ermüden,sondern mich aus die Schulfrage und

einige 1907 nicht besonders hervorgehobeue Punkte
beschränken.

Unsere Volksschulen, bei denen wir wenig mitzureden.
haben, kosten uns ein immenfes Geld. 75 Prozent
Zuschlägezur Einkommensteuer und zu den Realsteuern
sind in unserer Provinz das wenigste, was zu Schul-
zwecken aufgebracht werden muß, 100 Prozent Und

mehr sind nichts außergewöhnliches,trotzdemdie Staats-

regierung bereits über ihre gesetzlicheVerpflichtung
hinaus mehrfach Beihilfen gewährt-

Aber die ungeheuern Kepitalien, welche die kleinen-

Städte für die Schulen aufwenden,so frage ich, haben.
sie von ihnen Nutzen? Leider muß ich diese Frage
verneinen. Die der Schule entwachseneJugend bleibt

nicht bei uns. Sie kommt der Industrie des Westens,.
den Großstädten zu gute; diese nähren sich, wie es

Herr Dr. Heidenhein in Marienburg neulich in,
einem Zeitungsartikel treffend nannte, von dem Mark
der Kleinstädteund des flachen Landes-, und während
die Stelleszschlägein den kleinen Städten fortgesetzt-
wachsen, selbst 300 Prozent keine seltene Erscheinung



mehr sind, können die Großstädtedankder Fülledes

ihnen zuströmendengeschultenMenschenmaterialsund
der dadurch möglichengewerblichenEntwickelung mit

100 Prozent auskommen.
« . .

Und was, frage ich, ist weiter·dieFolgedieser
hohen Kommunalumlagen, welche diekleinen-Stadte
ausschreiben müssen? Die Folgeist, wie wiederum
Herr Dr, Heidenhein in Jenem Artikel·zutressend
ausführt, daß derjenige, dem es gelungen ist, sich in
der kleinen Vaterstadt ein Vermögen zu erwerben, vsie
mit seiner Familie verläßt und in diesteuerlichAgering
belastete Großstadt zieht. Der Ausfall an Steuern

muß dann durch die Zurückbleibendengetragen werden,
uiid dabei hat sein Abgang auch noch Handel und

Wandel geschädigt.Denn mit ihm ist der zahlungs-
fähigeKäufer und der hilfsbereiteNachbar davongezogen.

Sie alle, meine Herren, werden die Richtigkeitdieser

Ausführungen bestätigenmüssen. Ich bin überzeugt,
daß Sie alle Beispiele zum Erweise der Richtigkeitaus

eigner Erfahrung anführenkönnten.

Was hilft es den Vertretungen der kleinen Städte,

frage ich weiter, daß sie großeSummen für Gas- und
elektrischeBeleuchtung, für Wasserleitung und Kaiiali-
sation, für Legung von Fußgängerbahnenund fur

Schaffung öffentlicherAnlagen aufwenden, um den
Aufenthalt in ihnen angenehm zu machen? Der hothn
Steuern wegen zieht trotzdem kein Rentier in sie'ein
und läßt sich kein Mann halten, der ein Vermögen
erworben hat.

Von der Anführungweiterer Beispielewill ich heute
Abstand nehmen« Wer sich eingehender informieren
will, dem empfehle ich das Nachlesen der vorjährigcn
Verhandlungen Sie sind, dessen bin ich sicher, heute
wie vor einem Jahre davon überzeugt,daßHilfe nötig
ist und so will ich dazu übergehen,mitzuteilen, welche
Wege dazu mir beschreitbar erscheinen.

f

1. Da ist zunächst das Beamtenprivilegium, mit

dem wir uns ebenfalls im Vorjahre beschäftigten.Herr
Stadtrat Dr. Deichen hat in seinem klaren und er-

schöpfeiidenVortrage die Unhaltbarkeit desselbennach-

gewiesen und auf das im §41 des Kommunalabgaben-
gesetzes niedergelegte Versprechen einer Neuregelung
der Steuerpflicht der Beamten hingewiesen.
Stützen wir uns auf dies Versprechenund fordern

erneut seine Erfüllung. Es wäre eine kleine Hilfe-
Fügen wir aber dieser Forderung hinzu, daß, wenn
die Beamten von ihrem amtlichen Einkommen nur bis

zu einem bestimmten Prozentsatze zur kommunalen
Besteuerung sollten herangezogen werden dürfen, die

Kreise diese Steuer gegenüber den übrigenSteuer-
pflichtigen ebenfalls nur in einem Verhältnissesollen
heranziehen dürfen,welches der Proportion der vollen
Kommunalsteuer zu dem an die Kreise fließendenTeile

derselben entspricht. Denn die Beamten verursachen
dem Kreise keinerlei Unkosten.

2. Da sind ferner die Schullasten, die zum-großen
Teile der Industrie des Westens und der Großstadte

zu gute kommen.
·

Fordern wir, wie schon im Vorjahreder Herr

Kollege Eichhart-Dirschau vorschlug, die Errichtung
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einer Landes-Zentralschulkasse, zu der alle Schul--
genieiiiden ohne Unterschied gleichmäßignach Maßgabe
der Einkommensteuer beizutragen haben und aus der
alle persönlichenSchullasteii zu bestreiten sind. Wir-
können das, nachdem ein gleiches Grundgehalt und

gleiche Alierszulagen für alle Lehrer ohne Unterschied
durchgeführtsein werden. Dann wird ausgleichende-
Gerechtigkeitdie heutige manchmal erdrückende Belastung
der kleinen Gemeinden erleichtern. Dann werden wir
es widerspruchsloseruns gefallen lassen können, daß,
ohne die Schulgemeinden zu befragen, ihren Lehrern,.
wie es in der letzten Parlamentssessioiigeschah, von

staatswegen Zulagen gewährt, aber von den Schul-
gemeinden ohne weiteres eingezogenwerden.

3. Da leben die Hypothekengläubigerals Rentner
in den Großstädten von den Zinsen, welche sie aus

den kleinen Städten beziehen und versteuern dies Zins-
einkommen an ihren Wohnorten. Dasselbe ist mit den
Großbanken und Hypothekenbanken der Fall. Sie

beziehendie Zinsen ihrer Hypothekenund die Überschüsse
ihrer Filialen aus Stadt und Land, versteuern es aber
nur am Wohnorte. Ist es nicht gerecht, sie an der
Quelle ihres Einkommens zur Steuer heranzuziehen
und ebenso die Versicherungsgesellschaftenvon ihren
Uberschüssenaus den Versicherungenin den einzelnen
Orten?

4. Da beziehen die Amtsverbände von den Kreisen
auf Grund der Kreisordnungvon 1672 Mittel zur
Bestreitung der Kosten ihrer Polizeiverwaltung, und
die Städte haben das Zusehen. Ist es nicht unser
Recht, daß wir, die wir zu den Kreislasten in dein-
selbenMaße beitragen wie das platte Land, die gleich-
mäßige Verteilung dieser Beihilfen an Städte und
Amtsbezirkefordern?

5. Da läßt die Kreisordnungzwar im Interesse
des Mittelstandes zu, daß die Klassen 111 und IV der
Gewerbesteuer zu den Kreisabgaben niedriger heran-
gezogen werden, aber es geschiehtzum Nachteile der
Städte, in welchen die unter diese Steuerstufen ent-

fallenden Gewerbebetriebe fast ausschließlichsitzen, nicht.
Jst es unberechtigt, zu fordern, daß die den Kreisen
erteilte Ermächtigungihnen zur Pflicht gemacht wird?

6. Da wird stets darüber geklagt, daß eine Stadt-

gemeinde zwar V« 75 der Kreisabgaben und noch
mehr aufbringt, aber daß sie im Kreistage nur mit

Vio- Ijs oder höchstensVz der Zahl der Kreistags-
abgeordneten vertreten ist. In meinem Heimatskreise
herrschenVerhältnisse,welche uns diesenUmstand nicht
drückend empfinden lassen; wenn das aber, wie wir im

vergangenen Jahre gehört haben, in andern Kreisen
der Fall ist, so lassen Sie uns doch fordern, daß in
Zukunft im Gegensatz zu dem heutigen Modus die
Zahl der Kreistagsabgeordnetenimmer nach einer ge-
wissen Reihe von Jahren gleichmäßigfür Stadt und
Land nach Verhältnis der durchschnittlichgezahlten
Kreissteuern festgestelltwerde. Ungerechtfinde ich diese
Forderung nicht.

Ich wäre in der Lage, noch eine Weile in dieser
Art fortzufahren, will es aber für dies Mal bei dem

Angeführtenbewenden lassen, weil ich schon in der
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Erfüllung dieser Wünsche einen wesentlichen Schritt
zur Besserung der heutigen Lage erblicke.

Ich bin Ihnen, meine verehrten Herren, aber sehr
dankbar, wenn Sie heute noch weiteres Material bei-

bringen, mit weiteren Forderungen kommen. Sollte

das aber nicht geschehen,dann bitte ich Sie, Ihr Ein-

verständnismit meinem Vortrage zu erklären.

Sollten Sie dazu nicht in der Lage sein, so würde

ich auch nicht böse sein. Ich würde michdamit trösten,

daß ich vorgebracht habe, was sich mir an der Hand
der Erfahrung dargeboten hat und gern zugeben, daß
andere die gleichenDinge auch unter andern Gesichts-
winkeln sehen und sie ihnen deshalb ein anderes Bild

bieten können. Ich werde mich freuen, neues zu er-

fahren und mich überzeugenlassen, wenn ich mich ge-

irrt habe. In jedem Falle bitte ich um Verzeihung-
wenn mein Vortrag manche Mängel zeigt. Ich habe
getan, was ich konnte. Ich gewann aber bei meiner

Überlastungmit Arbeit leider erst vorgestern die Zeit,
an seine Ausarbeitung zu gehen, und da, meine ich,
sind Mängel entschuldbar.

Ich schließedamit, daß ich Sie bitte, in Konsequenz
meines Vortrages folgenden Antrag zum Beschlussezu

erheben:
1. Der Städtetag der Provinz Westpreußenist der

Überzeugung,daß die nicht kreisfreien Städte seit der

Errichtung des deutschenReiches durch die Gesetzgebung
und manche Maßnahmen der Staatsverwaltung ge-

schädigtund in eine Notlage geraten sind, in der die

Selbsthilfe versagt.
11. Die Möglichkeit,eine Verbesserung ihrer Lage

herbeizuführen,erblickt der Städtetag unter anderem in

1. der Aufhebung des Beamtenprivilegiums,
2. der Schasfuug einer Landes-Schulkasse, aus der

alle persönlichenAusgaben für das Schulweer
gedeckt werden und zu der alle Schulgemeinden
des Staates durch Zuschläge zur Einkommen-

steuer in gleicherHöhe Beiträge leisten,
.in einer Änderung der Kommunalsteuergesetz-

gebung, welche es ermöglicht,die Großbanken
und Hypothekenbankensowie die Versicherungs-
gesellschaftenund die Hypothekengläubigeran den

Orten zur Kommunalsteuer heranzuziehen, aus

welchen ihnen ihr Einkommen zufließt,
in einer Änderungder Kreisordnung, welche be-

wirkt, daß

a) die Stadtgemeinden an den den Kreisen seit
Einführung der Kreisordnung von 1872 zur

Bestreitung der Kosten der örtlichenPolizei-
verwaltung zufließendenMitteln in derselben
Weise Teil haben, wie die Amtsbezirke,

b) die auf die Gewerbesteuerklassen111 und 1V

veranlagten Steuern nur halb so hoch zu den

Kreisabgaben herangezogenwerden dürfen,als

die übrigenRealsteuern,
c) die Zahl der Kreistagsabgeordneten auf die

einzelnen Wahlverbände nach Maßgabe der

von ihnen durchschnittlichgezahlten Kreis-

steuern immer nach einer bestimmten Reihe
von Jahren verteilt wird.
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111. Der Städtetag ersucht seinen Vorstand, diesen
Beschluß und die ihm zu Grunde liegenden Verhand-
lungen den Vorsitzendenaller andern preußischenStädte-

tage mit dem Ersuchen mitzuteilen, auch diese zur

Stellungnahme zu veranlassen.
1V. Den Reichs- und Landtags-Abgeordnetenunserer

Provinz diesen Beschlußmit dem Ersuchen um Unter-

stützungunserer Bestrebungen zugehen zu lassen.

Vorsitzenden Ich war nicht darauf vorbereitet, daß
der Herr Berichterstatter diesen umfangreichen Antrag
hier einbringen würde. Zunächst bitte. ich, ihn mir

einmal zu geben. Ich halte es für ganz unmöglich,
diesen umfassenden Antrag hier zur Beschlußfassungzu

bringen innerhalb der uns noch zur Verfügung stehen-
den Zeit von nicht ganz einer halben Sttnide. Es

kommen darin eine solche Menge von Gesichtspunkten
vor, die der Vorstand nachher den Staatsbehörden,
den Parlamenten und anderen Körperschastenbeibringen
soll, daß ich daran verzage. (Zuruf des Bericht-
erstatters Müller: Ich bin damit einverstanden, die

Sache zu vertagen) Ich empfehle daher, daß wir

jedenfalls in dieser Versammlung diesen Beschlußnoch
nicht fassen, sondern die Sache als Material noch
weiter studieren. Ich glaube, der Herr Referent wird

mit mir darin einverstanden sein, daß wir nicht die

Sorge haben, es könnten unterdes im nächstenIahre
alle diese Dinge erfüllt werden, ohne daß wir uns

darum gekümmerthaben. Ein so umfangreicher An-

trag wie dieser müßte auch den einzelnenHerren vorher
schriftlichvorgelegen haben, wenn sie darüber Beschluß
fassen sollen. Ich entnehme aus der Zwischen-
bemerkungdes Herrn Berichterstatters, daß er damit

einverstanden ist, daß wir heute einen Beschlußnicht
fassen.

gerichtet-strittenBürgermeisterMüller Ich habe ja
schon hervorgehoben, daß es mir meine Zeit nicht er-

laubte, früher an die Ausarbeitung des Vortrages zu

gehen. Wenn ich das gekonnt hätte, dann hätte ich
selbstverständlichden Antrag vorher dem Vorsitzenden
zugehen lassen· Jch gebe zu, daß es schwer ist, heute
in so kurzer Zeit einen Beschlußherbeizuführen;ich bin

ganz damit einverstanden, daß wir die Sache bis zum

nächstenStädtetage vertagen.

BürgermeistereZitzlafpMarienwerden Ich möchte
nur dem Vorschlage widersprechen,daß die Schullasteu
nach dem Verhältnis der Einkommensteuerverteilt werden

sollen. Die Frage ist brennend, sie kommt unter Um-

ständen schon im nächstenLandtage zur Entscheidung,
und ich möchtenicht, daß die Anregungdes Referenten
als eine Forderung des Städtetages in die Welt

hinausgeht. Wollte man der Anregung folgen, so
würden die meisten kleineren Städte noch mehr belastet
werden. Das platte Land bringt noch nicht einmal

ein Viertel von der Einkommensteuerder Städte auf.
Wir würden das, was wir auf der einen Seite ver-

dienen, auf der anderen Seite doppelt zusetzen. Ich
halte es für unmöglich,die Einkommensteuerzum Maß-
stabe für die Verteilung der Schullasten zu nehmen.
BürgermeisterEichhnrtsDirschaiuWas Herr Kollege

Müller über die Wiedereinziehung der Teuerungs-



zulagen gesagt hat, kann nicht richtig sein. .DasGesetz
ist kurz vor Schluß des Abgeordnetenhauseszustande

gekommen, und wer es liest, muß allerdings zu der

Üeberzeugungkommen, daß die Teueriingszulagenden

Städten auf die ihnen zustehendengesetzlichenStaats-

beiträge in Anrechnung gebracht werdensollen. Das
ist aber ein Ding der Unmöglichkeit,und wenn esoin
Tanzig verlangt worden ist, so istdasunrichtigIch

habe mir die Frage vorgelegt: Wie sollendieseZulagen

z. B. der Stadt Berlin in Anrechnung gebrachtwerden?

Berlin hat mindestens 3000 Volksschullehrer,bekommt
aber nur für 25 Staatsbeitrag. Es wäre ja ganz

unmöglich,hiervon die Zulagen abzuziehen. In anderen
großenGemeinden ist das ebenso. Ich habe michan

unseren Herrn Abgeordneten gewandt, und dieserhat
mir gesagt: Sie müssenaus die Ausführungsanweisungen
zurückgreifen.In den Ausführungsaiiweisungenheißt
es nun, gemeint seien nicht die gegenwärtigengesetzlichen
Beiträge, sondern Beiträge, die noch in einem zu er-

lassenden Gesetz festgestellt werden sollen. Ich habe
übrigens in Dirschau keine solcheVerfügungvonDanng
aus erhalten. Eine solche Auslegung widerspräche
auch den ausdrücklichenErklärungendes Herren Geheim-
rats Klotzsch im Unterrichtsministerium, der der Vater

s es it.de

FigriioarsNummereins. In zweiter Linie möchte

ich aber auch den Bedenken des KollegenZitzlaff
widersprechen Wir dürfen nicht bloß die Verhältnisse

im Osten in Betracht ziehen, sonderndarandenken,
daß die Hauptsteuerzahlerim Welten-sitzenM dCU

großen Industriegegenden Dort ist dajiQuantuomder

Einkommensteuerso wesentlichhöhEVFlTJbel Unv- daß

wir sicher einen Profit machten. Wir im Nordenund
Osten find, abgesehen vielleicht VVIJBFTÜIDTät-IßMIF
100 0X0Zuschlägen arbeitet und vielleicht20»«,»aus
Volksschiillasteii verwendet, nicht in den gunstigen
Verhältniser wie der Westen· DpktItt del Ertrag
der Einkommensteuer so groß,daß nicht die Rede davon
sein kann, daß wir bei einer Verteilung dISchUFaitFU
auf diese Steuer, schlechterwegkämen.Daswäreja
aber zum Gegenstande einer besonderenStatistik zu

machen. Eine andere Steuer als die Einkommensteuer
zum Maßstabe zu nehmen, ist ganz unmoglich.·Die
Gebäudesteuer kommt garnicht in Frage, vaUchabgcichen

davon, daß sie in Stadt und Land verschiedenveranlagt
wird, wobei das Land ja hundertmalbesserweg-kommt
als die Städte; ebenso ist es mit der Gewerbesteuer
und Grundsteuer, da alle diese Steuern nicht zu»

den

reinen Ertragssteuern gehören. Soweit aber Gebaude-

und Landbesitzoder Gewerbebetriebe Reinerträge ergeben,
kommen diesebei der Einkommensteuervollzum Ausdruck
Wenn wir nun heute auch die Sache bis Aufs UUchste

Jahr verschieben,so möchteich doch bitten, denganzen

Vortrag einschließlichder Thesenzu druckenund

herumzuschicken,damit wir uns aus die Sache sur den

nächstenStädtetag vorbereiten können.
, .

d
YorsitzendcnDer letzteWunsch des Vorrednerswir-

ja durch die Veröffentlichungdes stenographischenBe-
richts erfüllt; im übrigenmuß ichwiederholen:Wir

sind nicht in der Lage, diesen Antragheute zu er-
ledigen. Beispielsweiseist allein die Nummer 2, die
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Schaffuiig einer Landes-Zentralschulkasse,aus der alle-

persönlichenAusgaben für das Schulwesen gedeckt
werden und zu der alle Schulgemeiiidenentsprechend-
der EinkommensteuergleichmäßigeBeiträge leisten sollen,

feine Forderung von so umfasseiider grundsätzlicherBe-

deutung, daß sie die ganze Grundlage unseres Volks-

schulwesensverändert. Sie führt zur glatten Staats--
fchule. (Zuruf: Nein!) Gestatten Sie, daß ich doch
auch meine Meinung darüber habe. Ich beaiitrage,.
daßdie Versammlung erklären möge, sie sei heute nicht
in der Lage, die von dem Herrn Referenten auf-
gestellteiiThesen zu beraten und darüber Beschlußzu
fassen. Ich kann Sie nur dringend warnen, in dieser
letzten Minute den Versuch zu machen, auf alle diese
schwierigenFragen einzugehen. Das übersteigtdie

Menschenkraft Ich möchteauch nicht, daß der heutige
Städtetag sich in irgend einer Weise bindet. Wir

swollen mit dankbarem Interesse Kenntnis nehmen von
den Ausführungendes Herrn Referenten, aber uns

für außer Stande erklären,über seinen Antrag heute
einen Beschlußzu fassen.

gerichteriiattey BürgermeisterMüller: Ich möchte
bloß um den Zusatz bitten, daß die Beschlußfassung
bis zum nächstenStädtetage vertagt wird.

VorsitzendenIch bitte auch davon abzusehen und
dem Städtetage und seinem Vorstande freie Hand zu
lassen. Seien wir doch aufrichtig. Kollege Müller
setzt uns ja das Messer an die Kehle. Wenn Sie
sagen, Sie haben keine Zeit gefunden, die Sache früher
vorzubereiten, so mag das ja wahr sein; aber wir sind
doch vollständigüberraschtworden. Sie können nicht
verlangen, daß wir uns irgendwie engagieren, auch
nicht fürs nächsteJahr. Es ist ja selbstverständlich,
daß wir die Sache nicht ad acta legen; ich bitte aber
darauf zu verzichten, daß wir heute einen Beschluß
fassen, und wenn er auch nur auf Vertagung geht.
(Zuruf des Berichterstatters Müller: Einverstanden!)
BürgermeisterErdmann-Neustadt: Ich möchteHerrn

Müller bitten, seinen Wunsch für heute fallen zu
lassen. (Zuruf: Ist schon gefchehen.)

StadtverordnetenvorsteherQbuch- Graudenz: Ich
muß dem Vorsitzenden durchaus beistimmen. Das ist
eine Überrumpeluiig,gegen die wir energifch Front
machen. (Unruhe.) Die Anträge hätten uns gestern
früh unterbreitet werden müssen. Die ganze Sache
habe ich überhaupt erst einmal in Form eines Ein-

gesaiidts im »Gefelligen«gesunden, allerdings auf der
anderen Seite auch gleich ein Korrektiv: Eine Abhand-
lung, wie auf dem Lande eingeschätztwird. Jch würde
dem Antragsteller empfehlen, seine Anträge zurück-
zuziehen. Es darf nicht der Eindruck erweckt werden,
daß wir uns irgendwie sympathischzu den Anträgen
stellen·

Vorsitzenden Ich glaube, die Sache erledigt sich
dadurch, daß der Referent damit sein Einverständnis
erklärt hat, daß wir in eine Beratung nnd Beschluß-
fassungüber seine Anträgeheute nicht eintreten.

GerichtersiatteizBürgermeisterMüller: Ich möchte
mich dagegen verwahren, daß man mir imputiert, ich
hätte den Städtetag überrunipelnwollen. Das ist ein



Vorwurf, der vollständig unberechtigt ist und den ich
nicht hinnehmen kann. Daß der Gegenstand auf die

Tagesordnung kommen und daß ich Vorschlägehaben
würde, haben Sie gewußt. Wenn nun die Vorschläge
derart sind, daß sie eine längereBeratung erfordern
und nicht in der Hast erledigt werden können, so hat
das nichts mit Überrumpelungzu tun.

Iorsitzendert Wird noch das Wort verlangt? —-

Dann können wir diese Nummer verlassen. Wir

kommen zu Punkt 6:

Gefetzentwurf über Haftung des Htaates pp. für
Ymtspflichtverketzungen von Beamten Hei ging-

übnng der öffentlichenGewalt.

gerichterstattenBürgermeisterZihlaff-Marienwerder:
Der dem Abgeordnetenhause in der letzten Session
vorgelegte Gesetzentwurs über die Haftung des Staats

und anderer Verbäude für Amtspflichtverletzungen von

Beamten bei Ausübung der öffentlichenGewalt bestimmt,
daß die Gemeinden und die andern öffentlichenVer-

bände für die bei Ausübung der öffentlichenGewalt

begangeneu Amtspflichtverletzungen der für ihren Dienst
angestellten Beamten aufzukommen haben. Die Kom-

mission des Abgeorduetenhauses hat dieser Regelung
nach langem Bedenken zugestimmt. Jch halte eine

Nachprüfung für unerläßlich,wieweit die damit den

Gemeinden auferlegte Belastung sachlicheBegründung
findet.

Die Frage, ob der Staat für die hier behandelten
Pflichtverletzungen feiner Beamten aufzukommen hat
— im folgenden wird nur von diesen die Rede sein—,
oder die Geschädigtennur das Recht haben sollen, sich
an den Beamten zu halten, ist in der deutschenGesetz-
gebung lange streitig gewesen. Der code civil hat
für das rheinischeRechtsgebiet die Haftung des Staates

seit langem durchgeführt,im Landrechtsgebiet wurde

die Haftung abgelehnt. Bei Beratung des Bürgerlichen
Gesetzbucheswandten sich die verbündeten Regierungen
energisch gegen den Versuch, die Haftung des Staates

nicht gesetzlichauszusprechen. Die Regelung der Frage
blieb der Landesgesetzgebnngvorbehalten. Neuerdings
hat sich aber allgemein die Uberzeugung durchgerungeu,
das im Rechtsstaate die Haftung des Staates für

Amtspflichtverletzungen seiner Beamten auf die Dauer

nicht entbehrt werden können.»Noch vor kurzem hat
der deutscheJuristentag dieser Uberzeugung einstimmig
Ausdruck verliehen. Die Staatsregierung hat dem all-

gemeinen Verlangen nach dem Gefetzentwurf rasch ent-

sprochen, vielleicht besonders rasch ans Rücksichtnahme
auf die Blockpolitik des Reichskanzlers. Sie hat dabei
aber durch Einbeziehungder Gemeinde und der andern

Verbäude in die Haftung dem Gesetzentwurf eine

Gestalt gegeben, die m. E. den Landtag zur Ablehnung
der Vorlage veranlassen müßte. So groß ist schließlich
der Fortschritt mit der Einführung der Staatshastung
doch nicht, daß man dafür sachlich ganz unfehlbare
Bestimmungen in den Kan nehmenmüßte. Die Staats-

regierung würde schließlichdochder öffentlichenMeinung
entgegenkommenund einen annehmbaren Entwurf vor-

legen müssen.
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Daß der Staat für die Amtspflichtverletzungen
seiner Beamten zu haften hat, ist allerdings eine

Rechtsnotwendigkeit, deren nähere Begründung ich
wohl unterlassen darf. Ein Gendarm mißhandeltbei

einer Verhastung den Häftling ohne jede Veranlassung
so, daß er schwerem Siechtqu verfällt. Ein Antrag-
steller erhielt sein Gesuch bei der Behörde trotz mehr-
facher Erinnerungen und Beschwerden erst nach langer
Zeit erledigt, und wird dadurch in schwerenVermögens-
nachteil gestürzt. Ich erinnere an den Fall, der vor

kurzem vom Oberverwaltungsgerichte abgeurteilt wurde,
wo ein Katasterbearnter die Vermessung eines Grund-

stücksüber Jahr nnd Tag verzögert hatte, fo daß die

Auflassung erst in einem Augenblickehättevorgenommen
werden können, wo der Vertrag durch Zeitablanf hin-
fällig geworden war. Jn allen diesen Fällen hat die

Staatsgewalt mindestens in gleichemMaße wie der

Beamte den Schaden verursacht, indem sie Beamte

amtieren ließ, die ihr Amt in schadenbringender Weise
ansübten. Für den Beschädigtentritt häufig, so im

Falle des Katasterbeamten, der Beamte als Schaden-
ftifter ganz zurück.Die staatlicheBehörde,das Kataster-
amt, hat nicht funktioniert; dadurch ist der Schade
entstanden.

Der Gesetzentwurf bestimmt daher mit Recht, daß
in Zukunft für Amtspflichtverletzungenvon Staats-

beamten nur der Staat dem Beschädigtenhaftet, nicht
mehr der schädigendeBeamte selbst, und daß der

Staatsfiskus das Recht hat, von dem Beamten Ersatz
zu verlangen.

Der Staat tritt aber nach dem Entwurf nur für
die unmittelbaren Staatsbeamten ein, für sämtliche
mittelbare Staatsbeamte bestimmt der Entwurf, daß
der Verband, für dessen Dienst der Beamte angestellt
ist, zu haften hat, und daß als derartige Verbäude

Gutsbezirke, Amtsbezirke und Zweckverbändezu gelten
haben.

Ich möchte an ein paar Beifpielen kurz darlegen,
zu welchen Abfonderlichkeitenund Unbilligkeiten diese

Regelung führen kann. Ein Amtsvorsteher läßt bei

einem Brande ohne triftigen Grund ein wertvolles

Nachbargebäudeniederreißen; der Amtsbezirk würde
für ihn haften, obwohl der Amtsvorsteher von den

Staatsbehörden ernannt wird, ohne daß der Amtes-

bezirk auf die Ernennung den geringsten Einfluß hat.
Ein Volksschullehrer in einer kleinen weftpreußischen
Stadt unter 10000 Einwohner hat nach Auffassung
der entscheidenden Gerichte bei Beaufsichtigungdes

Turnunterichtes seine Pflicht verletzt: ein Knabe ist
vom Reck herabgestürztnnd in dauerndes Siechtum
verfallen. Die Haftpflicht würde die Stadt als Schul-
verband treffen. Ein vorn Landrat bestellter kom-

misfarischerGemeindevorsteher nimmt ein Nottestament
auf; das Testament ist- wie die Nottestamente der Ge-

meindevorsteher so vielfach, unbrauchbar. Die Haft-
pflicht würde die Gemeinde treffen.

Ob die Verbäude sich an den Beamten erholen
könnten, der vielleicht vermögenslos ist, würde im

einzelnenFalle recht zweifelhaftsein. Einleuchten wird
aber «jedem,daß hier die Haftpflicht des Verbandes



jedes Grundes entbehrt, daß hier eine unter limständeu
ganz niederdrückende HaftpflichtVerbändetrifft, denen

auch in keinem Punkte das Delikt der Beamten zu-

gerechnet werden kann.

Fragt man nach den Gründen, die dieseabsonder-
liche Regelung herbeigeführthaben, so ist nachdem
Kommissionsberichteder Hauptgrunddarinzu finden,
daß die Regelung des Entwurfs allemformell.klar
sei, da nicht zweifelhaftsein könne, sur wessenDienste
der Beamte angestellt sei, und daß man eines klaren

Unterscheiduiigsinerkmalesbedürfe·

Ich will zugeben, daß im allgemeiiiendie Regelung
des Entwurfes keinen Zweifel darüber läßt, welcher
Verband zu haften hat, obwohl im einzelnenFalle
solcheZweifel doch entstehen können. Wer haftetz. B.

für den Landrat, soweit seineTätigkeitals Vorsitzender
des Kreisausschusses in Frage komth Soweit es sich
dabei Um die Aufsichtüber die Landgemeinden,Standes-

ämter, Aintsvorsteher usw. handelt, wird sa nach der

Entscheidung des Oberverwaltuiigsgerichtsim 48. Bande
kein Zweifel obwalten können, daß derLandrathier

ausschließlichals staatlicher Beamter tätig wird-»wenn
auch in der Praxis immer noch zu «Unr«echtdiese Ge-

schäfte als Geschäfte des Kreisaiisschussesbehandelt
und von Kreiskommunalbeamten bearbeitetwerden.

Zweifelhaft könnte es sein bei den Geschäften,Joo
der

Kreisausfchnß als Behörde der allgemeinenLandes:
verwaltung tätig wird. Hier handelt esxsichallerdings

Um Geschäfte, deren Erledigung den Kreiskommuiial-

verband belastet. Hier würde man auch wohlan-
nehmen müssen, daß der Kreis »fürAnitspsåichtvek
let-Jungendes Landrats eintretenmußte,da

der-»gndrat
inimerhinauch für den Dienst des Kreises an-

e tellt wird.g s

Abgesehenvon der klaren Regelungder
Bäklagtem

rolle hat die Regelung des Entwurfesnur Bedenken
gegen sich. kann niemanden als richtigerscheinen-
»daßein Kommuiialverband fürBeamtehaften soll, auf

die er nicht den geringstenEinflußhgt»Mandenke

auch aii Orte, die mit Vorliebe-fürStrafversåtzungen
ausgesucht werden, z. B· bei strafversetzten»ehrern,
bei denen demgemäßdie Gefahr derHaftungenorm

steigt. Wie kann man hier der Gemeindezumuten-
diel Strafversetzungen der Staatsbehördenzu finan:
zieren! — Wenn man in der Kommissionferner

er-

klärt hat, die Übernahmeder Haftung surdie »el)rer
auf den Staat verstoßegegen den Art.20 derpreußi:
schen Verfassung, wonach den Gemeindendie-Unter;
haltungslast für die Schulen obliegt, so wurde ichlfiiight
einschen, warum man, wenn Bedenkenbegrune

.wäre, nicht — wie so häufig schon—: die Berfassking
insoweit ändern sollte. Es ist aber uberaus frag ich,

ob das Bedenken zutrifft.
«

Gerade aus den Erörterungen in der Kommission

über die Volksschullehrerkann man-ersehen,lwotder
grundsätzlicheFehler des Entwurfes liegt. Er

liteg
der Ableituiig der Haftpflicht aus der Unterhat-
last. Wem die Unterhaltung-einerBi53)hork:e«loclieg-,
der hat nach dem Entwurf für ihre.1mtspsi)tver-
Ietzungen einzustehen. Ich kann nicht einsehen, wie
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man diesen Satz begründenkönnte. Häufig ist schon
die Unterhaltungspflichthöchstunbillig geregelt; ich
erinnere nur an die Schullastenverteilung.Nun will
man noch den Unterhaltungspflichtigenfür Dinge ein-
stehen lassen, woran er gänzlichunbeteiligt ist und ob-
wohl diese durch das Spezialgesetz neu eingeführte
Haftpflicht mit der Unterhaltuiigslast garnichts zu
tun hat.

Eine zutreffeiidere Regelung wird man nur

gewinnen wenn man die Haftpflicht aus der
öffentlichenGewalt herleitet, wenn man den Träger
der öffentlichenGewalt, den Staat, schlechthinfür alle
Beamte haften läßt« Man wird mir einräumen,daß
dieseRegelung aii fornieller Klarheit der des Eiitwurfes
gleichkommt Ich werde versuchenzu zeigen, daß auch
sonst keinerlei Bedenken dein entgegenstehen.
Für die Staatsfinanzen wäre diese Regelung ohne

Bedenken. Die Regierungskommissarekonnten in der
Kommission garnicht genug auseinandersetzen,daß die

Haftung für die Gemeinden finanziell absolut keine

Bedeutunghätte. Man werde sich, so drückte sich da
ein Kommissar aus, über die außerordentlichgeringe
finanzielle Tragweite wundern, die das Gesetz für die
öffentlichenVerbäiide habe. Ist die Sache aber finanziell
ohne Bedeutung,dann ist es dochangemessen, daß der
Staat die Haftung für alle übernimmt,wodurch er ja
nach den Ausführungenseiner Koinmissarenicht belastet
werden kann. Andernfalls müssensämtlicheVerbände
und Gemeinden sich gegen die Haftpflicht versichern
—

ausgenommen vielleicht die größten, wo sich das
Risiko von selbst ausgleicht —, und es ist nach sach-
kundigeiiBerechiiungenanzunehmen, daßdie Versicherung
sie mehr als das Doppelte der Schadebeträgekosten
würde. Man würde es den Gemeinden und andern

Verbänden,wenigstensden kleineren,direkt zum Vorwurf
machen müssen,wenn sie sich nicht versicherten, gerade
weil die Haftpflichtfälleso selten sein werden, dann
aber mit größeren Schadenbeträgeiigerechnet werden

muß. Der Minister hat in der Kommissionden leistungs-
schwachenSchulverbändenzugesichert, er würde ihnen
bei ihrer Inanspruchnahmemit den Mitteln eines bereit
zii stellenden Fonds zu Hilfe kommen. Wer will sich
aber darauf verlassen, daß der Verband für leistungs-
schwacherklärt wird? Ich persönlichglaube nichtdaran,
daß auch nur eine Stadt ans dein Fonds eine Hilfe
erhalten würde. Man würde ihr entgegenhalten:
Warum hast du dich nicht versichert?

Güiistig würde die Einführung der Steuerhaftung
auch insofern wirken, als dann die mittelbaren Staats-
beamten den unmittelbaren für die Folge der Erhebung
des Konflikts tatsächlichgleichgestelltwürden. Wird
der Entwurf Gesetz, so wird die Regierung in jedem
Falle, wo sie sich auf den Prozeß einläßt,die Ent-

scheidung des Oberverwaltungsgerichtesherbeiführen,
ob der unmittelbare Staatsbeamte seiner Amtspflicht
genügt hat. Bei den anderen Verbänden würde die

Regierung, falls der Staat nicht haftete, mit Erhebung
des Konfliktswie schonjetztnichtzurückhaltendvorgehen,
so daß in diesen Fällen vielfach die Zivilgerichte die

Frage der Amtspflichtverletzungentscheidenwürde. Es
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liegt aber kein Grund vor, die beiden Beamtenklassen
verschiedenzu stellen-

Es ist das Bedenken angeregt worden, daß bei

Übernahmeder Haftung auf den Staat die Staats-

behördenuoch intensiver als jetzt bestrebt sein würden,
die Handhabung der öffentlichenGewalt bei sich zu

konzentrieren. Ich glaube hieran nicht. Die Ent-

wicklung geht sowieso dahin, daß die Staatsbehörden
die Selbstverwaltungsorgane, insonderheit soweit sie
öffentlicheGewalt ausüben, lediglich als ihnen unter-

geordnete Organe betrachten, die ihr Amt nach ihren
Direktiven zu führen haben. Es würde deshalb in

dieser Beziehung keine Änderunghervorgerufen werden,
wenn jetzt der Fiskus auch für dieseBeamten finanziell
einsteheu sollte. Man darf auch nicht übersehen,daß
sowieso jeder Haftpflichtsfall, soweit nicht der Beamte

sich mit dem Geschädigtenin Güte auseinandersetzt,
doch in der Regel an die vorgesetzteStaatsbehörde
gelangen wird, sei es nun, daß der VerletzteBeschwerde
erhebt, um im Prozeß die Enscheidung der Aufsichts-
behördeverwerten zu können,sei es, daß die Frage zur

Erhebung des Konflikts an diese gelangt.

Die Übernahmeder Haftung auf den Staat hätte

auch den großen Vorzug, daß die Entscheidung in

allen Fällen in die Hand der sachkundigenvorgesetzten
Staatsbehörde gelegt würde, die am ehesten in der

Lage ist, nachzuprüfeu,ob es angebracht wäre, den

Beamten mit seinem Vermögen haften zu lassen, oder

ob die Regreßnahmegegen den Beamten im einzelnen
Falle eine materielle Unbilligkeit bedeuten würde. Bei

den Städten würde die Enscheidung dieser Frage
— bei Statuierung der Gemeindehaftung — allerdings
zumeist dadurch umgangen werden, daß voraussichtlich
im Wege der Haftpflichtversicherung bestimmt werden

würde, daß die Gesellschaft den Beamten für den

Schaden nur im Falle vorsätzlicherBegehung haftbar
machendürfte. Immerhin würde im Falle der Gemeinde-

haftung häufig die kommunalen Organe vor die Frage
gestellt werden, ob sie gegen einen Beamten wegen der

der Gemeinde erwachsenen HaftpflichtRegreß nehmen
sollten. Welche Schwierigkeiten würden daraus für
die Gemeinden erwachsen! Häufig sind die kommunalen

Behörden überhauptnicht in der Lage, die Frage an-

gemessen zu beurteilen, da sie von der Handhabung
der öffentlichen Gewalt grundsätzlichausgeschlossen
sind. Würde die Stadtverordnetenversammlung immer

beurteilen können, ob eine Amtspflichtverletzung des

Polizeiverwalters, menschlichbetrachtet, Entschuldigung
verdient? Würde die Stellung und sachliche Unab-

hängigkeit der mit obrigkeitlicheGewalt ausgestatteten
Kommunalbeamten dadurch nicht noch erheblich ver-

lieren, daß das diskretionäre Ermessen der kommunalen

Körperschaftenzur Entscheidung über wichtige sie be-

rührende Vermögenssragen berufen würde? Die

Staatsverwaltung weist häufig darauf hin, daß die

Kommunalbeamten, was die Ausübung öffentlicher
Gewalt angeht, den Staatsbeamten nicht gleichwertig
sind, weil sie zu abhängig von kommunalen Einflüssen

sind. Hier soll diese Abhängigkeitgerade noch vermehrt
werden.
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Die Statuierung der staatlichenHaftung würde auch-
den großen Vorzug haben, die Staatsregierung in

Fällen, wo Mängel hervortreten, zu einem baldigen
gesetzgeberischenVorgehen zu veranlassen. Jch möchte
das an einem besonders schroffenFall erläutern, dem

schon vorhin erwähntenFalle des Gemeindevorstehers,
der für das Versehen bei Errichtung des Nottestamentes
zu haften hat· Diese Haftung ist, soweit die Schädi-

gung nicht vorsätzlichvom Gemeindevorsteher herbei-
geführt ist, ganz unbillig und unhaltbar. Man kann.

es unsern Gemeindevorstehern einfach nicht zumuten,.
ein Testament ordnungsmäßigaufzunehmen, wo doch
Fehler hier und da selbst Notaren und Richtern unter-

laufen. Verweigert der Gemeindevorsteher aber die Er-

richtung des Testamentes, so macht er sich der Unter-

lassung einer Amtshandluug schuldig und haftet dieser-
halb. Der Gemeindevorsteher ist also in jedem Falle,
wo er zur Errichtung eines Nottestamentes gerufen-
wird, einem recht erheblichenHaftpflichtrisikoausgesetzt.
Dabei liegt es doch regelmäßigam Erblasser, daß er

nicht rechtzeitig ein ordentlichesTestament errichtet hat;
Das richtige und allein erträglichewäre, wenn man

das Nottestament nicht überhauptbeseitigen will, die

Haftpflicht des Gemeindevorstehers nur bei vorsätzlicher

Schädigungzu statuieren. Bisher hat man trotz zahl-
reicherHaftpflichtprozessegegen Gemeindevorsteher wegen

fehlerhafter Errichtung von Nottestamenten von einem-

gesetzgeberischenVorgehen der Staatsregierung in dieser

Richtung noch nichts gehört. Würde der Fiskus aber

die Haftpflicht am eigenenSäckel verspüren — dafür

hat man auch eine recht zarte Empfindung — so zweifle
ich nicht daran, daß bald Abhilfe geschaffenwürde.

An der Hand der vorgeheudenAusführungenmöchte

ich noch kurz auf die wesentlichstenZweige der von

städtischenBeamten aus-geübtenöffentlichenGewalt ein-

gehen, um darzulegen, weshalb die Übernahmeder

Haftung durch den Staat zu fordern ist.

Zunächstist hier das Schulweseu zu nennen — ich-
darf wohl die Lehrer an dieser Stelle als ftädtische
Beamte bezeichnen. Die Stadt hat —- Mtt Austlahlne

vielleicht der großenStädte, über deren Verhältnisse
ich wenig unterrichtet bin, — auf die Handhabung der

öffentlichenGewalt im Schulweseu keiUCU Einfluß
Die Schulleitung und Beaufsichtigung hat der Staat

übernommen. Was er den Gemeinden als Anteil au

der Schulaufficht nominell überlassen»hat-hat keine-·

sachlicheBedeutung. Tatsächlichist dle Stadt in der

Handhabung der Schulaufsichtnicht beteiligt Selbst-
wenn die Stadt das Lehrerwahlkechthat, ist dieserZu-
stand uach der heutigen Gestaltlsugder Dinge nicht
verändert. Die Stadt darf nur solcheLehrerwählen,.
die der Staat für geeignetbefunden hat, und es ist
bei unserm heutigen Lehrermangelunzweifelhaft,daß
die städtischenLehrer, wenn 110 Mcht im städtischeu

Schulwesen arbeiteten, iII ch andern Schulen tätig,
wären. Die Stadt wird immer die besten der Von

dem Staate gebotenen Lchkkrästc aussuchcn; bei

den städtischenLehrern kann sichalso das Haftpflicht-
risiko nur verringern. Um so weniger Anlaß besteht
aber, die HaftpflichtderStadt aufzubükdeu.Daß hier-



»die HtrftPflicht»dcs«Staates zu einer weiteren Be-

schränkungder Selbstverwaltungführenkönnte,ist aus-

geschlossen,weil Selbstverwaltungüberhauptnicht be-

steht. Die Staatsbehörde würde sich mit den ihr
unterstellten Lehreru über die Haftpflicht am besten
auseinandersetzen; die Stadt wäre selten dazu in der

Lage- da ihr Vielfachdie technischeKenntnis des Schul-
betriebes abgeht.

Daneben kommt hauptsächlichdie Polizeigewalt ju

Betracht- Hier hat die Stadtgeineiude das Recht, die

Beamten unter deni Vorbehalt der Bestätigungdurch
die Staatsbehörden zu ernennen und die gesamten
Kosten zU tragen. Auf die sachlicheHandhabung hat
sie keinerlei Einfluß, die Polizei wird als staatliche
Verwaltung im Namen des Königs betätigt. Der

städtischePolizeiverwalter steht, wie das Oberverwal-
tungsgericht einmal ausführt, völlig gleich dem Honig-
lichen Polizeiverwalter, mit dem einzigen Unterschiede,
daß bei feiner Bestellung die Stadt mitzuwirkenhat.
sEs ist bekannt, daß in Polizeisachenvon einer Selbst-
verwaltung genau so·wenig mehr die Rede ist als im
Schulwesen, daß vielmehr die«Staatsbehörden

die

städtischeuPolizeiverwalter lediglich als die Vollstrecker
ihrer Anordnungen betrachten. Ich wer-dein dieser
Versammlung mir weitere Einzelheitendaruber ersparen
können. Leitet sich aber die Polizeigewalt ausschließlich

von der staatlichen Gewalt ab, wird die Handhabung
der Polizei nur bestimmt durch die Weisungen unddie

"Aufsichtsentscheidungender Staatsbehördemso ist-gar-
nicht abzusehen, wie man dafür die Gemeindehaftbar
machen kann. Auch mit der freien Wahl der Polizei-
beamten ist es nicht zum besten bestellt. Die Wahl
des Bürgermeistersund des Polizeidezerneutenmag»

im

allgemeinen wenig durch die Staatsbehördenbeschränkt
werden, für die untern Polizeiorgaue ist aber voneiner
"Wahl regelmäßigüberhauptnicht dieRede, tweilge-
eignete Militäraiiwärter sich regelmäßignur so wenig

melden, daß eine Wahl erst gar nicht stattfindenbraucht
Die Staatsbehörden nehmen tatsächlichdurch die-Aus-
crlegUUgder Verpflichtung zur Anstellung von Militär-

sanwärtern die Stellenbesetzung in die Hand.
.

Daß das Vorkommen von Hastpflichtsällendie
Staatsbehörden veranlassen würde, die freie Tätigkeit
der städtischenPolizeiverwaltungen noch weiter einzu-
"schräUkeII-ist nicht ausgeschlossen, weil eine weitere

Einschränkungwirklichnicht mer möglichist. Außerdem
wird die Polizeiaussichtsbehörde— auch bei Festsetzung
der Geineindehaftung — in jedem Falle, der zu einem

Haftpflichtanspruchführen sollte, von Aufsichtswegen
die Sache untersuchennnd die erforderlichenMaßnahmen

treffen müssen. Manchem Polizeiverwalter könnte es

ja vielleicht lieber sein, wenn die Stadt die Haftung
träfe; sie würde sichund den Polizeiverwaltervlversichern,
damit wäre der Polizeiverwalter der Gefahr uberhobven,
in Anspruchgenommen zu werden-.M. kann diese

Erwägung eben nicht maßgebendsein, da jeder Beamte

die Pflichthat, sein Amt ordnungsmäßigzuverwalten
Und es durchaus angebracht.ist,daßnhndie zwil-

.recht1jcheHaftung an diese Pflicht entschiedenmahnt
Wenn aber die Staatsverwaltungschließlichdgch

fdcr Meinung wäre, dasz sie aus diese Weise etwas sur
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die Polizeiverwaltungen der kleineren Städte leistete,
so brauchte sie das auch nicht gerade aufzuregen. Bei den

Städten mit KöniglicherPolizei können die Staats-

behördennicht genug hervorheben, wieviel sie für die

hier in Betracht kommenden großen Städte leisten, die

ländlichePolizeiverwaltung erhielt auch vom Staate

weitgehende Unterstützung Wäre es ein so großes
Unglück,wenn den kleinen Städten diese kleine Er-

leichterung gewährtwürde?

Wie mit dem Schul- und Polizeiwesen verhält es

sich auch mit den andern weniger bedeutenden Zweigen
der öffentlichenGewalt, die von Kommunalbeamten

gehandhabt werden.

Sie werden vielleichtangesichts der geringen finan-
zielleii Tragweite dieser Frage meinen, daß es sich
nicht verlohne, wegen dieserSache etwas zu veranlassen.
Es handelt sich aber darum, in einem besonders hervor-
tretenden Falle dem Bestreben der Staatsregierung
entgegenzutreten, die Lasten den lokalen Verbänden

aufzuerlegen, selbst wo kaum der Schein eines Grundes

für eine solche Regelung spricht, während die Rechte
der Selbstverwaltung Schritt für Schritt beschränkt
werden. Jch brauche nicht weiter auszuführen, daß
hierdurch gerade die kleinen und schwächerenVerbäude

besonders schwer getroffen werden.

-Die Kommission des Abgeordnetenhauses, die sich
wegen des großen prinzipiellen Fortschrittes hat be-

stimmen lassen, die Regelung des Entwurfes im wesent-
lichen anzunehmen, hat jedenfalls auch ihre schweren
Bedenken dagegen gehabt. Es mag daran zum Teil

meistens gelegen haben, daß der Entwurf nicht mehr
verabschiedetworden ist. Um so weniger brauchen wir

besorgen, daß eine Stellungnahme des Städtetages
erfolglos sein würde.

Ich bitte folgender Entschließungzuzustimnien:
Der Vorstand des westpreußischenStädtetageswird

ersucht, bei den gesetzgebendenFaktoren dahin vorstellig
zu werden, daß die Haftung fürAnitspslichtverletzungeu
von Beamten bei Ausübung der öffentlichenGewalt

allgemein dem Staat auferlegt werde. (Beifall.)
YorsitzendenWird zu diesemGegenstande das Wort

verlangt? — Sie haben den Antrag des Herrn Re-

ferenten und seine Begründung gehört. Da die Ver-
treter der Staatsregierung nicht niit abstimnien, darf
ich wohl annehmen, daß der Antrag angenommen ist.
(Zustimmung.) Wir wollen versuchen, wie weit wir
damit kommen.

Jch habe noch eine Frage nachzuholen. Jch habe
vergessen, die Herren, namentlich die drei, die als
unsere Vertreter für Münchengewählt sind, zu fragen-
ob sie die Wahl annehmen.

BürgermeisterMüllers Jch nehme die Wahl niit
Dank an. Sie ist mir um so angenehmer, als ich
sonst immer als Vertreter zum preußischenStädtetage
entsandt worden bin, ohne daß mir eine Entschädigung
zuteilwurde. — Jch darf zugleichfür meine Herren
Kollegenerklären,daß sie die Wahl ebenfalls annehmen.

VorsitzendenDie Tagesordnung ist erschöpft. Ich
benutzedie Gelegenheit,am Schlusse unserer Verhand-
lungen nochmals unseren herzlicheuDank auszusprechen



für die ausgezeichneteAufnahme, die wir in der Stadt

Marienwerder gefunden haben»

BürgermeisterZilzlasf-Marienwerder: Jch glaube
in Ihrer aller Namen zu sprechen, wenn ich unserem
hochverehrten Vorsitzenden, Herrn Oberbürgermeister
Ehlers den Dank. der Versammlung für die vorzüg-

licheLeitung der Verhandlungen des Städtetages aus-

spreche.

Zorsitzenden Ich danke Ihnen für diese freundliche
Anerkennung und darf sie wohl auch auf diejenigen
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Herren beziehen, die mich sostatkräftigunterstützthaben,.
auch auf die Herren Referenten.

Wenn nichts weiter vorzutragen ist, schließeich den

16.westpreußischenStädtetag Auf Wiedersehen übers

Jahr in Elbing!

Schluß 1I-«,»Uhr.


